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LIBYEN: 


aschismus und Provokationen 


n der letzten Ausgabe des ARBEI- 

TERKAMPF haben wir bereits am 
Beispiel Ägyptens die Politik der ara- 
bischen Staaten dargestellt, Der Nahe, 
Osten gehört zu den angestrebten Ein- 
fußgebieien des aufsteigenden euro- 
päischen Imperialismus. Es ist unsere 
Aufgabe, die Solidarität mit den arı- 
bischen Völkern zu fördern, im ge- 
‚meinsamen Kampf gegen den Imperi- 
alismus, Wir kritisieren dabei Theori- 
en, die ambischen Regimes wie etwa 
in’Ägypten und Libyen eine fort- 
schrittliche Rolle zusprechen und das 
Gerede des libyschen „Revolutionärs“ 
Ghaddafi von einer „Kulturrevoluti- 
on“ in seinem Land für bare Münze 
nehmen. 

„Die arabische nationale Bourgeoi- 
sic befindet sich, wie die Bourgeoisie. 
in anderen Teilen der Welt, in einem 
antagonistischen Widerspruch zum 
Volk. Ihr Widerspruch zum Imperia- 
lismus dagegen ist nicht antagoni- 
stisch, ihre Zusammenarbeit mit dem 
Imperialismus gegen das Volk und ih 
re eigenen kapitalistischen und impe 
ialistischen Interessen sind die Grund- 
In ihren Auseinan- 


Nistischen Interessen sind die 
;e ihrer Politik. In ihren Auseinan- 
dersetzungen mit dem Imperialismus 
zur Durchsetzung dieser Inton 


55.Todestag von Rosa Luxemburg 


POLITISCHE 
ENTLASSUNGEN 


Arbeit 


Der faschistische Provokateur Ghaddafi 


und Karl Liebknecht 


Vor 55 Tahren wurden die Führer 
der "KFD und der sevoaionen 
denischen Arbeterschft, Ron La 
Zembug und Kal Liebkmecht, im 
Dienst "der Bourwanlde emardet 
Me men starben" in jenen Tan 
mehrere hundert Berliner Arber, 
Frauen und Kinder Im Feuer kon 
aiferohlonärer Truppen 

D un vom Norenber 1518 Bu 
indie Sr an ie Reperung gbrch, 


Kat Kisthna 


daran, 
schaft niederzuwerfen, 


die re 


Noch im Dezember 1918 wurden 
im Auftrag der SPD aus bürgerlichen 
Offizieren und reaktionären Truppen- 
teilen die ersten konterrevolutionä; 


ren Einheiten, die sogenannten „Frei 
korps” aufgestellt. Viele spätere füh 
rende Mitglieder der NSDAP absol 
vierten dort ihre „Schule”. 


rzeitung des 


4 


HINGERICHTET 


’ za 


stützt sie sich auf das Volk, indem sie 
mit einer faschistischen Politik die 
Sehnsucht des Volkes nach dem So- 
zialismus und seinen Haß auf den Im- 
mus ausnutzt.“ (AK 37) 

Wir wollen mit diesem Artikel ver- 
suchen, am-Beispiel Libyens die Di 
magogie der kleinbürgerlichen arabi- 
schen Führungen zu entlarven. 


Unter der Herrschaft 
des Imperialismus 


Die Fläche Libyens ist sieben mal 
0 groß wie die der BRD, das Land 
besteht aber zum größten Teil aus 
Wüste, Landwirtschaftlich nutzbar 
sind nur der Küstenstreifen und eini- 
ge Oasen, wobei aus Wassermangel 
meist nur Nomadenwirtschaft möglich 
ist 


Das libysche Volk — heute 
Millionen Menschen — hat wie die 
deren Völker der Dritten Welt un 
löschliche Erfahrungen mit dem Im 
perlalismus gemacht. 1911 bepann Ita 


tärischen Eroberung 
Libyens. Italien war wie Deutschland 
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1 mit der militärischen Krobs 


Libyens, Italien war wie Deutsch 
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ZUR AUSSENPOLITIK 
DER VR CHINA (Schluß) 
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‚Solklartet mis den Unken Gewerkschaftam bei Reichhiold und 


Toxauo-Grasbrüok 


"Anfang Januar 74 kam es zu Sitzun- 
‚gen der gewerkschaftlichen Vertrau- 
enskörper aller drei Texaco-Werke 
in Hamburg (Grasbrook, Hauptver- 
waltung und Wilhelmsburg). Kommu- 
nistenjagd und Ausschlußterror der 
Gewerkschaftsführer, die im Bereich 
der Hamburger 1G-Chemie immer 
stärkere Ausmaße annehmen, standen 
im Mittelpunkt der Diskussionen. 


Im Grasbrooker Vertrauenskörper 
starteten die rechtssozialdemokrati- 
schen Betriebsräte und Vertrauens- 
leute unter Regie des IG-Chemie- 
Sekretärs Philipp von Kodolitsch 
einen wohlvorbereiteten Generalan- 
griff auf ihre linken Kollegen, der 
zum Ausschluß von drei linken, en- 
gagierten Vertrauensleuten führte. 
Die Texaco-Geschäftsleitung rundete 
den Angriff durch Kündigung eines 
dieser Linken ab (vpl. dazu Artikel 


in dieser Ausgabe; „Texaco Gras 
brook: Drei linke Vertrauensleute 
fertig gemacht”). 


'Vertrauensleute-Sitzung 
Texaco-Hauptverhandlung 


Die Vertrauensleute-Sitzung der 
Texaco-Hauptverwaltung (HV) fand 
am 8.1, im Gewerkschaftshaus statt, 
Eingeladen waren Vertrauensleute aus 
Wilhelmsburg, ein Vertreter der aus- 
geschlossenen Grasbrooker Vertrau- 
iensleute, Vertreter der vom Aus- 
schluß bedrohten Reichhold-Kolle- 
gen sowie — als ihr Kontrahent — 
Kommunisten-Jäger Philipp von Ko- 
dolitsch. Diskutiert werden sollte die 
‚Ausschlußpolitik der Gewerkschaft: 
führung, 
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Unmittelbar v 


Anklageschrift 
Ike 


vor 
Kinschr min der 
[Werft (HDW) durch rechte SPD-Funk. 
Itionäre bespitzein und auf verschie- 

Idenerlei Art bedrängen zu lassen. 
Die Angriffe auf die Linken im Be- 
mentlich gegen die Kollegen 

kder neugewählten 

Ihatten sich erheblich verschärt 
rwaltung der Gewerk 
er Sitzung am 22. Nov. 
te Jugendvertretung für 


iffenen HDW-Kollegen ha- 
‚gen die Dinge gemeinsam be- 
Erklärung der 
Jugendvertretung als „Offene Ant 
ie Ortsverwaltung der IC 


Meull” verfaßt 
wor der Werft, in Berufsschu 


Am 27. Dezembe: zur Verteilung gebracht. 
rüchtigte Arbeiterschlächter und |J@uschlußreif” erklärt hatte Auf Seite 2 geben wir die „Offenef 
Noske mach Berlin und |jBereis auf der darauffolgenden Sit- | Antwort” wieder (zum großen Teil im] 


nac zurück”. 


Am 4. Januar 1919 konnten Ebert 
Freikorps” 


Noske 


und die ersten 
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pa lu us 


h_ bringe die Ordnung 


Izung der Ortsverwaltung am 14, Dez. 
Ihatten sich die IGM-Führer über A r { 
jund Zeitpunk ı desZuschlagens 
[gegen die linken Gewerkschafter von 
[HDW verständigt. 


Wortiaut und die entscheidenden D 
kumente im Faksimile). 


Leitung der Werften-Zellen 


| KB-Gruppe Hamburg] 


Zur Erdölpolitik der 
arabischen Länder 


Im letzten ARBEITERKAMPF wurde gezeigt, weiche konkreten Hintergründe 


— politisch und ökonomisch — die sogenannte Ölkrise hat. Es wurde gezeigt, 
‚daß die Politik der Ölkonzerne nach mehr ökonomischer und politischer Macht 
die Hauptursache der rapiden Verteuerung des Öls und ihrer Verarbeitungspro- 
dukte ist und daß sie es auch sind, die der Gesamtheit der Werktätigen zur 
Zeit die Energie vorenthalten. Begründet wird es von ihnen mit der sogenann- 
ten arabischen Erpressung. Damit soll sowohl der Chauvinismus vorangetrie- 
ben werden als auch die Bereitschaft zum „Gürtel enger schnallen“ geweckt 
werden. Es werden dabei die konkreten Verhältnisse in den arabischen und 
anderen Ölförderländern völlig auf den Kopf gestellt und unterstellt, daß die 
arabischen Lünder Herr über das auf ihrem Territorium liegende Öl seien und 
es gar als „politische Waffe“ gebrauchten. Allerdings gibt es auch viele Erklä- 
rungen führender arabischer Politiker, die es den westlichen Imperilisten 
leicht machen, einen solchen Eindruck zu erwecken. So wird konkret der ara- 
bischen Ölpolitik die Ursache der weltweiten Preiserhöhungen für das Öl in 
die Schuhe geschoben und der konkrete Einfluß der Ölkonzerne durch Hin- 
weis auf die Verstaatlichungsmaßnahmen schlichtweg geleugnet. Im ARBEI- 
TERKAMPF 36 wurde in groben Zügen auf die Methoden und den Charakter 
des Ölimperialismus eingegangen. Die konkrete Ölpolitik der arabischen Re- 
gimes wurde zwar grundsätzlich charakterisiert, was aber im einzelnen nicht 
belegt wurde. Das soll nun in dieser Nummer geschehen. Es wird sich heraus- 
stellen, daß auch die Erdölpolitik selbst der fortschrittlichsten arabischen Re- 
gimes nie darauf hinauslief, den Imperialisten die Ausbeutung ihrer Länder zu 
hohen Profiten systematisch in Frage zu stellen. 
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‚Arbeiterkampf Nr. 38/Jan. 74 


Forts. HDW Hamburg 


Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Hamburger Ortiverwaltung der IG Metall hat zu Weihnachten 73 vier Ju- 
kendvertretern der HDW (die gleichzeitig Mitglieder des gewerkschaftlichen 
Vertrauenskörpers sind) mit folgendem Schreiben „beichert”; 


Dazu wurden als Anlagen mitgeschickt: 2 Zeitungen der „Roten Garde”. 
‚ine Flugschrift des 1ogen. „KBW" und (damit die Mischung komplett wird) 
ein Aufrufder HDW-Jugendvertregung zu einer Lehrlingrversummlung am Stint- 
Fang (zum letzten ı. Faksimile-Abdruck), 

Die IGM-Ortsverwaltung findet, daß sich beitimmte Jugendvertreter von 
diesen „ Informationen" und „Aufrufen“ unbedingt distanzieren mäßten. 

Darüberhinaus haben die JG Metall-Führer auch nicht vergeuen, ein „Mu- 
ter eines Schreibens der Ortsrerwaltung an den Angeschuldigten zur Vo 
bereitung eines Antrages auf Ausschluß ohne Ve, 


dungen und die „versteckten“ Drohungen insgesamt betroffen, erkär sich mit 
den vier angegriffenen Kollegen solidarlıch und wird ale noch folgenden Aus- 


einandersetzungen mit der örtichen IG Metall-Führung, ‚durchfechten. 
Wir werden aleı, was in den folgenden Tagen und Wochen an mändlicher 
und schriftlicher Kontroverse auf uns zukomm! ‚machen, damit sich 


Ieder Kollege selba ein Bid von den gegensätzlichen Srandpunkten machen — 
und nach freier Wahl Partei ergreifen kann. 

‚Zunächst müssen wir zu zwei Punkten eine unmißverständliche Klarstellung. 
Bringen: 


Verleumdung ... 


Die Ortsverwaltung „begrändet" Iren Vorstoß damit, da hr von der V- 
Leitung der HDW mitgeteilt worden ae, daß vier Mitglieder der Jugendvertre- 
tung (und des IGM-Vertrauenskörpers) „einer gegnerischen, gewerkschafts- 
feindlichen Organisation” angehören. 

Das int starker Tobak! Woher stammt diese „Information”? Offenbar aus 
dem hohlen Bauch! Oder aus den dunklen Quellen des Verfauzungsschutze? 

Die IGM-Ortiverwaltung hat es nicht für nörig gehalten, uch nur den Schat: 
ten eines Bewelses für den Vorwurf der „Gewerkschaftsfeindlichkeit" vorzu: 


„Zar wundert de nich, denn fü diese Behmptung ots Keinen 
müssen bei dieser Sachlage davon ausgehen, daß eı sowohl der VK-Lei- 
tung von HDW (die diese Lüge Indie Welt gereizt hat) ala euch der Ortver 
weltung (die diene Lüge aufgenommen und weiterverbreitethet) nur um eine 

Inlsere Verleumdung zu tan. 

1 Hfedieser ru da schlecht verhle Ziel ereicht werden, 
unliebsame Kollegen aus der Gewerkschaft zu dringen. Ferner wird zumindert 
(in Kauf genommen, wenn nicht gar angestrebt, daß die Inken Kritiker noch 
Zurich Iren Arbetsplatz durch Kändigung verlieren. 

(Gegen diese Art der „Auseinandersetzung", de in der Arbeiterbewegung 
nieht Oli at, verwahren wir una mit aller Entchiedenhelt. 

Um deutlich zu machen, daß en uns mit unerer Abnage an derartige Me- 
‚chenschaften bitterernst ist, werden wir beim Gericht eine einstweilige Verfü- 
ungsesen die Verleumder erwrken. 


.. „und versuchte Nötigung 


‚Die IGM-Ortrverwaltung war sicher nicht Besonders gut Dersten, an die bo- 
denlose, verlogene Behauptung der HDW-VK-Leitung nun ihrerseits noch 
Schritte gegen bestimmte Jugendvertreter enzuschließen. Das konnte nur noch 
weiter in Ungereimtheiten und Verstrickungen mit dh geltenden Gesetzen 
ren N 
die Orisverwaltung von uns ohne verlangt, daß wir uns von 
bestimmten „Informationen“ distanzieren sollen, die vie selbat für „linksextre- 
mistlsch" lit - 10 erklären wir: 

@ Wir ind durchaus bereit, über jede einzelne Publikation, die vor den Werks- 
toren oder anderswo vertelt wird, zu diskutieren und nach Prüfung 
der konkreten Inhaltsdie Aussage undden Stil der verichie- 
denen Schriften zu bewerten, Dazu bedürfte es freilich nicht erst der „An- 


Dieser Beschluß muss abgelehnt 
werden,denn er dient 
der Spaltung ! 


Tan lag a ing 


Mintertr fagstrtumgnpubt sad Mn saanben dr na de 
murtmtugseie in Pinierueing mu anti henetruunn. 


au 


Hanburger Sparkasse 
Konto ür. 12261405 645 
Audiger Jürs 


Ferung“ les eine IOM-Ormerwalun, sondern ds get 
SA beiplatı mir den Kolgen (ie jederzeit nachgeräft werden kan) 


Umsin 
den pauschal vonSchrften zu ditenziren. 

ha Son haben wa maren 

torgen Schriften der DEP und In einigen Wochen womöglich JUSO- 

Zeitungen wuf dem Tirch Hagen, die den Gewerkschfußhrern nicht 20 

recht In den Kram pausn .. un uf, 
© Sotte die Hamburger ION. Ortmerweitung k on kr et Fragen bezöglich 
unserer Auffennungen zur gewertschaftichen Arbeit haben, 20 20 se die 


= 
an 
am Stintfang verlangt — 10 erklären wir: 
rn a en nie 

Lehrlinge von HDW geschaffen haben, um wirkungswoller ihre Interessen 

ne 
BEE ana mer znger- anna 

a a tee nern: 
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ER 
vertreter in der IGM abhängig — d.h, eı wird mit dem „Ausschluß ohne Ver- 
fahren” aus.der IG Metall gedroht! 
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Te tm ben ag 
die Arbeit dieser Kollegen in der Jugendvertretung und dem Vertruuenikör- 
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ufrichtigen und ehrlichen Gewerkschafterz, 

dem die Belange seiner Kollegen oberste Richtschnur des Denkens und Han- 

deln sind, sondern das it ie Verfahrenrweise von Leuten, die einfach „. Recht” 
haben, wel sie 2, Zt. noch einflußreiche (und z. T. auch einträgliche) Funktio- 
nen bekleiden — und zur Verteidigung Ihrer „Macht””Positionen auch zu den 

‚rößten Dummheiten und Niederträchtigkeiten bereit sind. 

@ Wir waren und sind auch heute jederzeit bereit, Über jeden Punkt unserer 
‚Arbeit Rechenschaft abzulegen und uns kritisieren zu lien, weil dadurch 
zum Wohle der Kollegen die Arbeit der Jugendvertrerung und die gewerk- 
chaftiche Arbeit im Betrieb verbeuert werden kann. 

Fehler wird man kaum vermeiden können, aber e sollten möglichst wenige 

und geringe sein — dazu i.die ständige Kontrolle der gewählten Vertreter 

durch eine bewußte Arbeiterschaft notwendig. 

Bestimmte Leute in der IG Meisll scheinen sich dagegen selbst für die 
„Größten” und für „unfehlbar" zu halten und meinen, andere Meinungen als 
Ühre eigenen in unserer Organisation nicht dulden zu können. Ds ihnen offen- 
bar das Zeug zu einer sachlichen und fairen Diskussion fehlt, fangen sie 
anzu „regieren” und, Ihre Iinken Kritiker, 

‚Diese Feutstellung gilt auch für den IG Metall-Beirat, der im April des ver- 
angenen Jahres „mir nicht, Dir nichts” verschiedene Orgenisationen der Lin 
ken „zu gegnerlichen und gewerkschaftsfeindlichen Organisationen” & 7 - 
Kidr hat. Beirat und Vorstand der IG Metall sind bis heute den Be- 
weis für diee „Erklürung” schuldig geblieben. Ja, er wurde nicht einmal der 
Versuch dazu gemacht! 
© Derartige Methoden sind zwar in der katholischen Kirche bei großem Gort- 

vertrauen zu ertragen — wo die Oberhirten ja miı päpstlicher Gewißheit 

irgendwelchen Kram „verfügen” (z.B. das „Pilenverbot”) - in einer Orge- 
nation der Arbeiter, wie der IG Metall, aber st ein solches Vorgehen ein- 

Fach kriminell 

Obwohl die Fragwürdigkeit dieser „Extremisten Brlauer” auf der Hand 


und Erpr 


Das ist nicht der St! eines 


legt, wird dieses Instrument zunehmend eingesetzt. Dabei richten sich diese 

Maßnahmen nicht allein gegen kommunistische Arbeiter (und nicht einmal in 

erster Linie gegen ‚Phrasendrescher und Sektierer), davon 

Hind ale diejenigen Kollegen betroffen, die für eine konsequente Politik im In- 

KreeOrer Klase eintreten — und deshalb In Oegesaz zur ofielen 
tik geraten. 


und der größere Zusammenhang 


‚Die Verleumdungen und Nötigungen von linken Gewerkschaftern in unse- 
rem Betrieb und der Hamburger Verwaltungsstele der IG Metall stehen nicht 
alein de. 

In allen bedeutenderen DGB-Gewerkschaften erleben wir gegenwärtig, wie 
Torsschritdliche, linke Kräfte Dedrängt werden, sich von Ihren sozialstchen 
Ansichten lorzusagen und sich bedingungrlos der Politik der jeweiligen Gewerk- 


Feine euzupenen. 
nalen Bedeutenderen DOB Gewerkschaften wid darüber hinaus in zuneh- 
Imendem Maße mit dem AuuehhßKnapel seen rche Kolegen vorgeger- 
Ten. die uch dem Formierunibeumeben der SPD-Poltiker in den Gewerk 
Bewründung dieser Aunge ween „einige besonders markante Bet 
Er Bepintung dimer Aumnae 
pie wo den DEB-Gewerkchten 16 DRUFA, 16 Chemie und der GEW 
Feel. 


Die Kollegen zeigen nu, daß der ers beginnende Auschluß-Terror gegen 
gpPoiiceie Gewerkschate in de Komequenz auf de Spltung der Ver 
Die Schläge gegen die Linken in den Gewerkuchaften werden von den Ju- 
gendvertretern in direktem Zusammenhang zu den Angrien det Bourpeoite 
Und ihres Staaten auf die Lebensbedingungen und Rechte der Arbeiterklane 

Beten, 

@ Wirerieben gegemwärtig die Anwendung von „Berufnerboten” in proktlich 

len Satire dr Öffntchen Din. 

werkennber sind darüber Ninzs de Beitrehungen, Iinke Orgenlettonen 
(bi hin zur DKP) zu verbleen e 

© Selbt de Jungrozelsten werden von der Rechts Preuse mar angegriffen 
Jund nicht sen nach Faichiten Art price 

@ Mehrere hundert Jugendrerzeter, de Ihrem” Kapltluten nicht genehm 
Pnaren, wurden im surickliegenden Jahr our den Beiieben geworfen und 
Amt eich in Dre weiteren Existenz bedroht. Diese Kampagne. die 
och welter endauert, wurde direkt vom ArbeligebenVerband BDA enter 
Ride und gelte. 

(@ Wir haben Im zurückliegenden Jahr erıtmals wieder Polzer-Bindtze gröge- 
en St gegen sreikende Arbelier erlebt [wobel 1ogr Pruen krankenhuun. 
Fell geichlagen wurden!) — und wir sollen zur Kennmis nehmen, dad di 
Pole der Länder und nich! zuett der Dindenprenuhut gegen und 

Tbelter aufperätet werden. 
© Zustzie zu den Notstandıgeseten. die im „Bedarfifle® aus der Schub- 
Inde gezogen werden und sämtliche der arbeitenden 
Menschen maßer Krfi sten können, werden DIR FEC HT und 
des Recht (ds 
Kodltionwecht) wetter mugehönt (dee BedroNiche Errutekhung 
wurde auch auf einem Kongress der IGM in München Im Sommer de er 
Ken Jahre, fegentli!) 
© Die Betrebungen der Gewerkschaftführer, die Linken durch Auschluß 
und Verleumdung eus den Organisationen zu dringen, pesen hagrpenau In 
diese Enecktung Se denen den Zen der hemchenden Grolapı 
And seine, State 

(© Die Arbeiter werden sich dieer Sachlage närker bewußt werden mäsen und 
den Kampf gexen diene Entwicklung aufnehmen mtue, damit wi nicht: 
Wieder da landen, wo schon einmal das Anıterite Kapiel deunicher Ge- 
schichte für die Arbeiterbewegung begonnen ha: Im Faschlamus 


Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
ir haben uns hier in der IG Metall organisiert, um wirkungmvoller für die Be- 
lange der Arbeiter, Angestellten und Lehrlinge eintreten zu können. 

Wir müssen darum dem ‚Ausschlußterror gegen Unke Gewerk- 
Achafter entgegentreten, denn (die gesamte Gewerkschafterbeit. 


SOLIDARITAT MIT DEN ANGFGRIFFENEN HDW-VERTRAUENS- 


VERTEIDIGT DIE GEWERKSCHAFT GEGEN IHRE WIRKLICHEN 
SPALTER I 


nit freundlichen ar 


Forts. Reichhold-T: 


aco 


sind die Gewerkschaftsführer bisher 


mokratischen Praktiken der Gewerk- 


mit öffentlich zum erstenmal auf, 


Dagegen protestierte ein Wilhelms- 


Vorbereitet wurde diese Sitzung 
bereits am 13.12.73 auf einer Ver- 
trauensleutesitzung der HV, die sich 
mit der Auseinandersetzung bei der 
Reichhold-Albert-Chemie _ befaßte 
(siehe dazu Reichhold-Albert-Artikel 
in dieser Ausgabe). 

Die Gewerkschaftsführer versuch- 
ten diese ordentliche Sitzung des 
HV-VLK (am 8.1.) von vornherein 
zu verhindern. Kodolitsch schnappte 
sich schon vor Beginn der Sitzung 
den VLK-Leiter: „Du hör mal, die 
Sitzung ist satzungswidrig. Hier sit- 
zen Leute, die nicht mehr Mitglied. 
unserer Gewerkschaft sind. Ich for- 
dere dich auf, die Sitzung sofort 
aufzulösen.” Daß Kodolitsch die an- 
wesenden Reichhold-Kollegen als 
„Leute, die nicht mehr Mitglied un- 
serer Gewerkschaft sind”, bezeichne- 
te Bewußtsein und Einstellung dieses 
Mannes: Zwar ist gegen diese Kolle- 
gen ein Verfahren wegen „Gewerk- 
schaftsfeindlichkeit” von Kodolitsch 


& Co. angestrengt worden, jedoch 


sogar den Schatten eines Beweises 
für ihre kühnen Behauptungen („.Ge- 
werkschaftsfeindlichkeit") _ schuldig. 
weblieben. Das Verfahren selbst hat 
noch keinerlei Ergebnisse im Sinne 
der Beschukdigung gebracht — aber 
dennoch behauptet Kodolitsch, di 
die Kollegen Nicht-Mitglieder der Ge- 
werkschaft sind. Man muß annehmen, 
daß der Ausschluß der Reichhold- 
Kollegen schon beschlossene Sache 
ist und die Herren Gewerkschafts- 
führer nur noch nach einer aalglatten 
juristischen Formulierung suchen. In 
diesem Sinne wurde auch von eini- 
gen Kollegen aus Wilhelmsburg argu- 
mentiert 

Die Versuche der Gewerkschafts- 
führer, die Sitzung noch vor Er- 
‚öffnung zu schließen, haben anfüng- 
lich einige Verwirrung unter den Ver- 
trauensleuten hervorgerufen, am Ende 
jedoch die Front der fortschrittli- 
‚chen Gewerkschafter gegen die Dis- 
ziplinierungs- und Spaltungsversuche 
‚der IG-Chemie-Führer gestärkt. Da 
diese Auseinandersetzung die unde- 


schaftsführer besonders gut entlarvt 
und ihre Mentalität von selbstherr- 
lichen „kleinen Königen” zu Tage 
fördert, gehen wir hierauf etwas 
ausführlicher ein: 

Als der VLK-Vorsitzende (HV) 
das Ansinnen des Herrn von Kodo- 
Htsch (Auflösung der Sitzung) 
laut verkündete, herrschte all- 
ensmann der HV fragte Kodolitsch: 
„Wer bist du überhaupt, ich hab dich 
hier noch nie gesehen!” (von Kodo- 
litsch ist für den HV-Vertrauensleutc- 
körper nicht zuständig. „Betreuer 
‚der HV_ist Hubertus Schmoldt, der 
es an diesem Tage vorgezogen hatte 
zu verreisen und von Kodolitsch die 
Dreckarbeit der Liquidierung einer 
in Wahrheit satzungsgemäßen, ihm 
aber sehr unbequemen Versammlung 
überlassen wollte). 

P.H. von Kodolitsch lehnte sich 
betont lässig gegen den Rahmen der 
offenstehenden Tür, nahm seine ari- 
stokratische Pfeife aus dem Mund 
und meinte arrogant zum VLK-Voi 
sitzenden HV: „Ich fordere dich hier- 


die Versammlung hier aufzulösen. 
Sie ist satzungswidrig. Wir sind nicht 
bereit, die Durchführung einer sol- 
chen Veranstaltung in unseren (!} 
‚Räumen zu dulden!” Der VLK-V: 
sitzende: „Wo steht das in unserer 
Satzung? | 

Kodolitsch: „Keine Diskussion! Ich 
habe dich aufgefordert die Sitzung 
zu schließen. Die Verantwortung liegt 
bei dirt” 

Vertrauensmann der HV: „Die Ge- 
werkschaftssekretäre wollen uns also 
aus einem Raum rausschmeißen, den 
sie durch unsere Beiträge unterhal- 


Inzwischen hatte sich der IG- 
‚Chemie-Sekretär Harry Herrling, den 
man auf HV-Vertrauensleutesitzun- 
gen noch nie geschen hatte, in den 
vollbesetzten Raum gedrängt. Er sag- 
te: „Wir schmeißen hier keine HV-Ver- 
trauensleute raus. Wer zum HV-Ver 
trauensleutekörper gehört, kann hier 
bleiben. Die anderen (also die offi- 


ziell geladenen Gäste) verlassen bitte 
den Raum!” 


burger Kollege, der bisher eher auf 
Seiten von Kodolitsch gestanden hat- 
te: „Wenn das so ist”, sagte er, 

lann können wir in Wilhelmsburg 
eine jahrelange Übung nicht me 
fortsetzen und unsere Kollegen aus 
Grasbrook und HV einladen, Danach 
wire es also nicht mehr möglich, 
unsere Kollegen vom Mittelweg, 
Steindamm und vom Kreuzweg ein- 
zuladen mit denen wir im selben 
Betriebsrat sitzen.” 

Einige _Versammlungsteilnehmer 
waren noch unschlüssig, ob sie sich 
angesichts der massivem  Obstruk- 
tionsversuche der Verwaltungsstelle 
setzen sollten. Ein Vertrauensmann 
der HV stand auf und zog sich an. 
Eine Vertrauensfrau aus Wilhelms- 
burg schickte sich ebenfalls an, der 
„freundlichen Aufforderung” der 
Herren von Kodolitsch und Herrling 
nachzukommen. Beide gelten als 
rechts stehende Vertrauenaleute. In 
dem allgemeinen Gerede waren aber 


» 
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m 2. Januar fand bei Texaco- 
die erste Vertrauens 

itzung im neuen Jahr statt, 

Diese Stizung war ein weiterer Höhe- 
punkt der antikommunistischen Het- 
Sozialdemokraten in 


frühe Zeitpunkt — sofort 
nach Neujahr — und die Tagesord- 
mung ließen schon erkennen, daß 
irgendetwas im Dusche war, In d 
[Tagesordnung hieß es im Punkt zwei; 
\.Die weitere Arbeit des Vertrauens- 
Ieutekörpers a) Mitglieder im VLK 
b) Mitglieder der Tarifkommission.“ 

‚Vor allen Dingen zwei rechte Be- 
triebsräte (Kuch und. Kosiedowski) 
und der IG Chemie-Sekretär von Ko- 
dolitsch (bei Reichhold auch „L&- 
genbaron““ genannt) erwiesen sich als 
üble. antikommunistische Scharfma- 
cher, 

„Die Kommunisten wollen die Ar- 
beiterschaft und die Gewerkschaft 
spalten.” (Kosiedowski) 

„Feige Heckenschützen, die sich 
hinter _ irgendwelchen Decknamen 
verstecken. In diesem VK sitzen 
auch weiche, Man muß sie hier raus- 
schmeißen.“ Kodolitsch rief dazwi- 
schen: „Noch schlimmer Wilhelm, das 
hast du noch viel zu milde gesagt! 

‚Kuch in seinem nächsten Beitrag: 
(er brüllte dabei, daß ihm die Adern 
raustraten): „Das sind Kojoten, die 
solche Schmierblärter rausgeben. Man 
müßte sie stundenlang in den Arıch 
ireten. Man muß sie nicht nur aus 
dem VK rausschmeißen, aus der Ge- 
werkschaft und aus der Texaco müs- 
sen sie auch raus, die wollen doch 
‚nur Unruhe stiften. Sollen sie doch 
rüber in die DDR gehen.“ Dann 
zeigte er auf drei Vertrauensleute. 

Kodolitsch verlas einige Passagen 
aus dem „Programm‘“ des Kommuni- 
stischen ” Bundes Westdeutschland 
(KBW). Er wollte damit „nachwei- 
Fort 


Reichhold-Texa 


nung. übergehen. Andere wiederum 
verlangten nach einem anderen Raum, 
‚den man in den Restaurants des Ge- 
werkschaftshauses oder sonst wo noch 
schnell mieten könne. 

„Einen anderen Raum? ", fragte 
eine Vertrauensfrau der HV, „und 
womöglich noch außerhalb des Ge- 
werkschafishauses? Seid ihr verrückt 


sen", daß die Kommunisten angeblich 
die Arbeiter in gewaltsamen Aus 
‚einandersetzungen verheizen wollen. 

Von Kodolitsch weiß, daß die 
drei ungegriffenen Vertrauensleute 
nichts mit dem KBW zu tun haben 
‚und diese Gruppe darüberhinaus kei- 
‚merlei Einfluß im Betrieb hat. Daß 
er dennoch gerade die Publikationen 
dieser Gruppe heranzieht, um die 
„eigentlichen Ziele“ der angegriffe- 
nen Vertrauensleute zu „offenba- 
ren" hat gewissermaßen System. Ähn- 
lich wurden Jugendvertreter auf der 
‚Großwerft HDW (Hamburg) aufgefor- 
dert, sich von Schriften der „KPD/ 
ML“ und des KBW zu distanzieren. 
Zum einen versuchen sich die Ge- 
werkschaftsführer die Zersplitterung 
‚der Linken zunutze zu machen und 
sie gegeneinander auszuspielen. (Im 
Sinne dieser Taktik fordern die rech- 
ten Gewerkschaftsführer häufig von 
Mitgliedern oder Sympathisanten 
einer. bestimmten linken Organisa- 
tion, sich von Publikationen anderer 
‚Gruppen öffentlich zu distanzieren.) 
Zum anderen versuchen sie, jede 
oppositionelle Strömung in der Ge- 
werkschaft unter ihren Hut der „Ex- 
tremisten-Erlasse“ zu zwängen mit 
dem Ziel einer antikommunistisch- 
techtssozialdemokratischen Ausrich- 
tung des DGB, 

Trotz der provokatorischen und 
schweinischen Angriffe der rechten 
Sozialdemokraten, versuchten die an- 
gegriffenen Kollegen sachlich darzu- 
legen, welche Ziele sie in ihrer Ge- 
werkschaftserbeit und speziell im 
Vertrauenskörper verfolgten. Immer 
wieder wurde ihnen das Wort abge-| 
‚schnitten, wurden sie unterbrochen 
durch erneute beleidigende Schimpf- 
'kanonaden der rechten Sozialdemo- 
kraten: sie demonstrierten, daß eine 
Auseinandersetzung um Ziele und 


bei Toxaco für sie gar nicht zur Do- 
batte standen, Sie wollten die linken 
Vertrauensleute nur abschließen und 
sie durch die persönlich beleidigen- 
den Anwürfe zu bestimmten Aussa- 


tät bei diesen Herrschaften. 

‚Kodolitsch vertrat auf der Sitzung 
aynisch die Meinung, daß er für seine 
unglaublich schweinischen Vorwürfe 
‚gegen die drei linken Vertrauensleute 
keine Beweise zu bringen braucht 
Daß auch bei diesem Punkt die rech- 
te SPD-Clique um Kuch & Co. (Be- 
triebsräte und Vertrauensleute) mit- 
spielte, zeigt ihre ganze Charakter- 
losigkeit und die Tatsache, daß diesen 
Herrschaften im Kampf gegen Links 
wirklich jedes Mittel recht ist. Die 
‚Arbeiterlinke sollte das auf keinen 
Fall vergesen. 

Anspielung auf gerichtliche 
Schritte, die linke Vertrauensleu 
bei Reichhold gegen die IG Chemi 
Führung mit vorläufigem Erfolg an- 
gestrengt hatten, pöbelte Kodolitsch: 
„Geht doch, wenn wir euch ausge- 
Schlossen haben, dagegen vor — dann 
bekommt ihr eure Beweise!”“ Kosie- 
‚dowski meinte, er hätte „von maß- 
geblichen Stellen erfahren“, daß es 
sich bei den drei Vertrauensleuten 
um „Chaoten“ handeln würde. Die 
sogenannten „maßgeblichen Stellen“ 
mochte er zwar nicht ausdrücklich 
benennen, es ist aber dennoch zur 
‚Genüge bekannt, daß die Herren Ge-' 
werkschaftsführer bei ihrer Komm! 
nistenjagd eng mit dem Verfassung: 
schutz zusammenarbeiten. 

Nach ca, 2 1/2 Stunden wüster Be- 
schimpfung der rechten Sozialdemo- 
kraten kam es zur Abstimmung. Mit! 
12: $ wurden die drei Vertrauensleu-| 
te aus dem VK ausgeschlossen. Im) 
Fahrstuhl des Gewerkschaftshauses| 


Methoden der Gewerkschaftsarbeit 
sarbeit sagte Kuch dann (sich den, Schweiß 


ee 
und einberufen worden ist." 


Ich meine das auch”, sagte der 
VıK-Vorsitzende, „die Sitzung muß 
0 durchgeführt werden, wie sie ge- 
plant worden ist 

„Das kannst du aber nicht allein 
entscheiden!” sagte der Vertrauens- 
mann, der ufgstanden war und sich 

te 

Der VLK-Vorsitzende: „Dann laß 
ich eben abstimmen!” 

„Es geht hier nicht um Abstim- 
mung oder nicht Abstimmung”, warf 


Ammann vor Demmmnehafyen richten, Deain an sich Jade 
= rasrunnkiabengn handeit, Sie parmmmst geerkmarter 


wrinsipieiie 


men imattepehsniann Pink mpmaten der Artaiter 


Die Resolution wurde auf der Vertrauensioute-Sitzung der Texaco-Hauptvor- 
waltung im Hamburger Gewerkschaftshaus am 8. 


‚geworden? Denkt doch mal nach! 
Würden wir uns irgendwo In einem 
‚anderen Raum wiedertraffen, »0 hät- 
ten die Gewerkschaftuführer una dort, 
wo sie uns haben wollen, nämlich 
Im Sack einer außergewerkschaftli 
chen Veranstaltung. Ihr konnt doch 
das von Reichhold!”" 

„Riehaig", sagte ein anderer Vi 
trauonsmann, „da gibts mur eins: 
hierzubleiben und die Versammlung 
» durchzuziehen, wie sie geplant 


PA. von Kodolitsch dazwischen, 
Dann versuchte er wieder, den VLK- 
Vorsitzenden unter Druck zu setzen: 
„lich wiederhole, die Verantwortung 
liegt bei dir (beim VLK-Vorsitzenden), 
du bist Iker Vorsitzender und hast 


von 
eine gewerkschaftliche Veranstaltun; 
nicht für eine nicht-satzungsgemäße 
Versammlung wie diese hier. Ich 
wiederhole: die Sitzung Ist satzungs- 
widrig, weil Leute an Ihr telinehmen, 


> 


mehr Mitglied unserer Ge- 


„Wieso”, erkundigte sich ein Ver- 
trauensmann der HV, „sind die Kol 
legen denn schon ausgeschlossen? " 
H. von Kodolitsch: 
ihre Rechte ruhen, 


Satzung. 
Ein HV-Vertrauensmann: „Was 
denn mit den einstweiligen Ver- 
fügungen? Danach dürft ihr ihnen 
die Rechte ja nicht beschneiden.” 


/4 einmütig angenommen. 


PH. von-Kedolitsch: „Keine Dis- 


kussion! Ich fordere 
mal auf, den Raum zu verlassen! 
Jetzt erhob sich massiver Protest 
s war ein Antrag auf Abstimmung 
teilt worden!” Wieder andere rie- 
immen!““ 

(rauensloute sprachen 
für sofortige Durchführung di 
ng aus, einer (derjenige der nic 
angezogen hatte) war dagegen, eine 
Vertrauensfrau enthielt sich der Stim- 


ıch noch ein- 


Texaco-Grasbrook: Drei linke Vertrauensleute fertiggemacht 


‚von der Stirn wischend): „Das hätten 
wir, Wir haben uns aber auch gut 
vorbereitet." — Das kann ohne wei- 
teres bestätigt werden. Die Schmieren- 
komödie wurde ausgezeichnet und 
wie geplant durchgezogen. Der Re- 
gisseur Ph. von Kodolitsch hat wirk- 
lich Lob verdient. Vom Kapitalisten, 
versteht sich. 


Die Ausschaltung von drei linken 
Vertrauensleuten bei Texaco-Gras- 
brook _ und besonders ‚ßeren 
Umstände dieses Coups reihen sich 
ein in die seit etwa einem Jahr heftig 
gesteigerte Kommunistenjagd in den 
Hamburger Betrieben, besonders der 
Chemie-Branche, Es steht zudem zu 
‚erwarten, daß die IG Chemie-Führer 
bei Texaco einen Plan haben, wie die 
‚Gewerkschaftslinke insgesamt auszu- 
schalten ist: Der größte. Hamburger 
Texaco-Betrieb, die Hauptverwaltung, 
ist im Bereich der aktiven Gewerk- 
schafter eine Hochburg der Linken. 
Seit dem Streik 1971 ist der domi- 
nierende Einfluß der Soziaklemokra- 
ten zudem im Werk Wilhelmsburg 
zurückgegangen, eine durchaus nen- 
‚nenswerte linke Opposition konnte 
sich erausbilden. Im Grasbrooker 
Werk war die Linke — wie gesehen — 
bisher am schwächsten und der 
rechts-sozialdemokratischen Mehrheit 
hoffnungslos unterlegen. Entspre- 
chend diesem Kräfteverhältnis schlug 
die Gewerkschaftsführung hier zuerst 
au. 


Die Gewerkschaftslinke aller Wer- 
ke war in der Vergangenheit bemüht, 
die Zersplitterung des Betriebes in 
drei verschiedene Werke dadurch zu 
bekämpfen, daß sie für gemeinsame 
Vertrauensleute-Sitzungen eintrat. 
Hier wäre gemeinsamer Disput und 
Erfahrungsaustauch möglich gewesen. 


Wenige Tage nach Fertigstellung 
dieses Artikels wurde einem der „ge- 


noch einmal schlaglichtartig die in- 
tensive Zusammenarbeit zwischen 
Kapital und rechter Sozialdemokratie 
im Kampf gegen die Arbeiterlinke 
und zur Aufrechterhaltung der kapi- 
talistischen Ausbeuterordnung. 

Die Geschäftsleitung „begründete” 
die Kündigung mit „häufigen Fehl- 
zeiten” des Kollegen. (Sie spielte 
damit auf einen Betriebsunfall und 
eine Krankheit des Kollegen im letz- 
ten Jahr an.) 

‚Auf die politische Einstellung des 
linken Kollegen anspielend, bemerk- 
te Personalchef Geistert süffisant: 
„Auch in einem anderen Gesellschafts- 
stem müssen Sie arbeiten, auch 
wenn Sie offenbar wenig Lust dazu 
haben.” Dann folgte ein Erpressungs- 
versuch: Um ein arbeitsrechtliches. 
Nachspiel zu umgehen, forderte Gei 
stert den Kollegen auf, „freiwillig 
selbst zu kündigen. In diesem Fall 
brauche er das Weihnachtsgeld nicht 


Die Gewerkschaftsführung_ stemmie, 


sich von vorn herein dagegen, weil 
sie von einer offenen Diskussion zwi- 
schen allen drei Vertrauenskörpern 
einen weiteren Rückgang ihres kapi- 
talhörigen Einflusses befürchtete. Sie 
konnte allerdings nichts gegen die 
sehr stichhaltigen Argumente für s0k 
che gemeinsamen Sitzungen einwen- 
den. So kam es im Dezember letzten 
Jahres zu einer ersten gemeinsamen 
Tagung, auf. der der anwesende Ge- 
werkschaftssekretär von Kodolitsch 
kein Bein auf den Boden bekam. 

Ex ist also offenlichtlich: die Ge 
werkschaftsführer haben fürs 
Jahr ihre Taktik grundlegend gedn- 
dert. Sie schreiten zur offenen und 
rücksichtslosen Liquidierung der Lin- 
ken, bemühen sich dabei nicht einmal 
mehr um ihr „soziales“ Image, daß 
dabei arg ramponiert werden kann. 
Es muß davon ausgegangen werden, 
daß der nächste Schlag dieser Art 
schon vorbereitet ist und im Wil- 
helmsburger Werk durchgeführt wird. 
Bei Gelingen wäre Situation 
entstanden, in der die Gewerkschafts- 
führer die Jinken Vertrauenaleute in 
‚der Hauptverwaltung isoliert hätten, 
was eins ihrer Nahziele ist. Diese 
Politik ist die Vorbereitung der Ge- 
werkschaftsführung auf die ins Haus 
stehende Krise: Entwaffnung der Ar- 
beiterklasse! 

Die Gewerkschaftslinke darf nicht 
tesignieren, wenn die Gewerkschafts- 
führer mit offener bürokratischer Ge- 
walt gegen sie vorgehen, alle. „demo- 
kratischen Spielregeln“ fallenlassen 
usw. Neue Wege und Formen fort- 
schrittlicherGewerkschaftsarbeit müs- 
sen (und können!) gefunden werden, 
Die Arbeit der Reichhold-Linken im 
letzten Jahr beweist dies! = 
4.1.74 
Betriebszelle Texaco, 
KB/Gruppe Hamburg 


nach kurzer Bedenkzeit ab. 
Der rechte SPD-Betriebsrat — der 


—— 010 


nach kurzer Bedenkzeit ab, 

Der rechte SPD-Betriebsrat — der 
wenige Tage zuvor den Ausschluß 
des Kol 


zustimmen und deren „Begründung“ 
für „ausreichend” und „‚einsichtig” 
zu erklären. 


Bei einem Gespräch zwischen dem 
angegriffenen linken Kollegen und 
einem rechten SPD-Betriebsrat (Ko- 
sidowski) lehnte letzterer im Namen 
des. Betriebsrats eine Rechtsvertre- 
tung des ten Kollegen Ab 


gekündı 
(natürlich!). Stattdessen beschimpfte 
er ihn als „Chaoten”, dem man 
möglichst schnell „das Handwerk le- 
gen” müsse, 

Dies wird allerdings nicht an der 
Tatsache 


eines _arbeitsrechtlichen 
ändern. Der fortschritt- 
triebsratsvorsitzende der 
Texaco-Hauptverwaltung (Kollege 
Kynast) wird die Rechtsvertretung für 
den Kollegen übernehmen. Wir wer- 
den vom Ergebnis dieses Prozesses 
berichten. = 
91.74 


Betriebszelle Texaco, 


ine, Br Kol n  ER/ETEEE HERE 


P.H. von Kodolitsch: „Das hab 
ich auch nicht anders erwartet. II 
scheint ja überhaupt nicht mehr zu 
merken, wohin ihr gesteuert werdet. 
Ich fordere euch zum letzten Mal auf, 
verlaßt den Raum!” 

Ein Vertrauensmann der HV- 
„Hört nicht auf Ihn, Jerzt lassen wir 
uns auf keine ‚Diskussion' mehr ein!” 

PH. von Kodolitsgh: „Ich fordere 
jetzt zum letzten Mal auf- Wer keinen 
Hausfriedensbruch (!) begehen will, 
de verlame den Raum!” 

Eine handvoll rechtsstehender Ver- 
trauenaleute der HV und aus Wi 
heimsburg_ verließen eingeschüchtert 
nacheinander den Sitzungsraum. 

Der Hinweis auf „Hausfriedens- 
bruch” war von von Kodolitsch durch 
"aus nicht als leere Drohung zu ver- 
stehen, was auch Jen versammelten 
Vertrauensleuten klar war, Wie sich 
später herausstellte, beabsichtigte 
von Kodolitsch eigentlich, die Sit- 
zung durch Polizeleinsata auflösen 
lassen. Dazu wollte er sich höher- 
erseits (beim Dezirkwrorstand) tele- 
fonisch absichern, Offenbar riet man 
ihm allerdings, die Finger davon zu 
Ianen 

Nachdem die Störenfrisde (die 


Gewerkschaftssekretäre von Kodo- 


litsch und Herrling) den Raum ver- 
lassen hatten, entwicklete sich unter 
‚den Kollegen eine ausgezeichnete und 
‚demokratische Diskussion über die 
Ausschlußpolitik der Gewerkschafte. 
führung und wie ein Kampf um 
innergewerkschaftliche Demokratie 
‚dagegen geführt werden kann und 
muß. Die versammelten Vertrauens 
leute bekundeten ihre Solidarität mit 
den angegriffenen linken Gewerk- 
schaftern bei Reichhold und T 
Grasbrook. Für den gekündigt 
iegen. im Mineralölwerk Grasbrook 
120;- DM gesammelt, als 
delle Unterstützung für zu er 
wartende Prozeß-Ausgaben. 


Vertrauensleute-Sitzung 
Texaco-Wilhelmsburg 


Auf der Vertrauenskörpersitzung 
im Texaco-Werk Wilhelmsburg am 
10. Jan. standen die Von in 
Grasbrook im Mittelpunkt der Dis- 
kussion. Eingeleitet wurde diese durch 
einen sehr ausführlichen Bericht der 
Diskussion vom 8.1, (Vertrauensleu- 
tesitzung HV), der vom VLK-Leiter 
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Politische Entlassungen in der westdeutschen 
Metallindustrie 


ie- spontanen Streiks gegen die 
Verschlechterung der Lebens 
ungen, gegen Lohnraub und 
gesteigerte Arbeitshetze, für mehr 
Lohn, Teuerungszulagen und bessere 
Arbeilsbedingungen, haben in diesem 
Jahr wieder zugenommen. Zentrum 
der Auseinandersetzungen war die 
Metallindustrie, in der sich weit über 
100.000 Arbeiterinnen und Arbeiter 
an spontanen Streiks beteiligten. 

Der Aufschwung der spontanen 
Streiks verschärfte aber auch den 
Kurs der Kapitalisten gegen die Ar- 
beiterklasse, wobei sie nahezu alle, 
inen zur Verfügung stehenden Re- 
ter zogen, um die Arbeitskämpfe 
zu unterdrücken. Wir sind im ARBEI 
TERKAMPF wiederholt hierauf ein- 
‚gegangen und haben dabei einen be- 
sonderen Schwerpunkt auf die Ent 
höllung der militärischen Aufrüstung 
der Bourgeoisie zur Zerschlagung von 
Atbeitskäimpfen gelegt: den Ausbau 
des Bundesgrenzschutz, die Umrü- 
stung von Polizeleinheiten zu Bür- 
gerkriegstruppen, die ersten Einsätze 
im größeren Maße in den Streiks des 
Spätsommers (Ford, Rheinstahl u.a.), 
wobel es vorerst noch nicht zum 
Einsatz von Schußwaffen kam. 

Doch noch eine andere Waffe 
setzt die Bourgeoisie in diesem Jahr 
verstärkt ein: Politische Entlassungen 
in den Betrieben. 

Das taktische Vorgehen der Kapi- 
talisten ist dabei unterschiedlich. In 
vielen Fällen dienten fristlose Kündi 
‚gungen — zumeist Massenentlassun- 
gen — zur Einschüchterung der Be- 
legschaften und wurden nach einiger 
Zeit wieder rückgägnig gemacht. 

Massenentlassungen aufgrund der 
Teilnahme an spontanen Streiks wur- 
den besonders dort schleunigst durch- 
geführt, wo die Arbeiter in den vor 
angegangenen Kämpfen Niederlagen 
erlitten hatten: bei Ford, Rheinstahl, 


der Lage, eine genaue Analyse des 
Bewußtseins der Mannesmann-Arbei 
ter zu geben, wir meinen aber, daß 
die hier geschilderten Fakten die 
Entwicklung der Auseinandersetzung 
in der Belegschaft widerspiegeln. Sie 
geben aber vor allem auch die gestei- 
gerte Härte im Vorgehen der Kapita- 
listen wieder, die zu kennen für jeden 
fortschrittlichen Arbeiter wichtig ist, 
damit in den Betrieben illusionslos 
Politik gemacht wird und man sich 
auf solche Zusammenstöße vorberei- 
tet. 

Noch einiges zur kapitalistischen 
Klassenjustiz: die von den Kapitali- 
sten durchgeführten Entlassungen 
werden von ihr allemal gestützt, dar- 
über sollten auch durchaus noch mög- 
liche „fortschrittliche Urteile“ einzel- 
ner Arbeitsgerichte nicht hinwegtäu- 
schen. Insgesamt rechtfertigt die Klas- 
senjustiz so ein Vorgehen, da nach 
herrschender Rechtssprechung soge- 
nannte „wilde“ Streiks — Streiks, die 
außerhalb der „Friedenspflicht‘“ und 
‚ohne Absegnung der Gewerkschafts 
führer stattfinden — immer „‚legal”. 
sind! Trotzdem ist es wichtig festzu 
halten, daß im Zusammenhang mit 
den spontanen Streiks in diesem Jahr 
wiederum verstärkt versucht wird, 
das Streikrecht der Arbeiterklasse 
noch weiter einzuschränken. Beleg 
hierfür sind die Urteile von Arbeits- 
gerichten gegen 59 Mannesmann-Ar- 
beiter, denen unter Androhung von 
Haft das Betreten des Werksgeländes 
untersagt wurde (konkreter dazu im 
Teil über Mannesmann) und die 
Rechtfertigung der Entlassung des 
Betriebsratsvorsitzenden der Klöck- 
ner Werke 


dazu später noch 


Klöckner Werke — Bremen 


Seit Jahren versucht die Konzern- 
leitung der Bremer Klöckner-Hütte, 


tern beantwortete die Hüttenleitung 


im Sommer 1972 mit der Entlassung 
von 113 Kranfahrern. Brst nach Ver 
handlungen mit dem Betriebsrat wur 
den die Kündigungen zurückgezogen. 


Juni 1973: Während des nach drei 
Tagen zusammengebrochenen Streiks 
von 6.000 Klöckner-Arbeitern wer- 
zwei Vertrauensleute (angeblich Sym- 
pathisanten des KBW) als „Rädels- 
führer“ entlassen. Am 5.9. 
die K. 
triebsratsvorsitzende Heinz Röpke, 
Mitglied der DKP, wird entlassen. 


Nach der Verhaftung von 12 Arbeitern durch die Schlägerbulien entließen die K: 


18 Arbeiter 


Das Arbeitsgericht sprach Anfang 
Dezember „Recht" 

Die fristlose Kündigung des De 
triebsratsvorsitzenden durch die 
Werksleitung ist zurecht erfolgt 

Als Grundlage wurde die Aussage 
Kintrups genommen! 

Das Arbeitsgericht ging aber noch 
weiter: es tadelte die 29 Betriebsrats- 
mitglieder, da sie der Entlassung 
nicht zugestimmt hatten!! 

Ganz offensichtlich reiht sich auch 
folgendes Ereignis in die Zerschl 
‚gung der fortschrittlichen Politik bei 


erlitten hatten: bei Ford, Rheinstahl, 
Pierburg z.B. Besonders betroffen 
sind vor allem ausländische Kollegin- 
nen und Kollegen. 


Seit Jahren versucht die Konzern- 
leitung der Bremer Klöckner-Hütte, 
fortschrittliche Arbeiter und Kommu- 
nisten aus dem Betrieb zu entfernen. 
1968 feuerte sie den damaligen Be- 
triebsratsvorsitzenden Schütter, Sym- 
pathisant der „Gruppe Arbeiterpoli- 


Vor dem 


hierfür ist das Vorgehen bei den Bre- 
mer Klöckner-Werken, in der Duls- 
burger Mannesmann-AG und den 
Dortmunder Hoesch-Werken. Alles 
kampfstarke Stahlbetriebe, in denen 
die Auseinandersetzungen um eine 
konsequente Klamenpolitik in den 
Gewerkschaften und den Gremien im 
Betrieb schon seit Jahren ein relativ 
hohes Nivenu haben und in denen 
Kommunisten einen verhältnismäßig 


woßen Einfluß in der Belegschaft 
haben. 

= Hier geht es den Kapitalisten vor 
allem darum, den „harten Kerm“ zu 


zerschlagen und aus dem Betrieb zu 
entfernen. Die gewonnenen Erfahrun 
gen und die in den Auseinanderei 
tungen gewonnenen pol Er 
kenntniwe — beispielhaft erkennb: 
an der Auseinandersetzung bei Man- 
nesmann mit den Soziaklemokraten 
sollen langfristig zerschlagen wer 
‚den, um die Ruhe im Betrieb für die 


Wir haben im folgenden der Ent 
wicklung in den Duisburger Mannes 
in-Werken, besonders der Ent 


wicklung dieses Jahres, breiten Raum 
eingerlumt, Wir sind zwar nicht In 


Werkstor von Klöckner Im Juni 1973 


K"y 1970 wurde diese Entlassung 
vom Bundesarbeitsgericht bestätigt 
In der Zwischenzeit war Schütter | 
nicht im Betrieb. 1969 unterstützte 
die Bremer Gewerkschaftsführung das 


indem 
ıe Rei 


Vorgehen der Konzernbosse 
sie versuchte, Schötter und e| 


he weiterer „unbequemer“ Gewerk 
schafter durch das Aufstellen einer 
manipulierten IGM-Liste aus dem Be 
triebarat zu drängen. Der Versuch 
scheiterte: Schütter und 41 weitere 
Kollegen = alle IGM-Mitglieder 
gewannen die  Betriebsratswahlen 
auf zwei eigenen Listen mit großer 
Mehrheit. Schütter blieb bis zum Ur 
teil des Arbeitsgerichtes Vorsitzen 
der des Betriebsrats 

Kin dreiviertel Jahr später wurde 
Schötter wegen gewerkschaftsschädi 


‚genden Verhaltens (Aufstellung eigene 
Listen) aus der IGM ausgeschlomen, 
zwei Netriebaratsmitglieder wurden 
mit einem Punktionsentzug von drei 
Jahren abgeurteilt, vier weitere erhiel 
ten einen Punktionsentzug von ein 
bis zwei Jahre 

Damit gab es aber noch keine Ru: 

der Hütte 

Den Streik von über 200 Kranfah- 


Nach der Verhaftung von 12 Arbeitern durch 


18 Arbeiter 
Unmittelbarer Anlaß hierfür ist die 
Denunziation durch ein Mitglied der 
soziaklemokratischen Betriebsgruppe,, 
Kintrup, der auf einer Betriebsver- 
sammlung den Betriebaratsvorsitzen- 
den Röpke „beschukligt“, den „wil- 
den“ Streik im Juni unterstützt zu 
haben. Kintrup zitiert dort vor den 
Kapitalisten eine angebliche Äuße- 
mung Röpkes, die dieser wor Ver- 


Klöckner ein: die Tarifkommission 
bei Klöckner wird Ende November 
von der 1G Metall-Führung aufgelöst 
und in die Tarifkommission Eisen 
und Stahl eingegliedert (genaueres 
ist uns noch nicht bekanpt). Noch im 
letzten Jahr hatte die Klöckner-Tarif 
kommission gegen den 11 #-Willen 
‚der IGM-Führer eine 16 %-Forderung 
aufgestellt 


‚cht Arbeiter, darunter 
beräte und drei Vertrau. 


zern-Leitung 
zwei Nein 
onsleute. 

Erst nach dem spontanen Anwach- 
sen der Solidaritätsbewegung und 
einer in Dortmund angekündigten So- 
Iidaritätsdemonstration werden die 
Entlassungen nach vier Tagen zurücı 
genommen. 


24. Mai — 29. Mai: 


Mehr-als 2,000 Arbeiter bei John 


apitalisten bei Rheinstahl in Bielefeld 


die Schlägerbullen entließen die Kapıtalisten bei Rheinstahl in B} 


Deere in Mannheim. streiken für 70 
Pfennig mehr Lohn, 

14 Arbeiter werden entlassen, dar- 
unter acht Vertrauensleute und zwei 
Jugendvertreter 


13. August - 17. August: 


2.000 Arbeiterinnen und Arbeiter 


Rücksichtslos entließen die Ford-Kapit 


jnileuten gemacht haben soll 
„Ich selbst (Röpke) habe während 
den Streiks im Juni 1973 18 Streik 
posten herangekarrt, als ich merkte, 
daß der Streik zusammenbrach. 
Nachdem der Betriebsrat ein 
die Entlassung ablehnte, bemüh- 
te die Werksleitung das Arbeituge 
richt 


8. Februar — 10. Februar 
20.000 Arbeiter der Dortmunder 
Hoesch-Werke treten für Ihre Forde 
rung nach 14 Pfennig mehr Lohn in 
den Streik, 
10 Tage später entläßt die Kon 


isten mindestens 140 der am Streik beteiligten Arbeiter 


bei der Bierburg AG_in.Neuß fordern 
eine Mark mehr für alle 

12 Arbeiterinnen erhalten Zutritts- 
verbot zum Werk und werden später 
wegen „Kontakt zu betriebafremden 


Gruppen“ entlamen, 
» 
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Forts. Politische Entlassungen 


22, August — 27, August: 


19.000 0) 
fordern eine 
Ein Tag nach dem Streik werden 
zwei Arbeiter entlassen, eine Woche 
später folgen drei weitere. Insgesamt 
ind bisher sieben Arbeiter aufgrund 
des Streiks entlassen, Darunter zwei 
Vertrauensleute 


22. August — 3. September: 


1.600 Arbeiter im Rheinstahl:Werk 
in_Bielefeld/Brackwede_streiken für 
eine Teuerungszulage, später 60 Pfen 
nig mehr Lohn 

Nachdem zunächst zwölf Kollegen 
verhaftet wurden, sind jetzt 18 Rhein- 
stahl-Arbeiter, vor allem ausländische 
Kollegen, entlassen. 


24. August — 30. August: 


Die Arbeiter von Klöckner-Draht 
in_Düsseldorf fordern: eine Mark 
mehr für alle 

13 Arbeiter werden entlassen, Die 
Entlassungen werden nach dem Streik 
zurückgenommen. 


24. August — 30. August: 


30.000 Ford-Arbeiter in Köln ste 
hen im Kampf für eine Teuerungszu- 
lage, 

Am Sireikende wurden etwa 30 
Kollegen verhaftet 

Etwa 140 Arbei 
Zahl ist nicht bekannt) wurden auf 
grund des Streiks entlassen, darunter 
die gesamte Streikleitung. Die mei 
sten der Entlassenen sind Türken, 
von denen vielen die Ausweisung 


droht — was oft gleichbedeutend ist 


droht — was oft gleichbedeutend ist 
mit Kerker und Folter, die sie in der 
Türkei erwarten. 

300 + 500 türkische Arbeiter, die 
schon vor dem Streik entlassen wur- 
den, sind nicht wieder eingestellt 
worden, wie es im Streik gefordert 
wurde. 


24. August — 31. August: 

1.600 Arbeiter bei Valvo in 
‚Aachen stellen ihre Forderung nach 
einer Teuerungszulage auf. 

Mehrere Arbeiter erhalten Haus- 
verbot; drei von ihnen werden ent- 
lassen, darunter ein VK-Leitungsmit- 
lied und Streikführer 


Dieses Telegramm nahm die Werks- 
leitung zum Vorwand, G, zu feuern, 
Er habe sich angemaßt, im Namen 
des gesamten Betriebsrates zu unter 
schreiben (obwohl aus dem Tele- 
gramm eindeutig hervorgeht, daß er 
als Mitglied des Betriebsrats schreibt!) 
Außerdem habe er mit seinem Tele- 
gramm die Zahlung von Kurzarbei- 
tergeld durch das Arbeitsamt an die 
Hanomag-Arbeiter gefährdet 

(In Bremen wurde als Folge des 
Streiks bei Rheinstahl ein Tag kurz- 
gearbeitet. Als G. das Telegramm ab- 
schickte, war die Kurzarbeit über- 
haupt nicht absehbar!!) 

Diese Liste ist sicher nicht voll- 
ständig, sie gibt aber in etwa das Aus. 


STREIK BEI HÜLSBECK UND FÜRST IM FEBRUAR 1973 


Solidarität mit allen entlassenen Kol- 
legen zu üben! 
Die Entlassung einzelner ist immer 


Mannesmann 


Mannesmann Hüttenwerke in Duis- 
burg. 10.000 Stahlarbeiter malochen 
hier Tag für Tag, selbst am Sonn-., 
abend und Sonntag ist im Werk Hoch, 
betrieb, 

Zweimal erregten die Arbeiter des 
Stahlwerkes in diesem Jahr die Auf- 
merksamkeit: 

Zum erstenmal im Februas/März, 


"Vor dem Eingang des Profilwalzwerkes im März: Hier kam keiner durch | 


4. September: 
Das Netriebsratsmitglied Günter G 
von Hanomag Henschel in Bremen 
wird fristlos entlassen, (7, ist ehema- 
Niger Vertrauensmann und Betriebs 
rat von Rheinstahl in I Als 
die Kollegen dort atreik ickte 
er folgendes Solidaritätsschreiben 
„Liebe Kolleginnen und Kolle 
Ich wünsche Euch bei Kurem berech- 
tigten Kampf um die Durchsetzung 
Eurer Forderung viel In 6 


kwede 


Günter G., Betriebarat 
Hanomag Henschel Bremen." 


maß des Vorgehens der Kapitalisten 
jer, mit politischen Entlassungen 
die spontane Arbeiterbewegung ihrer 
‚Führer zu berauben und sie zu I} 
Ex zeigt sich, daß in den meisten 
Fällen die Arbeiter gegen dieses Vor 
‚gehen nicht gerüstet sind — d.h. es 
fehlt die Kraft, vielfach auch noch 
die Bereitschaft, diesen Maßnahmen 


entgegenzutreten. Zumal die Kapita- | 


listen taktisch geschickt die Zeitpunk, 
te für Entiamungen dann wählen, 
legschaften „die Luft 


Es gilt, verstärkt diesen Vorgehen 
Bourgeoisie klarzumachen und 


als 450 Arbeiter im Profilwalzwerk 
nach einem neuntligigen, erbittert ge 
führten Streik dem Werksvorstand 
weitreichende Zugeständnisse abrin- 
gen konnten. 

Zum zweitenmal im Oktober/No- 
wember, als nach dem Streik von 
3.000 Arbeitern der Werksvorstand 
mit massiven Mitteln auf lange Sicht 
wersucht, die Kampfkraft der Stahl: 
werker zu brechen 

22 Kollegen werden entlassen 


Septemberstreiks 1969: 


‚Am 5, September 1969 greifen die 


spontanen Streikaktionen auch auf 
das Mannesmann-Werk in Duisburg- 
Huckingen über. Ein Demonstrations- 
zug der Arbeiter im Profilwalzwerk 
zum Verwaltungsgebäude macht den 
Anfang. Bis zum Mittag steht das gan- 
ze Werk im Vollstreik. Die Werkstore 
werden besetzt und hier werden auch 
die Streikversammlungen abgehalten. 


Am nächsten Tag reagiert die 
Werksleitung mit einer Aussperrung 
aller Arbeiter. Die Werkstore bleiben 
aber weiterhin besetzt. Am selben 
Tag demonstrieren 3.000 Mannes- 
mann-Arbeiter für ihre SO Pfennig: 
Forderung durch die Duisburger In- 
nenstadt - I 

Am dritten Tag wird der Streik | 
abgebrochen, nachdem der Betriebs- 
im Alleingang dem Angebot der 

mehmensleitung zugestimmt 
hat: SO DM mehr als Vorschuß auf 
den anstehenden Tarifabschluß. Die 
Streikzeit wird bezahlt 


U 


Erstmals tauchte in 
im Profilwalzwerk die 
nach einem einheitlichen Grund 
auf der Basis von 100 % auf (Lohn 
gruppe 10) = eine Forderung, die in 
den Auseinandersetzungen dieses Jah- 
er wieder in den Mittelpunkt 
1969 wurde in dieser Abel 


rückte 


hung des Werks offiziell der Akkord 
abgeschafft; daflır wurde die analyti 

sche Arbeitsplatzbewertung einge- | 
führt — ein Punktsystem, das = wie | 


d 


Praxis zeigte — auf Angere Sicht | 
niedrigeren Löhnen im Profilwalz- | 
werk führte und darüber hinaus ei 
enorme Lohnspaltung zur Folge hat 
te. Der Unterschied zwischen der un 
tersten und der obersten Lohngruppe 
beträgt nahezu 3,50 DM (von 77,59 

125%), dazwischen liegen verschie: 
dene Lohnstufen mit einer Differenz 
von jeweils 18 Pfennig. 

90% der Kollegen wurden in der 
Gruppe 77,5% - 100% bezahlı. 


| 
Mit Einführung der analytischen | 
Arbeitsplatzbewertung wurden Lei- | 
sungsmessungen vorgenommen, 
gleichzeitig wurden Plan zur 
Rationalisierung des Arbeitsablaufs 
getroffen. Mittlerweile sind 40 Arbei 
ter rausrationalisiert, die Arbeitsab- 
Iäufe vereinfacht — der Produktions 
ausstoß an gewalztem Material aber 
ist seit 1969 um 90% gestiegen, von 
57.000 Tonnen monatlich auf jetzt 
108,000 Tonnen. Die Leistungsmer 
sung aber ist die alte geblieben, »0 


ingen 


daß trotz dreimaliger Lohnerhöhung 
der größte Teil der Kollegen weniger 
Lohn hat als 1969. 


Die Taritrunde 72/73 


Vertreter der Eisen- und Stahlbe- 
triebe Duisburgs, unter ihnen Man- 
'nesmann-Arbeiter, stellen ihre Forde- 
rungen auf: 120-150 DM linear. Die 
später aufgestellte 11%-Forderung der 
IGM-Führung findet starke Ableh. 
mung. In der Urabstimmung am 
20.12.72 stimmen weit über 90% der 
Mannesmannarbeiter für einen Streik 

Der Protest gegen das 8,5%-Ergeb- 
nisdieser Tarifrunde äußert sich dann 
in der 2. Urabstimmung im Januar 
Mehr als 80% der Dußburger Arbeiter 
stimmten gegen das Ergebnis 

Der Ausgang der Tarifrunde 72/73 
hat großen Einfluß auf die weiteren 
in diesem Jahr folgenden Auseinan 
dersetzungen, die in den meisten Fäl 
en abteilungsmäßig geführt wurden 
Auch das ist ein Ergebnis der Lohn- 
litik der Kapitalisten, die es durch 
unterschiedliche Lohnsysteme in den 
einzelnen Abteilungen schaffen, eine 
Solidarisl Ab: 


ung aufgestellten Forderungen zu 
erschweren. 
Noch im Januar, kurz nach dem 


Tarifabschluß, treten mehrere hun 
dert Arbeiter der Yerkshrbeirisbe 
gegen die unterschiedlichen Lohn- 
zahlungen in den Streik, die z.B. In 


diesen Abteilungen Differenzen bis zu 
1,18. DM ausmachen. Der Streik wur 
‚bgebrochen, 

g zugesagt 


de nach zehn Stunden 
nachdem eine Überprül 
worden war 


Der 9-Tage-Streik der 
Profilwalzwerker 


Am 28. Februar beginnt der neun. 
tägige Streik der Arbeiter im Profil 
walzwerk (PWW), an dem sich 450 
der 690 Arbeiter dieser Abteilung 
beteiligen. Die Fo 

100% Mindestlohn 
stufung auf Lohngruppe 10. 


Nach neun Tagen waren die Forde 
rungen zu einem großen Teil erfüllt 
‚es gab eine Reihe von Höhe 
einstufungen, so d 
in Walzwerker jet 
s in Lohngruppe 9 einge“ 

stuft sind. 

@diese Regelung tritt rückwir 
kend ab 1. Juni 1972 Inkr 


rend di 
@ölinung di 
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mie, was 19 - 35 Pfennig aus- 
macht, 
@ Verhandlung mit dem Betriebe 


Vorausgegangen waren diesem Ab- 
Auseinandersetzungen 
Streik 
Werkaleitung, in deren Verlauf die 
Kapitalisten eine Reihe von Erpres- 
ungen, Drohungen und Schikanen 
gegen die Arbeiter losließen. In de- 
ren Verlauf aber vor allem die Arbei- 
ter diese Angriffe mit großer Ent- 
schloßsenheit und Militanz beantwor- 
tet 


t Streik begann mit einer De- 
monstration zum Verwaltunggebäude 
und dessen Besetzung, dig an mehre- 
ren Tagen wiederholt wurde. 


weilige Verfügung” ins Haus ge- 
schickt, in der es heißt: 

„Den Antragıgegnern (gemeint 
sind die Streikenden) wird bei Ver- 
meidung einer vom Gericht festzw. 
setzenden Geldstrafe von mindestens 
‚leweils DM 3.000,- einstweilen unter- 
sagt, das Werksgelinde der Manner- 
mann Hüttenwerke AG zu betreten, 

Die Geldstrafe kann in eine Hafı- 


strafe umgewandelt werden. 
‚Die Kosten des Verfahrens werden 
den Antragsgegnern auferlegt, 
Der Streitwert wird auf 
DM 100.000,- festgeles 


Mit diesem unerhörten Urteil der 
bürgerlichen Klasenjustiz — hier ver- 
treten durch das Arbeitsgericht Duis- 
burg — kann faktisch jeder, der sich 
an einem Streik beteiligt, ruiniert 
werden. Von daher hat dieses Urteil 
eine enorme Bedeutung, weil es das 


mit oben genannten Ergebnis been- 
det. Die Mannesmann-Bosse gaben 
nach, denn mittlerweile traten durch 
das völlige Ruhen der Produktion 
im PWW auch schon Schwierigkeiten 
in der Produktion der Werke Mül- 
heim und Düsseldorf ein. 


Zusätzlich zum Abschluß handel 
die IG-Metall mit der Werksleitung 
ein Abkommen aus, nach dem Man- 
nesmann das Gerichtsurteil nicht an- 
wendet und die Kosten trägt, gleich- 
zeitig aber den Kollegen untersagt 
ist, das Urteil anzufechten. 

Dieses Urteil der Klassenjustiz ist 
‚damit nach wie vor rechtsgültigl 


Die Vertrauensleutewahlen 
im März 


Der Streik hat 
Nachwirkungen. 
wir in der Auseinandersetzung um 
die gewerkschaftliche Arbeit im Be- 
trieb am Beispiel der kurze Zeit später 
folgenden _ Vertrauensleutewahlen 
schildern. 

Es ist eigentlich selbstverständlich, 
daß eine Auseinandersetzung von sol- 
cher Härte wie der 9-TageStreik, 
auf den Widerstand der Soziaklemo- 
kratie stoßen muß, da sie die von ihr 
propagierte Klassenzusammenarbeit 
und Klassenharmonie gefährdet. Mehr 
noch: im Streik selber zeigte sich, 
daß es den Kommunisten und ande- 
ren kämpferischen Arbeitern bei 


Diskussion vor dem Eingangstor. Streikende Arbeiter im März 


Mehrfach kam es zu Solidaritäts- 
streiks im Hüttenwerk, obwohl die 
Unternehmensleitung alles daran setz- 
te, die Solidarisierung weiterer Abtei- 
lungen zu verhindern. 

'@ am 2. März streiken 400 Arbei- 

ter in der Hauptwerkstatt, 
am selben Tag streikt das für das. 
ganze Werk äußerst wichtige 
Blasstahlwerk 1 für mehrere 
Stunden, dann bricht der Streik 
in dieser Abteilung zusammen. 
© am 4. März: zweistündiger So- 
idaritätsstreik in den Verkehrs 
betrieben. 


Zu keiner Zeit allerdings bestand 


Zu keiner Zeit allerdings bestand 
die Aussicht, der Streik könnte auf 
das ganze Hüttenwerk_ übergreifen. 
Trotzdem kam 
Solidaritätserklärungen anderer Ab- 
teilungen. Mit Geldsammlungen wur- 
den die Streikenden im PWW unter- 
stützt 

Der Versuch der Werksleitung, ge- 
Groschenjungs als Streik- 
n, mißlang ebenso 
wie der Kimata von Spitzen und 
ron, die gezielt Gerüchte 


routen, 

Auch die schriftlichen Drohun- 
gen sowie das Entsenden von Werk- 
schutz und Feuerwehr(!) in der 
‚Nacht (11) zu den Familien der Strei- 
} kenden führten nicht zum Abbruch 
Streiks im PWW. Zwar wurden 


7 Nierdurh den Streikenden Immer 


wieder neue Belastungsproben gestellt, 
sie hielten, außer in wenigen Einzel, 
fällen, Jedoch solidarisch durch, 

‚Auch die Aussperrung der Profil- 
walzwerker am 4. Tag reichte nicht 
‚zum Weichmachen. Ein neuer Höhe- 
punkt war der Versuch der Unterneh. 
mensleitung am 6. Tag. die Produk- 
tion wieder anlaufen zu lassen: Mei 
ster, Assis und einige Streikbrecher 
hatten die Arbeitsplätze im PWW ein- 
‚genommen. Da besetzten 60 Arbeiter 
die Rollgänge und verhinderten das 
Anlaufen der Produktion. Die Beset- 
zung hielt bis zum Streikende an 

Fast alle Streikenden befind. 

im „Dienst", einige belagern d; 
waltungsgebäude, einige halten die 
Rollgänge besetzt, wieder andere ste- 
hen für ständige Diskussionen am 
Workstor, 

Das schwerste Geschütz fahren die 
Mannesmann-Bosse am 6. März auf. 
Zunächst 42 der Streikenden, sphter 
noch 17 weitere, erhalten eine „Kinst- 


Streikrecht der Arbeiterklasse ein- 
schränkt, 
grändung deutlich ausgeführt wird: 


eidesstattliche 
haft gemacht, daß die Antragsgegner 
den Betrieb wild bestreiken und de- 
durch die Produktion im Profilwalz- 
werk lahmgelegt haben. Das Verhalten 
der Antragıgegner stellt einen un- 
rechtmäßigen Eingriff in das Recht 
am eingerichteten und ausgeübten 
Gewerbebetrieb dar.” 


jeder Streik als illegal verbieten, da 
seine Bedeutung ja gerade darin liegt, 


immer wieder zu 


Mannesmann gelungen ist, sich über 
alle Abwiegelungsversuche führender 
Sozialdemokraten hinwegzusetzen 
und diese zumindest für diese Zeit 
einfach beiseite zu schieben. Und 
daran waren eine ganze Reihe chrli- 
licher soziakdemokratischer Arbei - 
tor beteiligt 
Zunächst aber einiges zu Namen 
und Taten solcher führenden Sozial- 
demokraten: 
© Da ist der Vorsitzende der IG- 
Metall Eugen Loderer. Er ist 
stellvertretender Vorsitzender im 
Aufsichtsrat der Mannesmann AG. 
Mit seinen Kumpanen im IGM-Vor- 
stand. verurteilte er den Streik der 
Mannesmann-Arbeiter. 
@Da ist der IG-Metall-Arbeits- 
direktor Wilhelm Henne, einer 


‚ie auch in der Urteilsbe- 


„Die Antragstellerin hat durch 
Versicherung glaub- 


Mit dieser Begründung läßt sich 


der vorstand 


An din Meiaqnchaft der Mannmemann AG Müttanwerhe 


Vartreter des Vorstandes der 10 Metall und der Mırksvorstand der 


Nanneamann AG Nüttenwerhe haben 


Konflikten im Profilwslswerk ihre Bereitschaft erklärt, Omspräche, 
mit dem Kiel einer Lösung der anstehenden Problam aufnunahmen. 


Dur Vorstand der 10 Metall fordert, das diene Onsorächs sofort 
aufgenommen werden, um in Verhandlungen wwischen dem Betrinberat 


und den Vertretern der 10 Metall 


haltung andererseits die Urnachen den Konflikten m beseitigen und 


Anre Folgen beiaulagen. 


Dar Vorstand der 16 Metall erwartet, das zu dienen Ivack unvar- 
nslich die Arbeit wieder aufgenoman wird. 


Industriegewerkschaft METALL 
für 'Ais Bundenrwoublix Deutschland 


Duisburg, den 7. Mira 1973 


= Proiwönevelisäehtigters Dr. Wir 


Binger dire 


itingensen Denchluh war daher sine sinatweilige 


jener von den Sozialdemokraten hoch 
gelobten  „Arbeitnehmervertreter ” 
nach der "Montan-Mitbestimmung, 
‚Mitglied im Dreierkopf des Werksvor- 
standes und Vorstandsmitglied der 
SPD-Betriebsgruppe bei Mannesmann. 
Alle Drohbriefe und Erpressungs- 
schreiben an die Streikenden trugen 
seine Unterschrift. 
@Da ist der Leiter der IGM- 
Verwaltungsstelle, Bulitz, der 
vergeblich zum Streikabbruch auffor- 
derte und schließlich resigniert be- 
kannte: „Meine Versuche zur Ver- 
mittlung (1) blieben erfolglos. Ich 
kann nur hoffen, daß die Leute 
(die streikenden Arbeiter!) vernänf- 
tig werden.” 
© Da ist Rudolf Judith, ehemali- 
ger Betriebsratsvorsitzender bei 
Thyssen und verantwortlich. beim 
IGM-Vorstand für die Eisen- und 
Stahlindustrie. Jener Judith, der erst 
drei Wochen vor dem Mannesmann- 
Streik Arm in Arm mit dem Werks- 
vorstand der Hoesch AG den Streik 
der Hoesch-Arbeiter verurteilte und 
sich am 7. März an die Mannesmann- 
Reesschaft_ wandte; in einer Fine- 


Belegschaft 

blatt der IGM forderte er: 

„Der Vorstand der IG-Metall er 
wartet, daß zu diesem Zweck (Ver- 
handlungen mit dem Werksvorstand) 
unverzöglich die Arbeit wieder aufge- 
nommen wird.” 

@ Schließlich ist da der Vorsitzen- 

Se ds Vermnansiontahdrpun, 

Bünk. Bünk ist bei Mannesmann als 

"Gewerkuchsfwmschbeurbelte von 
‚r IG-Metall-Führung eingesetzt. Be 
zahlt wird er allerdings von Mannes- 
mann mit DM 2.000,- monatlich!! 

‚Alle diese Leute mußten sich hef- 
tige Kritik besonders natürlich aus 
dem PWW gefallen lasen, 

Schon gleich nach dem Streik 
wurde im PWW ein Verirauenemann 
von den Kollegen abgesetzt, weil 
Sich vom 2, Tag ab als Srelkbre- 
her einsetzen lieh 

Zu den Wahlen zum Vertrauen» 
jeutevorstand wurde vom PWW die 
Parole wungogeben, 

Weg mit Bünkt 

Bünk hatte praktisch jegliche Solide 
nit mit den Streikenden verweige 

Er konnte zwar eine Solidaritäiser- 
klärung des VK nicht verhindern, 
es blieb allerdings im großen und 
sanzen bei dieser Erklärus denn 
Beichzeitg vermichte Bünk den VK 
Maraaf eiszuschwören, daß Vertrau- 
ensleute nicht zum Streik aufrufen 
Sürlen und der Streik ja such von 
der Gewerkschafttsführung) nicht 
unlerabluı werde . So wur en orge- 
nisiertes Eingreifen des VK verhin- 
‚dert, alles andere blieb Binzelinitiat- 
Son von Vertrmuensdeuton überlamen, 

Dei den Wahlen erhie er di6 
Quittung: 

‚die gesamte elfköpfige alte VK-Leitung 
wurde nicht wiedergewählt. Dünk sel 
‚ber erhielt nur 7K von 302 Stimmen. 


Datierung den bestehenden. 


einerseits sovie dar Internahmans- 


In die Leitung wurden nur solche 
Vertrauensleute gewählt, die den 
Streik im PWW unterstützten. 

In der neuen Leitung sitzt kein 
einziger Bünk-Mann! 


Weitere Abteilungsstreiks 


Am 25.5. schlossen IGM-Führung, 
und der Kapitalistenverband Eisen 
und Stahl ein Abkommen über die, 
Zahlung von DM 280,-, zahlbar in 
4 Raten zu DM 70,- als „stahltypk- 
schen Zuschlag” ab. Dieses Abkom- 
men wurde als anrechenbarer Vor- 
schuß auf den zum 1.6. gekündigten 
Manteltarifvertrag über die Regelung 
der Sonn-, Feiertags- und Schichtzu- 
lage geschlossen. Zu einer Zeit, als 
im Mai/Juni tausende von Metallar- 
beitern für Teuerungszulagen streik- 
ten! 

Bei Bekanntgabe des Abschlusses. 
beteiligten sich 1.500 Mannesmann- 
Arbeiter an einem dreistündigen 
Warnstreik und Demonstration gegen 

diesen faulen Kompromiß hinter dem 
Rücken der Arbeiter Unter ihnen“ 

"diesen faulen Kompromiß hinter dem 
Rücken der Arbeiter. Unter ihnen 
auch die Profilwalzwerker, 

4. Juni: 1.500 Arbeiter der Ver- 
kehrsbetriebe erkämpfen eine Erhöh- 
ung der Leistungsprämie rückwirkend. 
ab 1.4. und 15. Pfennig und ab 1,6. 
um 28 Pfennig pro Stunde 

Mitte Juni: die Arbeiter in der 
Schlackerei und die Rangierer treten 
in der Mittags und in der Nac 
schicht für jeweils 2 Stunden in den 
Streik und fordern: 

2 Mann mehr pro Schicht 
40 Pfennig mehr pro Stunde 


Politische Entlassungen 


Im September stellt der Mannen® 
mann VK die Forderungen für die 
diesährlge Tarifrunde auf 
@1GM raus aus der konzertierten 
Aktion! 
© vorzeitige Entfristungder Tarif 
vorträge 
© 230 Mark mehr Lohn und Ge- 
halt linenr 
@ Weiterzahlung der Teuerungs- 


Die Forderung nach Weitetzah- 
hung der 70 Mark monatlich. wird 
zum Gegenstand des Streiks Ende 
Oktober. Die Ende Mai vereinbarten 
4 x 70 Mark „stahltypischer Zur 
schlag" sind mit dem September 
Lohn ausgelaufen und die Kapital: 


lungen um 31.10, 
den Betrag welterzuzahlen, DI 
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HELL = KIEL: 


Vertrauensfrau nicht bestätigt 


Die IGM-Ortsrerwaltung Kiel schick- 
we vor einigen Wochen einer Kollegin 
‚der Firma Dr. Ing. Rudolf Hell, die 
wor kurzem zur Vertrauensfrau ge- 
wählt worden war, folgendes Schrei- 
‚ben: 


„Auf der letzten Ortsverwaltungs- 
sitzung haben wir beschlossen, Dich 
nicht als Vertrauensfrau zu bestätigen, 
weilder begründete Verdacht besteht, 
daß Du Mitglied in einer gewerk. 
schaftsfeindlichen Organisation bist. 


Anliegend erhielt sie folgenden Re- 
vom: 


„Hiermit erkläre ich als Mitglied 
der 1G Metall, daß ich Zielsetzung 
und Aktivität der unter der Bezeich- 
mung: KPD, KPD/ML. KPD/AO, Ar- 
beiterbasisgruppen, Kommunistischer 
Bund Bremen, Kommunistische Ar- 
beiterpresse und anderer linksextre- 
mistischer Gruppen ablehne und mich 
ausdrücklich davon distanziere. Ich 
halte diese Gruppen für arbeitnchmer- 
und gewerkschaftsfeindlich. Gegebe- 
nenfalls bin ich damit einverstanden, 
daß die Erklärung veröffentlicht wird.” 


jie Kollegin war schon vor länge- 
Irer Zeit Vertrauensfrau gewesen. 
Sie ist als aktive Gewerkschafterin be- 
kannt und hatte sich nach Ansicht ih- 
rer Kollegen bewährt. Bei den letzten 
VK-Wahlen schon war deutlich ge- 
worden, daß die Gewerkschaftsführer 
sie und eine weitere fortschrittliche 

Vertrauensfrau kaltstellen wollten. 
So wurde deren sichere Wieder- 
wahl mit der fadenscheinigen Begrün- 
dung verhindert, es seien zuwenig Or- 
‚ganisierte in der Abteilung, um über- 
haupt eine Wahl durchführen zu kön- 
‚nen. Anschließend aber setzte die OV. 
zwei andere Vertzauensleute ein, von 
‚denen sie annahm, daß sie der rechten 
Fühningslinie treu seien. Damit mach- 
te die Ortsverwaltung den Kollegen 
‚nachhaltig. klar, daß der geringe Orga- 
hur vorgeschoben war, 


Als nun einer der eingesetzten 
Vertrauensleute kündigte, nahmen die 
Kolleginnen und Kollegen die Neu- 
wahl selbst in die Hand, um erneuten 
Schlägen der Gewerkschaftsführung 
nen ihr Wahlrecht zuvorzukommen. 
Sie wählten sich wieder ihre beiden 
Vertrauensfrauen, denen sie damit 
noch einmal bestätigten, daß sie hin- 
ter ihnen und ihrer gewerkschaftli- 
chen Arbeit stehen. 

Einige Wochen später erhielt dann 
eine der neugewählten Vertrauens- 
frauen von der Ortsverwaltung die 
Mitteilung, daß sie nicht bestätigt wor- 
den sei, und den Revers, 


Der einzige „Anklagepunkt" der 
Gewerkschaftsführer gegen die Kolle- 
ein besteht in ihrer angeblichen Mit- 
gliedschaft in einer „gewerkschafts- 
feindlichen Organisation“. Konkret 
gewerkschafts- oder sogar arbeiter- 
feindliches Verhalten hat ihr die Ge- 
werkschaftsführung nicht mit einem 
Wort nachweisen können — beweist 
‚doch zumindest die Beharrlichkeit ih- 
ser Kollegen, und die Tatsache, daß 
bislang Unorganisierte in die IGM 
eintraten, um ihre Wahl abzusichern, 
gerade das Gegenteil. 

Als Begründung für den Verdacht 
der Mitgliedschaft in einer kommuni- 
stischen Organisation nannte OV-Mit- 
lied und Hell-Betriebsratsvorsitzen- 
der Becker den Vertrauensleuten fol- 
genden: 

Die Kollegin sei auf dem Prozeß 
gegen die beiden Kollegen, die an der 
„Besetzung“ des Gewerkschaftshau- 
ses „führend“ teilgenommen hätten, 
gesehen worden (siehe dazu AK 37). 
Zusammen mit anderen Zuschauern 
hätte sie die Faust gehoben und die 
„Internationale“ gesungen. 

Diese „Beweisführung“ zeigt ein- 
mal mehr, daß es der Gewerkschafts- 
führung eben nicht um die tatsächlich 
geleistete Gewerkschaftsarbeit geht, 
‚sondern darum, klassenbewußte Kol- 
legen auszuschalten, die die Linie der 
Unterordnung unter die Kapitalsinter- 


nisierungs-grad 

um die Wahl von klassenbewußten, 
der Linie der Gewerkschaftsführer ge- 
genüber oppositionell eingestellten 
Kollegen zu verhindern 


uennensenersaanmumanuneneenRUNEEEEETEEEEE EHEN 


Forts. Politische Entlassungen 


Mark sind dabei aber nicht Verhand- 
hungsgegenstand. Diese 70 Mark ver- 
langen die Mannesmann-Arbeiter 


Zusätzlich zu den Tariferhöhungen. 


Streikende Mannesmann-Arbeiter warten Ende Oktober auf Nachrichten vom 


Batriebwat 


Am 29.10. beginnt der Streik in 
der Mittagsschicht der Verkehrsbe- 
und wird von der Nacht- 
schicht weitergeführt. Am Morgen 
‚des 30.10. schließt sich das Profi 
walgwerk an. Es folgen die Haupt 
EEE "Tele der Biesunhluer 
kes, die Gießerei und der Hochofen 
betrieb. Am Morgen stehen 3.000 
Arbeiter im Streik. 


Die Kapitalisten reagieren schnell 
Unter Hinweis auf die am niächsten 
beginnenden Verhandlungen 
zwischen IG-Metall und ihrem Ver 
band Eisen und Stahl drohen sie den 


blatt, in dem Ihnen 
gosteilt wird: 


essen kritisieren und dafür kimpfen, 
daß die Gewerkschaften wieder zu 
Kampforganisationen der Arbeiter- 
klasse werden. 


Wiedersufnahme der Arbeit bis 11 
‚Uhr am selben Vormittag.oder Ent- 
lassung. 

Der Streik bröckelt ab, noch am 
selben Tag werden 121 Arbeiter ent- 
Iamen. Am Abend streiken zwar noch 


Tre 
an. 


Der VK übt Solidarität 


Die Kollegen der angeschossenen 
Vertrauensfrau waren über das Vor- 
gehen der OV empört. Sie rieten ihrer 
Vertrauensfrau, den Revers nicht zu 
unterschreiben, denn die Gewerk- 
schaften seien für alle Arbeiter da und 
nicht nur für eine bestimmte Partei 
(wie z.B. die SPD), und man könne 
dieses Verhalten der Ortsverwaltung 
nicht noch per Unterschrift billigen. 
Die Kollegin schickte daraufhin eine 
Antwort an die OV, in der sie erklärte, 
daß sie nicht Mitglied in einer der ge- 
nannten Organisationen sei, daß sie 
sich aber weigere, den beigefügten Re- 
vers zu unterschreiben, da ihrer Mei- 
nung nach jedes Gewerkschaftsmit- 
lied das Recht auf eine eigene politi- 
sche Gesinnung habe, und daß sie das. 
Vorgehen der OV als undemokratisch 
ablehne. 


Gleichzeitig gab sie das Schreiben 
derOV und die eigene Antwort an die 
Vertrauensleute weiter. 


Die Mehrheit des VK solidarisier- 
te sich mit der Kollegin. Die Vertrau- 
ensleute forderten ihre Bestätigung als. 
Vertrauensfrau und lehnten das Ver- 
halten der OV als Gesinnungsschnüffe- 
kei’ab. Sehr interessant ist das Ab- 
stimmungsergebnis: es gab zwei Ge- 
genstimmen und eine Enthaltung. Ent- 
haltsamkeit übte,der BR-Vorsitzende 
Becker, der sich offensichtlich nicht 
gegen die Mehrheit des VK stellen 
wollte, um nicht gänzlich sein Gesicht 
zu verlieren. Die eine Gegenstimme 
stammt von einem reaktionären Vor- 
arbeiter, der fanatischer SPD-Mann 
und TK-Mitglied ist und die zweite — 
vom DKP-Ortsorsitzenden Heinz 
Tolkmit. Hier ist deutlich zu erken- 
nen, wie sich die DKP-Politik des Zu- 
nickweichens vor den Schlägen der 
Kapitalisten und der rechten Gewerk- 
schaftsführer durchaus konsequent 
weiterentwickelt zu einer Politik der 
offenen Unterstätzung der Bourgeoi- 
sie und ihrer Handlanger in der Arbei- 
terklasse, zu einer Politik der direk- 
ten Unterstützung des Anti-Kommu- 


Gewerkschaftsführung 
sabotiert VK-Arbeit 


Die Ortsverwaltung Ichnte den An- 
trag des VK auf Bestätigung der Ver- 
trauensfrau ab und lud die Vertrau. 
enskörperleitung zu einem „intimen 
Gespräch ein, um die Angelegenheit 
zu „klären“: Die VK-Leitung soll auf 
Linie gebracht und auch darin unter- 
wiesen werden, wie der ganze VK wie- 
der auf Linie zu bringen ist 


Daß der VK die Ablehnung seines 
Antrags nicht ohne weiteres hinnch- 
men würde, war der Ortsverwaltung 
wohl klar; sie scheute sich jedenfalls. 
nicht, direkte Angriffe gegen den VK 
und seine Arbeit zu starten. 


So verschob sie die für den 12. 12 
geplante VK-Sitzung, auf der die an- 
sesriffene Kollegin selbst sich zu den. 
Vorwürfen der OV äußern wollte, und 
auf der über den IGM-Beiratsbeschluß 
und weitere Solidaritätsmaßnahmen 
diskutiert werden sollte, kurzerhand 
um einen Monat und verbot weiter- 
hin, daß VK-Sitzungen außerhalb der 
Arbeitszeit abgehalten werden. 


Was sie damit beabsichtigt, liegt 
auf der Hand: Die betroffene Kollegin 
hat nicht mehr die Möglichkeit, ihre 
Position vor dem ganzen VK darzu- 
stellen, weil sie ja eben als Vertrauens- 
frau nicht bestätigt worden ist. Die 
Empörung der Vertrauensleute soll 
verpuffen, Informationen an den VK. 
und über ihn'un die Belegschaft sollen 
verhindert werden. 


Der VK wird — mitten in der Me- 
talltarifrunde-— in seiner Arbeit sabo- 
tert und, solange bis die Angelegen- 
heit im Sinne der OV „geregelt“ ist, 
kaltgestellt. 

Bei diesem Angriff der Ortsverwal- 
tung auf den VK zeigte sich deutlich 
dessen Schwäche: Die Vertrauensleu- 
te hatten sich mit der eigenen Solida- 
ritätserklärung begnügt und nicht ver- 
sucht, die Solidarität auf eine mög- 
lichst breite Basis zu stellen, also auch 


nismus-Kurses der reaktionären Ge- 
werkschaftsführung. 


einige hundert Arbeiter, der Streik 
aber ist zerschlagen. 

121 entlassene Arbeiter, sie kum- 
men vor allem aus den kampfstarken 
Abteilungen der Verkehrsbetriebe 
und_des Profilwalzwerkes! So ganz 
nebenbei kündigten die Mannesmann- 
Bosse übrigens auch gleich 7 Arbei- 
tern, die sich zur Zeit des Streiks 
Überhaupt nicht im Werk befanden!! 

Den ersten größeren Versuch die 
ses Jahres, einen Streik über die Gren- 
zen der Abteilängen hinweg durchzu 
führen, zerschlugen die Kapitalisten 
brutal. 

Nicht unwesentlich trug wiederum 
die Gewerkschaftsführung zum Ab- 
bröckeln des Streiks bei: sie distan- 
zierte sich scharf von dem Streik, 
er „wegen der beginnenden Tarilver 
handlungen überflüssig“ gewesen sei. 


In einer nach dem Streik heraus- 
gegebenen offiziellen Erklärung wird 
‚dies noch einmal ausdrücklich betont 

‚Angesichts der eingeleiteten Tarif- 
verhandlungen in der nordrhein-west 
‚fälischen Stahlindustrie bestand — wie 
der IGM-Vorstand erklärt - kein An- 
laß für die Arbeitsniederlegung.“ 


7000 Menschen beteiligten sich in Duisburg an der Solidarititsdemonstration. 
für die ontlassenon Mannesmann-Arbaiter 


die Kollegen in ihren Abteilungen in 


diesen Kampf miteinzubeziehen und 


Die Massenentlassungen konnten 
allerdings selbst die Gewerkschafts- 
führer vor den Arbeitern nicht recht- 
fertigen: 


Kündigung »0 vieler Beschäftigter ist 
jedoch in keinem Fall geeignet, einen 
betrieblichen Konflikt zu Bsen. Darum 
wird die IG Metall allen Betroffenen 
Rechtsschutz erteilen. Sie hofft je 
doch, daß die Werksleitung einlenki,“ 
(„Metall“ 23/73) 


‚Am 2. November protestierten 60 
Arbeiter der Verkehrsbetriebe in einer 
selbst organisierten Kundgebung wäh- 
vend der Arbeitszeit gegen die Ent- 
Iassungen. Sie legen dafür 1$ der 21 
Loks still 

Mittlerweile rollt eine. Welle der 
Solidarität mit den entlassenen Kolle- 
gen über die Grenzen NRW's hinaus 
an. 

‚Am 5.11. fordern 400 Vertrauens- 
leute von Mannesmann einmütig: 

’Zurücknahme der Kündigungen 

Entlassung von Arbeitsdirektor 

Henne 


rebig das 


ion des Iismus in der BRD 


‚gegen BVG und Reı 
aber bereits defensiv, sie dienten nicht der Erkämpfung neuer, 


dern der Verteidigung 
neoisie war schon das 


18 Selten 


ie undifferenzierte (!) fristlose | 


sich s0 gleichzeitig bei ihnen abzusi- 
chern. Gegenwärtig sieht es so aus, 
daß — außer in der Abteilung der be- 
troffenen Kollegin selbst — kaum ein 
Kollege über die Nichtbestätigung der 
Vertrauensfrau, über die Solidarität 
des VK und-über die Sabotage der 
VK-Arbeit durch die OV informiert 
ist — für die Ortsverwaltung äußerst 
günstige Bedingungen. 


Die „KPD/ML "weicht zurück 


Angesichts dieser Lage ist es die 
Aufgabe der Kommunisten, durch 
breite Veröffentlichungen bessere 
Voraussetzungen für den Kampf ge- 
gen IGM-Beiratsbeschluß und Revers- 
politik zu schaffen. 


Die „KPD/ML" (die in Kiel relativ 
stark vertreten is) wertit da offen. 
Sichtlich einen anderen Standpunkt 
Sie meint, daß ein publizisisches Ei- 
weifen der Kommunisten mehr sch. 
det als mützt; denn dann könnten di 
Vertrauensleute und die anderen Kol: 
Iegen eventueli glauben, daß die Kol 
iegin vielleicht doch Kommunistin it, 
Und sie nicht mehr unterstützen, wo: 
mit ihre Nichtbestätigung eine perfek- 
ie Sache wäre. Das Verhalten der 
KPD/ML“ ist kein Taktieren gegen, 
Über der Gewerkschaftsfhrung was 
@urchaus richtig wäre, um weiterhin 
in der Gewerkschaft gapen die Ge- 
Werkschaftsführung kämpfen zu kön- 
nen, sondern ein Kapitulieren nicht 
nur vor den Schlägen der Gewerk- 
schaftsführung, sondern auch vor dem 
Sicher noch bei einem Großfeil der 
Kollegen vorhandenen Antikommn « 
nismus. Dabei sollte doch klar sein, 
daß der IGM-Beiratsbeschluß nur kon- 
scquent bekAmpft werden kann, wen 
die politische Klarheit über seine Be- 
deutung geschaffen ist — die bisherige 
Entwicklung bei Hell bestätigt eben 
diese Einschätzung. = 
«(Über die nächste Entwicklung 
werden wir weiterhin berichten.) 


KB/Gruppe Kiel 
Branchenzelle Elektro. 


ip RENNER EEE. 


Die letzte Forderung wird in einem 
Brief an den IGM-Häuptvorstand in 
Frankfurt erhoben. Sie fußt auf vie- 
kerlei Erfahrungen, die die Mannes- 
mann-Arbeiter mit diesem Arbeiter 
verräter gemacht haben. 


Am 10. November folgt als vor. 
ufiger Höhepunkt die Demonstration 
von 7.000 Menschen in Duisburg, die 
ihre Solidarität mit den entlassenen 
Arbeitern bekunden. (zu dem Streik 
und zur Demonstration vgl. ARBEI- 
TERKAMPF 35 und 36) 


Die Mannesmann-Bose haben die 
Kündigungen auf mittlerweile 22 re- 
duziert, den „harten Kern”; wie sie 
gen. 


Die Solidaritktsbewegung hat bis- 
her diese Entlassungen nicht verhin- 
dern können. Die Bose sind entschlos-, 
sen, „ein Exepel zu statuieren”“ und 
die 22 aufjeden Fall zu entlamen. Sie 
wollen den Mannesmann-Arbeitern 
einen empfindlichen Schlag ze 


Metall-Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 


nERHTT 


Der Metallarbeiterstreik in Schlerwig.Holstein 1956/87 


jach 1945 ging die westdeutsche Bourgeoisie planmäßig und ziel 
n, ihr innenpolitisches Ziel 


die vollständige Restaura 
Schritt für Schritt durchzufüh: 


ten, Dabei mußte uie auf den Widerstand der Arbeiterklasse stoßen, 
die in diesen Jahren noch bedeutende politische K; 
bau errungener Rechte im Betrieb, Freilassung von K 

jerung führte, Alle diese Kämpfe waren 


npfe gegen Ab 
‚esverbrechern, 


ter Positionen der Arbeiterklasse, Die Bour 
in der Offensive und konnte ihre innenpoll 
tischen Ziele Schritt für Schritt durchfühten und die politische 
Kämpfe der Arbeiterklasse in die Nieder 


führen 
DM 


Au erhalten im ARBEITERDUCH 
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Am 19.12.73 morgens versuchten Ka- 
pitalisten-Vertreter und Betriebsrats- 


hung durchget ‚ehrlingsversamı 
—f auf der Werft HDW Kiel aufzu- 


Pe abildungiefter „Qual“ Meyer 

‚drohte mit „Verweisen” und „‚Konse- 
quenzen“, " falls die Versammlung 
Acht sofort beendet würde, denn de 
ren Fortsetzung bedeute Arbeitsver- 

Weigerung, aan Megaler Ste“, 

Die Lehrlinge ließen sich jedoch 
nicht einschächtern, sondern setzten 
ihre insgesamt fast zwei Stunden dau- 
ernde „‚llegale‘“ Versammlung fort. 


Wie kam es zu dieser 
Lehrlingsversammlung ? 


Die den Betriebsrat beherrschende 
speriaklemokratische Clique hatte 
sich ursprünglich etwas Besonderes 
ausgedacht, um einheitliche Lehrlings- 
versammlungen zu verhindern 

Unter Ausschaltung der Jugendver- 
retung, d.h. unter Mißachtung selbst 
‚der wenigen Rechte, die das arbeiter- 
feindliche BVG den Kollegen ein- 
räumt, wurde eine Abteilungsver- 
sammlung angesetzt, an der im We- 
sentlichen nur die Auszubildenden 
des ersten Lehrjahres teilnehmen soll- 
ten; die Kollegen des zweiten, dritten 
und vierten Lehrjahres dagegen soll 
ten an den Abteilungsversammlungen 
in den Betrieben teilnehmen. 

Dieser Plan reiht sich ein in die 
ständigert Versuche der HDW-Kapita- 
listen, ihrer Ausbilder sowie der BR- 
und Gewerkschaftsführer, in der ein- 
heitlichen Kampffront der HDW-Lehr- 
linge schwache Stellen zu schaffen, 
um die Solidarität und Einheit der 
Lehrlinge zu untergraben, 

Schon beider Einstellung der Lehr- 
linge für 1973 waren diese einer „Spe- 
zialbehandlung“ durch das Mitglied 
der Geschäftsleitung Heinz Scholz 
(vorher Bezirks-Vositzender der IG 
Metall!!) und andere Kapitalisten- 
‚Knechte unterzogen worden, in denen 
ihnen der Duft der „Soziälpartner- 
schaft“ und der „Aufstiegsmöglich- 
keiten‘ vorgeblasen worden war. 

Die Kieler Ortsverwaltung (OV) 
der IGM tat das Ihre, um die Einheit 
der Lehrlinge, besonders auch mit den 
älteren Kollegen, zu hintertreiben. Die 

Wahl von Lehrlings-Vertrauensleuten 
wird schon seit über einem Jahr von 
den HDW-Lehrlingen immer wieder in 
Abstimmungen, Resolutionen u.a.m. 
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Lehrlingsversammlung bei HDW-Kiel 


trotz Störmanövern von Kapitalisten und SPD-Betriebsräten 


barkeit der 600-Mark-Forderung, in 
der Frage des Kräfteverhältnisses all 
gemein keine Klarheit hatte und diese 
Fragen auch nicht zur Sprache ge- 
bracht hatte, 

In der Diskussion auf der Lehr- 
ingsversammlung wurde deutlich, daß 
wir davon ausgehen müssen, daß die 
westdeutsche Arbeiterklasse derzeit 
inen Abwehrkampf führt, d.h. sich 
wa. gegen einen Abbau ihres Real 
lohns wehren muß, 

Im Gegensatz zu den Arbeitern je- 
doch, die ihre Kämpfe noch spontan 
und zersplittert und vorwiegend auf 
wirtschaftlichem Feld führen, geht die 
Kapitalistenklasse politisch vorberei- 
tet und organisiert in die Auseinander- 
setzung. Erwähnt wurden die Polizei 
Einsätze zur Zerschlagung von Streiks 
im letzten Sommer, die Vorbereitung 
der Polizei und Bundeswehr auf den 
Bürgerkrieg, die Hetze der bürgerli- 
chen Parteien und Presse gegen die 
„wilden Streiks" sowie die Haltung 
der Gewerkschaftsführer, den Strei- 
kenden in den Rücken zu fallen. 

Weiter wurde dargelegt, daß zur 
Überwindung dieser Schwächeponl 
on.der Arbeiterklasse es vor allem no: 
wendig ist, eine Partei der Arbeiter- 
klasse zu schaffen, sowie die Gewerk- 
schaften wieder zu Kampforganisatio- 
nen der Arbeiterklasse zu machen. 

Schaffung besserer Bedingungen 
für weitere Kämpfe heißt für die 
HDW-Lehrlinge vor allem auch Schaf- 
fung eines Jugend-Vertrauensleute- 
körpers, um so die Spaltung von 
Lehrlingen und älteren Kollegen zu 
überwinden und die Lehrlinge in den 
‚kommenden Kämpfen besser organi- 
sieren zu können. 

Um der von der IGM-Führung bis- 
her immer wieder ignorierten Forde- 
rung nach Wahl von Jugend-Vertrau- 
ensleuten Nachdruck zu verleihen, 
verabschiedeten die_ Lehrlinge eine 
entsprechende Resolution (siehe Ka- 
sten) bei nur fünf Gegenstimmen 
(SDANI!) und fünf Enthaltungen. Die 
Resolution soll von der Jugendver- 
tretung andie VLK-Leitung bei HDW, 
an die Kieler IGM-Ortsverwaltung und 
an den IGM-Hauptvorstand in Frank- 
fürt geschickt werden. 


eforde 

Trotz Zusagen verhindert die OV 

Trotz Zusagen verhindert die OV 
der IGM immer noch die Durchfüh- 
rung dieser Forderung der HDW-Lehr- 
inge 

Der Versuch jedoch, die Lehrlinge 
des ersten Lehrjahres durch eine be- 
sondere Versammlung von den übri- 
sen Lehrlingen abzuspalten, ist am 
19. Dezember gescheitert. Etwa 30 
Auszubildende des zweiten, dritten 
und vierten Lehrjahres nahmen an der 
Versammlung teil, die von der IGM- 
OV ausschließlich als Versammlung 
des ersten Lehrjahres geplant 
Auch der Betriebsrat Longscharski, 
‚der deshalb die Versammlung für „ille- 
al” und „aufgelöst" erklärte und sogar 
handgreiflich werden wollte, konnte 
die Auszubikienden ebenso wenig ein- 
schüchtern wie Ausbilder „Qualle“ 
Meyer mit seinen wilden Drohungen 
von „Konsequenzen“ gegen die Teil- 
nehmer der Lehrlingsversammlung 


'Zum Verlauf der Versammlung 


Nachdem die Störenfriede des Ka- 
pitals abgewimmelt worden waren, 
wurde eine Versammlungsleitung ge- 
wählt und zur Tagesordnung überge- 
ungen. 

Im Mittelpunkt der Versammlung 
stand die Diskussion über die Metall- 
Tarifrunde 73/74, 

Es wurde eingeschätzt, daß die 
„Forderung”“ der IGM-Führung nach 
100 Mark mehr für die Lehrlinge er- 
fahrungsgemäß eine Erhöhung von 50 
bin 60 Mark als „Kompromiß-Ergeb- 
nis“ bringen wird. Die Lehrlinge selbst 
hatten 600 Mark als Existenz «Lohn 
für ale gefordert 

In diesem Zusammenhang wurde 
von den Lehrlingen auch die Politik 
der Jugendvertretung kritisiert 

Sie hatte die Lehrlinge erst mit el 
nigen Wochen Verspätung über die 
ollversammlung. in 
wf der die Forderung nach 
für alle unter den Tisch ge 
wischt worden w 

Weiter wurde kritisiert, daß die Ju 
‚gendvertretung In der Frage der 
Kampfbedingungen, der Durchnetz- 


Bevor die Versammlung beendet 


Daß von uns HDW-Lehrlin- 
sen zur diesjährigen Metallia- 
rifrunde die Forderung nach 
DM 600,- Existenzlohn aufge- 
stellt worden ist, scherte die 
Gewerkschaftsführung herzlich 
wenig. Stattdessen beschloß 
am 10.12. die Große Tarif- 
kommission der IG Metall 
für  Schleswig-Holstein die 
„Forderung” von DM 100.-. 

Eine Forderung von DM 
100, dh, die Gewerk - 
schaftsführung richtet sich 
nicht danach, was wir brau- 
chen, sondern nach den In- 
teressen der Kapltalisten. Die- 
ses ist kein „Ausrutscher", son- 
dern konsequenter Ausdruck 
der „sozialpartnerschaftlichen” 
Politik. der Gewerkschaftsfüh- 
rer gegenüber der Kapitalisten- 
klasse und ihrem Staat, was 
sich besonders deutlich an der 
Mitarbeit in der „Konzertier- 
ten Aktion” zeigt. 

Diese Politik Muft, darauf 
hinaus, die gewerkschaftliche 
Organisation vollständig als 
„Ordnungsfaktor” an die herr 
ichende Klasse auszuliefern. 
Stationen auf diesem Weg und 
die Auflösung ganzer ge- 
rkachaftlicher Gremien 
(0JA'%, VK') sowie der IGM: 
Beiratsbeschluß (der auf unse- 
rer letzten Auzzubildendenver- 
sammlung von uns verurseilt 
worden it) 

Wieweit_die Gewerkschaft. 
‚führung bei der „Auslieferung” 
unserer Organisation schon 
‚seht, zeigen folgende Beispiele 

Eine MAK-Vertrauenafrau 
wurde diesen Monat für ein 
Jahr von similichen  gewerk: 
schaftlichen Funktionen beur- 
laubt, und zwar, weil man sie 
verddehtigte, mit einer kom 


RESOLUTION DER HDW-LEHRLINGE 


wurde, verabschiedeten die Lehrlinge 
einstimmig eine Resolution, in der 
die Provokationen des SPD-Betriebs- 
ats gegen die Lehrlings-Versamm- 
ung verurteilt wurden und die Aus- 
bildungsleitung nachdrücklich aufge- 
fordert wurde, keine Schikanen ge- 
gen die an der Versammlung betek- 
ligten Kollegen zu unternehmen 


Reinfall für SDAJ 


Den Kopf von den Lehrlingen ge- 
waschen bekam während der Ver- 
sammlung die SDAJ, speziell Jan 
Roschmann, Mitglied im Landesvor- 
stand Schleswig-Holstein der SDAJ 
und „Jugendvertreter” bei HDW. 

Seine Art von Politik besteht da- 
rin, den Sitzungen der Jugendvertre- 
tung fernzubleiben und statt der von 
‚den Lehrlingen beschlossenen Forde- 
rung von 600 Mark für alle hinter dem 
Rücken der Lehrlinge eine eigene For- 
rung von 200 Mark mehr auf der Ver- 
trauensleute-Vollversammlung vorzu- 
tragen. 

In der SDAJ-Zeitung „Rotstift“ 
hieß es dazu, die 600-Mark-Forde- 
nung der Lehrlinge sei eine „Spalter- 
forderung“ von „gewerkschaftsfeind- 
lichen Chaoten“, die „in der Uniyer- 
siät_ von einigen. Professorgnsöhn- 
chen aufgestellt wurde“. Im Sudel- 
stil der bürgerlichen Presse wurden 
mehrere Mitglieder der Jugendvertre- 
tung angepinkelt. Von einem hieß es 
„Rotstifi der SDAJ, er wür- 
de seine „Denkanstöße“ im „schön ge- 
machten Bett einer Studentin“ erhal- 
ten, die ihrerseits eine „Anhänge - 
in der gelbsüchtigen Mao-Jünger“ si. 
Klar, daß die meisten HDW-Lehr- 


Bun 100: Lehren unter. 
schrieben worden war. Darin wurde 
Roschmann aufgefordert, „umgehend 
seinen Rücktritt aus Jugendvertretung 
und Vertrauensleute-Körper zu erklä- 
ren“ und den ten Text der 

otstift” zu veröf- 


und sie sich auch nach Feier- 
abend mit Kollegen getroffen 
hat, um über berriebliche und 
‚sewerkschaftliche Probleme zu 
Sprechen. 

— Bei ‚Reichhold' (Hamburger 
‚Chemiebetrieb) wurde im März 
1973 der gesamte Vertrauens- 
leutekörper st, weil er 
der Gewerkschaftaführung zu 
fortschrittlich war. Im Novem- 
ber hat man dann gegen 13 (!) 
‚Reichhold - Kollegen gwerk- 
schaftliche Ausschlußverfahren 
eröffnet, mit der ‚Begründung‘, 
diese Kollegen hätten an einer 
„außergewerkschaftlichen Ver- 
Sammlung“ teilgenommen. 

- Anfang November veranstal- 
tete die rechte Kieler Gewerk- 
schaftsführung ein Wochenend- 
‚seminar, wo man sich gemein- 
‚sam daran aufgeilie, zu überle- 
gen, was mit Kommunisten 
und klassenbewußıen Kollegen 
zu machen ist, wenn diese „auf- 
mucken”. Die vielen „Lösungs- 
möglichkeiten” reichten vom 
‚Erstechen, Verbrennen, Erträn- 
‚ken bis zum Brschlagen. Das 
sind keine Sachen, die man nur 
mal so in Biertischlaune er 
‚zählt, sondern hier wird aus 
Bepinuder, wirweit she T)- 
pen gehen werden, wenn die 
Arbeiterklasse an den Festen 
der kapitalistischen Ordnung 
rättelt, 

‚Diese Sprüche finsterster 
faschistischer Macharı und das 
konkrete Vorgehen gegen ein 
seine konsequenie Gewerk 
schafter sowie ganze Gewerk 
schaftugremien sind vorbew 
‚sende Maßnahmen von Seiten 
der Gewerkschaftsführer, mit 
‚denen man jetzt schon verhin- 
‚dern will, daß Kommunisten 
und klassenbewußte Arbeiter 


munistischen Organisation zw 
sammengearbeitet zu haben, 


‚Einfiuß in Betrieb und Gewerk- 


fentlichen (vgl. Text der Resolution 
in AK 37,8. 6). 

Roschmann ist ein weiteres Bel- 
spiel eines revisionistischen „Jugend- 
vertreters“, der — mit einer Partel- 
karriere als Ziel vor Augen — politi- 
schen Amok gegen die Masse der 
Lehrlinge läuft. Sein großes Vorbild 
dürfte Müller-Goldenstedt aus Ham- 
burg sein, inzwischen in den Partei- 
vorstand der DKP aufgestiegen, che- 
mals „Jugendvertreter“ bei HDW in 
Hamburg, beyör er bei den JV-Wahlen 
im Oktober "73 wegen seiner Schwei- 
nereien hochkant aus der Jugendver- 
tretung flog. Allerdings wird die DKP 
auf längere Sicht kaum in der Lage 
sein, allen ihren Leuten eine Partei- 
Karriere zu sichern, die sich durch 
antikommunistische. Sauereien bei 
‚den Kollegen unmöglich gemacht ha- 


ben. 
Eine besondere Unverschämtheit 
ist es, daß sich Roschmann auf der 
Lehrlingsversammlung noch in der 
Pose der beleidigten Unschuld hin- 
stellte und die gerechtfertigten An- 
griffe der Lehrlinge gegen ihn ver- 
glich mit den antikommunistischt 
Schlägen rechter Gewerkschaftsführer 
‚gegen einen kämpferischen Kollegen 
bei Hell, der aus der Gewerkschaft 
ausgeschlossen werden soll. 
Roschmann „vergaß“ dabei zu er- 
wähnen, daß sein Parteifreund Tolk- 
mit, DKP-Ortsvorsitzender und Vei 
trauensmann bei Hell, in trauter Ein- 
tracht mit den rechten Gewerk- 


Lehrlingsversammlung am 19.12.73 


Führung kaum direkten Einfuß 
hat, geht sie sogar soweit, Tel- 
le der Gewerkschaft zu gut 
dieren wie bei Reichhold). Ge- 
nau das gleiche macht man 
auch auf ‚Howaldt‘, indem man 
uns Lehrlingen keine Jugend- 
vertrauensleute zugesteht. 

Für uns Kieler HDW-Lehr- 
inge gi es Jetzt, die schon im 
letzten Jahr aufgestellte For- 
derung nach Jugendvertrauens- 
leuten wieder aufrunehmen. 
Auch auf unserer letzten Aur- 
zubildendenversammlung wurde 
dieser Forderung nochmals 


war eben auch heißt, daß wir 
über sie die notwendigen Kon- 
takte zu den älteren Kollegen 
herstellen können. Weiter har- 
ven wir bessere Möglichkeiten, 
4.8. Im _Vertrauensleutekörper 
unsere Forderungen vorzubrin- 
‚sen und zu verrreren. 

Diese Möglichkeit haben wir 
momentan nicht. _Teilweiner 
Ausdruck dieser Tatsache it 
uch die klare Ablehnung um 
serer DM 600,- Forderung 
durch den Verrmauensleutekör- 


Der, 

‚Für uns muß es jetzt darum 
‚schen, konsequent unsere An- 
strengungen auf die Erkämp- 
fung “unserer Vertrauensleute 


Abbau innergewerkschaftlichs 
Demokratie! 

Machen wir die Gewerk- 
schaften wieder zu Kampforga- 
nisationen der Arbeiterklasse! 

Deshalb: 

Für die Erkämpfung von 


schaft gewinnen. Dort, wo die 


Jugendvertrauensleuten! 


schaftsführern für den Ausschluß des \ 
Kollegen gestimmt hat! 


Die Einheit mit den älteren 
Kollegen erkämpfen 


Ex ist voraussehbar, daß die Kay 
talisten, unterstützt von den rechten 
Betriebsräten, versuchen werden, auf- 
grund der „illegalen Auszubildenden- 
Versammlung vom 19. Dezember ein- 
zeine Lehrlinge zu schikanieren und 
nach Möglichkeit aus dem Betrieb 
zu drängen, um die Mehrheit der 
Lehrlinge einzuschüchtern. 

teren Kollegen sind poli- 

ingen nichts Neues. So 

bei dem letzten größeren. 

Streik auf HDW vor etwa einem Jahr 

Betriebsrat Helmut Schlüter (DKP) 

entlassen, Sprecher der streikenden 

Kieler HDW-Kollegen bereits bei den 
Septemberstreiks 1969. 

Wenngleich es in der Zwischenzeit 
mehrere politischen Entlassungen von 
kommunistischen und anderen kämp- 
ferischen Kollegen bei HDW gegeben 
hat, so hat doch wohl die Entlassung 


von Helmut Schlüter den nachhaltig” 
sten Eindruck bei den Kollegen hin- 
terlassen, denn sie war der Gipfel 
punkt der Niederlage der Werftarbei- 
ter im Streikkampf gegen die HDW- 
Kapitalisten, und sie traf einen allge- 
mein bekannten Kollegen (vgl. zum 
damaligen Streik den Artikel in AK 
25,8.17#1). 
Die Niederlage dieses Streiks war 
zudem ein gewisser Wendepunkt für 
eine weitere Verschlechterung der ma- 
teriellen Lage der Arbeiter bei HDW, 
die die jetzt verschärft einsetzenden 
‚Angriffe der Kapitalisten ohne grösse- 
ren Widerstand hinnehmen mußten: 
AM Durchsetzung des 8,5-%-Lohnraub- 
‚Abschlusses in der letzten Tarif- 
m Durchsetzung des 8,5-R-Lohnraub- 
‚Abschlusses in der letzten Tarif- 
runde 
beschleunigte Einführung des mör- 
derischen Programm: und Prämien- 
lohnsystems 

m Akkord-Kürzungen in verschiede- 
nen Abteilungen 

Wisteigende Unfallzahlen 

am wahnsinnige Preistreiberei, gegen 
die bei Howaldt trotz der Streik- 
welle im gesamten Bundesgebiet 

1973 kein Streik zustande kam, 

obwohl die HDW-Arbeiter 1969 

noch einen der härtesten und ling- 

sten Streiks der damaligen Streik- 
bewegung organisiert hatten 
gemeine Verschärfung der Ak- 
kord-Hetze 
vor kurzem Tlurchgeführte Strei- 

chung von Überstunden, d. h 

Lohneinbußen 
mim Zug der angeblichen „Ölkrise“ 

und der abflauenden Konjunktur 

neschürte Angst um den Arbeits- 
platz 
mein sich abzeichnender „Maßhalte”- 

Tarifabschluß in der laufenden Ti 

nifrunde bei noch stärkerem Stei- 

gen der Preise als 1973, 

Politische Entlassungen haben für 
die Kapitalisten die Funktion, die po- 
itischen und organisatorlschen Moto- 
ren den Widerstands aus dem Betrieb 
zu entfernen und die Masse der Arbei- 
ter einzuschüchtern und unter Druck 
zu setzen, 

Aus diesem Grund muß auch die 
Solidarität der Arbeiter bei politischen 
Entlassungen, ob sie nun Junge oder 
ältere Kollegen treffen, einheitlich 
sein, 

Solidarität und Binheit entwickeln 
sich allerdings nicht automatisch und 
im Selbstlauf, sondern nur im einheit- 
lichen Kampf um gemeinsame Ziele 
und Forderungen, Für die Kämpfe der 
Lehrlinge muß das heißen, sich stärker 
als bisher an Forderungen und Aktio- 
nen zu Beteiligen, die die In 
al 
Teil m 
‚gemeinsamen Abwehrfront gegen die 
Angriffe der Kapitalistenklame. 1 
ine Betriebuzelle den 
KD/Gruppe Kiel nuf der HDW 
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Mit orpresserlsch ın gegen Kollegen, „die bereit sind, den Arbeits- 
frieden zu brechen” bzw. gegen Kollegen, die sich von jenen „‚verlelten” Iasen, 
antwortete die Geschäftsleitung der Oldenburger Maschinenfabrik Herzog auf 
die Verweigerung der Überstundenarbeit durch die Belegschaft am Sonnabend, 
dem 22.9.73. Die Kollegen wollten damit ihre Forderung nach einer Touerungs- 
ulage von 300 Mark unterstreichen. Um nicht nur den einzelnen Kollegen, 
sondern auch seine Familie einzuschüchtern und in ihr Zwiespalt zu aken, flat- 
terten diese Drohungen noch an jenem Sonnabend den Kollegen per Brief ins 
Haus. Derartige „Informations- und Öffentlichkeitsarbeit‘” haben die Kapitali- 
sten inzwischen vielfach erprobt und für gut befunden: Auch gegen den Streik 
der Oldenburger AEG-Belegschaft im Sommer gingen sie mit Handzetteln und 
Zeitungsanzeigen vor. War gegenüber dem mehrtägigen Streik bei der AEG die 
Überstundenverweigerung bei Herzog ein vergleichsweise geringfügiger Anlaß, 
so rengierten die Herzog-Bosse doch noch schärfer als damals die AEG-Chefs 
— getreu ihrer bisherigen Linie, auch die kleinste kritische Regung „ihrer” 
‚Arbeiter sofort und möglichst nachhaltig zu ersticken. An jenem Sonnabend. 
bot sich ihnen dazu eine besondere Gelegenheit, die sie — offenbar seit linge- 
tem vorbereitet — gründlich ausnutzten. Nicht aber, daß sie sich nur von ihrer 
brutalen Seite zeigten: Auf drei Selten profillerten sie sich auch als „soziale, 
jern hervorgekehrt wurde das neue „analytische Bewei 


auf Betreiben der Kapitalisten und ihrer zentralen Verbände — zu- 
inehmend Verbreitung in westdeutschen Betrieben findet. Nicht ohne Grund, 
wir wir feststellten. Denn solche Bewertungssysteme, die angeblich - wie es 
uch von Gewerkschaftsführern und vielen Betriebsräten behauptet wird — der 
‚wissenschaftlichen Lohnfindung” dienen sollen und mit Attributen wie 
"Lohngerechtigkeit” belegt werden, richten sich gegen die Solidarität und Ein- 
heit in der Belegschaft und dienen der Disziplinierung der Arbeiter. So wollen 
wir in diesem Artikel auch zeigen, wie das PROD-System bei Herzog neben 
ökonomischen Zielen vor allem darauf abzielt, Anpassung und Unterwärfig- 
keit der Arbeiter gegenüber der Willkür von Kapitalisten und Vorgesetzten zu 
erzeugen und gewerkschaftliche und politische Aktivität zu verhindern. Und 
die angebliche Lohnverbesserung durch PROD existiert auch mehr in der Pro- 
paganda der Herzog-Bosse als in der Realität. 

Wir wollen auch auf mögliche Zusammenhänge der Propaganda-Aktion der 
Herzog-Kapitalisten und den bevorstehenden gleichzeitigen Verhandlungen 
über Tarife und PROD-Betriebsvereinbarung hinweisen, Herzog hat Haustarif; 
und wenn in den letzten Jahren im Wesentlichen die Ergebnisse der allgemei- 
‚nen Tarifverhandlungen übernommen wurden, so vor allem deshalb, weil es 
sich um „stabilitätsgerechte”, an den Lohnleitlinien und dem „gesamtwirt- 
schaftlichen Interesse” der Kapitalisten orientierte Abschlüsse handelte. Das, 
muß aber nicht immer so sein: die Herzog-Kapitalisten können auf einen 


lassen sich auch an diesen Fragen wieder die Fronten klären: bei 
der Einführung des PROD-Systems stand auch Heinz Kaiser als erster Bevoll- 
mächtigter der IGM Pate; Betriebsratsvorsitzender Fritz Brocke und seine 
Hausmacht haben fortlaufend ihre Qualitäten als Stoßtrupp der Herzog-Bosse 
gegen Kritik und selbs Handeln der Belegschaft bewiesen, So unter- 


tändigen 
tützte der „Arbeitervertreter" Brocke (als treuer, grobklotziger Gefolgsmann 
von Heinz Kaiser auch im Ortsverwaltungsvorstand der IGM) daä Vorgehen der 
Beiriebsleitung gegen Kollegen, die im Betrieb Solidaritätsunterschriften für 
die sireikende AEG-Belegschalt sowie für demokratische Vertrauensleute- 
wahlen sammelten; eine Liste wurde einkassiert, die Fortsetzung der Unter- 
‚schriftensammlung verhindert. 


beitet, obwohl einige Kollegen vor- 
her daran zweifelten, ob es gelingen 
würde, „alle unter einen Hut” zu 


Solldarischer Schritt 
der Kollegen . . . 


Solidarischer Schritt 
der Kollegen . 


Nachdem der Betriebsrat Mitte 
September die Forderung nach einer 
Teuerungszulage von DM 300,- auf- 
gestellt und der Geschäftsleitung un- 
terbreitet hatte, sickerten die Infor- 
mationen darüber nur langsam in die 
Belegschaft. Daß die Forderung über- 
haupt aufgestellt worden war, wurde 
durch die Anwesenheit etlicher BR- 
Ersatzmitglieder sicherlich begünstigt 
(einige ständige Mitglieder fehlten); 
5 hat sich seit langem gezeigt, daß 
der amtierende (Stamm-)BR in seiner 
Mehrheit bestrebt‘ ist und es auch 
durchsetzen kann, jeglichen „Kon- 
flikt” mit der Geschäfts und Be- 
triebsleitung zu vermeiden (also auch 
jede Forderung von Kollegen abzu- 
wiegeln). Wichtiger ist jedoch, daß 
die Belegschaft weder vom amtie- 
tenden BR noch von seinen Ersatz- 
mitgliedern auf Auseinandersetzun- 
gen mit den Herzog-Kapitalisten und 
Ühren Statthaltern wirklich vorberei- 
tet wurde: die Forderungsaufstellung 
und die ersten Gespräche mit der Ge- 
schäftsleitung wurden ohne Informa- 
tion der Kollegen angegangen, und 
auch später wurden die Kollegen 
nicht indie Auseinandersetzungen mit 
einbezogen 

Allerdings versuchten einzelne Kol 
iegen, andere von der Notwendig- 
keit zu überzeugen, die Forderung mit 
Druck = also durch Kampfmaßnah 
men - durchzusetzen, wenn in den 
Verhandlungen allein die Kapitalisten 
nicht zum Nachgrben zu bewegen 
wären. Vor allem auf die Aktivität 
dieser Kollegen it es zurückzuführen, 
daß die Belegschaft am Sonnabend, 

dem 22.9,73, die Überstundenarbeit 


‚verweigerte, um der Forderung Nach, 
Iruek zu verleihen (die Kapitalisten 
Die 


wollten nur 90 Mark zahlen). 


bekommen, 


Der Überstundenstreik |* 
obwohl einige Kollegen vor- 
her daran zweifelten, ob es gelingen 
würde, ” zu 
bekommen. Der Überstundenstreik 
hat der. Herzog-Belegschaft gezeigt, 
daß ein solidarisches Handeln aller 
Kollegen möglich ist. Die Geschäfts- 
leitung machte sich aber sofort daran, 
diese positive Erfahrung nachhaltig 
zu zerstören. 


beitet 


.. „und die Antwort der 
Herzog-Bosse 


Noch am Sonnabend erreichte alle 
Kollegen zuhause ein Brief der Ge- 
schäftaleitung, „damit sie Zeit und 
Muße haben, sich mit unseren Aus- 
führıngen zu befassen” (Brief, 8. 1). 
Darin wird behauptet, die Unterneh» 
mer seien „nur in Ausnah- 
mefällen fürdiese Teuerung 
verantwortlich” und würden selbst 
unter den Preisteigerungen „leiden”! 
(Brief, $. 1) Deshalb hätten auch nur 
„einige . , . Unternehmen . - . außer- 
Yarifliche Zulagen gewährt” aufgrund 
der „sehr guten eigenen Gewinne” 
(Brief, $. 1). So soll über die bewußte 
Preis- und Profittreiberei der Kapi 
hinten und _darüberhinweggetäuscht 
werden, daß die Kapitalisten nicht 
einfach aus „Neigung zu sozialer Ge- 
rechtigkeit” 0.4. zahlen, sondern daß 
die Kollegen um Teuerungszulagen 
hart gekämpft haben. Sicher hat es in 
den letzten Monaten auch „{reiwilli- 
ge” Zahlungen der Kapitalisten gege- 
ben - um die Aufstellung eigener 
Forderungen und die „Unruhe” un- 
ter den Arbeitern mit einem „‚Trost- 
pflaster” abzufangen. 

Weiter heißt es: „Wi 
diesom Jahr, sicher nicht m 
zu rechnen” — aber 


haben in 


natürlich 


\ktion klappte, es wurde nicht 


VORSICHT FALLE! | 


Stadium erwartet werden kann“ und 
hat deshalb ein „gutes Gewissen” 
(Brief, $. 2). Einerseits putzen sich 
die Herzog-Bosse hier als „soziale 
Unternehmer” heraus, und Auf der 
anderen Seite soll den Arbeitern ein- 
geimpft werden, ihre eigene Lage 
sei unmittelbar an das sogenannte 
„Betriebswohl” gekettet; man würde 
Ja gerne . - ., aber die Lage „des 
Betriebs” (sprich: der Unternehmer- 
profite) lasse das nicht zu. 

Unternehmenspolitische Entschei- 
dungen werden als grundsätzlich auch 
im Interesse der Arbeiter dargestellt. 
So wird auf Fehlkonstruktion und 
Garantieleistungen der neuen Maschi- 
ne „HP 71” sowie Entwicklungsko- 
sten (für den Netflechter „NF 90”) 
hingewiesen, um den Kollegen nahe- 
zulegen: „na, da müsse wir erst- 
mal wieder raus, dann wird man mit 
den Löhnen weitersehen”. Mit ande- 
ren Worten: man ist eine Betriebsge- 
meinschaft und aufeinander angewie- 
sen und muß die schwierien Situatio- 
nen gemeinsam meistern, 
Interesse. „des. Betriebes 
verzichten können. 

Sich der Lage des Betriebes zu 
unterwerfen, hat den Arbeitern aber 
noch nie etwas eingebracht. Wenn es 
um Forderungen der Arbeiter ging, 
stimmten die Kapitalisten schon im 
mer ein Gejammer über die „schlechte, 
Lage” an und behaupteten, man hätte 
mit Verlust gearbeitet, stecke in den 
roten Zahlen usw. Und wenn sie tat- 
sächlich mal von „guter Geschäfts- 
lage” reden, heißt es prompt, man 
dürfe diese Aufwärtsentwicklung jetzt 
nicht „durch überhöhte Forderungen 
‚efährden". Unternehmenspolitik ist 
‚eben Politik für die Unternehmer — 
gegen die Arbeiter ! 


Unternehmenspolitik — 
gegen die Arbeiter! 


Zwar versuchen die Herzog-Kapi- 
talisten, den Kollegen das derzeiti- 
#6 Lohnsystem und dessen angebli- 
che Verbesserung durch die Einfüh- 
rung der PROD-Zulage als ganz dolles 
Ding zu verkanfen; in Wirklichkeit 
tieren sie solche „Verbeserun- 
gen” wie alle unternehmenspolitischen 
Entscheidungen an ihren eige- 
nen längerfristigen In- 
teressen. Für die Beleg- 
schaft bedeuten solche Maßnah- 
men nur Verschlechterun- 
lanpe nlannn die Harn. 
teressen. Fürdie Beleg 
schaft bedeuten solche Maß 
men nur Verschlechterun- 
* gen . Schon lange planen die Herzog- 
Kapitalisten, mit der „HP 71” (im 
Betrieb einmal als „kleine technische 
Revolution” bezeichnet) und mit 
Großmachinen („NF 90") groß rauszu- 
kommen und weitere „erhebliche 
Marktanteile zu erobern. Der Bau der 
neuen großen Produktionshalle ist 
ein wesentlicher Schritt zur Realı- 
sierung dieser Pläne gewesen, Wenn 
dies Geschäft einmal angelaufen ist, 
sehen „die Herzog-Bosse „goldenen 
Zeiten’entgegen. 

Was bringt dasaber den 
Arbeitern ein? 

Die derzeitigen Entwicklungsko- 

namen 


Kapitalisten, IGM-Führung und BR-V. 

emo 
sten wsw.,die kurzfristig nicht wie 
der eingeholt werden können und 
zu sinkenden Gewinnen geführt h 
ben, sollen schrittweise auf die Kol 
legen abgewälzt warden und dienen 
„Argument, Forderungen der 
Kollegen abzuweisen, Die ab 1974 
zu erwartende, notwendige Erweite 
rung der Produktionskapazitäten wol- 


stungsintensivierung des einzelnen Ar- 
beiters erreichen, Das bedeutet die 
schrittweise Umstellung von Zeit- 
auf Leistungslohn. Der erste Schritt 
dazu ist die Einführung einer „lei- 
stungsgebundenen _Produktionspri- 
mie” (PROD): monatlich wird — an- 
geblich orientiert am Prodüktions- 
ausstoß — eine Summe festgelegt 
(von der Geschäftsleitung, versteht 
sich!) und anteilmäßig an die Kol- 
legen „ausgeschüttet”. Der Anteil 
eines Kollegen richtet sich danach, 
wieviele Punkte ihm von seinen Vor. 
gesetzten gemäß den „Beurteilungs- 
merkmalen und -hinweisen” des 
PROD-Systems zugebilligt worden 
sind. Wir werden schen, daß sich die 
Geschäftsleitung hiermit ein Mittel 
schafft, um indirekt die Löhne zu 
senken und die Kollegen zu diszi- 
plinieren. 


Vorsicht Falle: 
PROD-System ! 


Bei der Durchsetzung dieser ersten 
Stufe zum Leistungslohn geht die 
Geschäftsleitung recht klug und für 
viele Kollegen noch undurchschs 
bar vor; 


1. Die bislang ausgezahlten PROD- 

Beträge liegen so niedrig, daß sie 
keinen wesentlichen Bestandteil des 
Lohns ausmachen. (Nach Angaben 
der Geschäftsleitung wurden in den 


Monaten April bis Juli 73 durch- 
schnittlich 26,18 DM monatlich pro 
‚Arbeiter gezahlt.) Das ruft bei vielen 
wenn nicht den meisten Kollegen die 
Einstellung hervor, es handele sich 
hier um eine „Nebensache“, der man 
weiter keine Beachtung schenken 
brauche. Auf diese Weise hat die Ge- 
schäftsleitung das PROD-System erst- 
mal aus der Schußlinie der Kollegen- 
Kritik weitgehend herausgehalten; 
das System wird hingenommen, wenn 
gleich die Kollegen sagen, es bringt 
nichts ein. 

2. Das Ziel, erhöhte Leistungen zu 
„„erwirken, wurde auch noch da- 
durch vertuscht, daß die Beurteilung 
(Bepunktung) n 0.c h nicht schr 
durchgeführt wurde. Daran 
änknüpfend lügt die,Geschäftsleitung 
den Kollegen kräftig in die Tasche: 
das PROD-System prämiere „effektiv 
nur das zusätzlich .... was wir nach 
dem Arbeits- und Tarifvertrag 0 h- 
ne Bd n von unseren Mitarbeitern H 
seihersoresändlich oewerson bau 
nur des zusätzlich .., was wir nach 
dem Arbeits und Tarifvertrag 0 h- 
nehim von unseren Mitarbeitern 
als selbstverständlich erwarten kön. 
‚nen. Keiner von Ihnen mußte einen 
Handschlag mehr tun als früher, um 
in den Genuß der Prämie zu kommen. 
Wer allerdings weniger seinen Pflich- 
ten nachkum, hat nur eine geringere 
Prämie bekommen“. 

Gleichzeitig wird dieses Prämien- 
System als gleichwertiger Ersatz für 
eine Teuerungszulage ausgegeben, was 
von den Kollegen gefälligst „materiell 
anerkannt“ werden sollte. Worauf das 
PROD-System aber wirklich 
hinausläuft, wird eindeutig im G &- 
samttext der PROD-Bestim- 
mungen gesagt (dieser Text ist den 

ea 


wm SCAmöREn. Das 
men Jene Anchnun 
Beinen und krımk 
Kun aRıTın Den weh 


/oruitzender: So hätten sie’s gern! 
num 
meisten Kollegen nicht bekannt und 
wird von uns vollständig veröffent- 
licht): 

PROD soll „einen echten Anreiz 
bieten und die Leistung 


ven durch Lok 


höchsten Einzelpunktzahl) prämiert 


D a » ist der Wortlaut der rechtlich 


verbindlichen Betriebsvereinbarung, 
den die Geschäftsleitung auch pra) 
tisch zum taktisch klügsten Zeitpunkt 
Zug um Zug durchsetzen wird! 
3. Nachdem PROD erst einmal re- 
Iativ  widerstandslos eingeführt 
worden ist (seit April 73), geht die 
Geschäftsleitung nun dazu über, die 
Belegschaft von einer weitgehend 
gleichgültigen Haltung zu einer Beja- 
hung und aktiven Unterstützung des 


Bei der zum amerikanischen 
Superkonzern ITT gehörenden 
Gesellschaft ATE, Frankfurt 
(größter Bremsenhersteller Euro- 
, wurde im Januar 73 ein 
Punktesystem eingeführt, das 
dem PROD-System bei Herzog 
verblüffend ähnlich ist. Redu- 
ziert man beide Systeme auf ein 
Schema (vgl. ATE-Artikel in 
AK_33), so besteht der Unter- 
schied praktisch nur darin, daß, 
das ATE-System über zwei Be- 
wertungsstufen mehr verfügt als 
das bei Herzog. Festzustellen 
daß solche Systeme den jeweili- 
gen speziellen Erfordernissen der 
verschiedenen Betriebe angepaßt 
werden können: während bei 
ATE die höchsten Punktezahlen 
für gute Qualität der Arbeitsaus- 
führung vergeben werden, liegt 
bei Herzog der Schwerpunkt bei 
der Quantität (Arbeitsergebnis). 
Das ist leicht zu erklären. Für 
ATE kommt es darauf an, die, 
sinkende Qualität infolge gestie- 
gener Arbeitshetze wetizuma- 
‚chen, um keine Marktpositionen 
zu verlieren; für Herzog kommt 
es darauf an, in nächster Zeit 
die Produktionskapazitäten aus- 
zudehnen. 

Abgesehen von der willkür- 
lichen Handhabungsmöglichkeit. 
des PROD-Systems laufen auch, 
die ausführlichen PROD-Bestim- 
mungen auf eine gezielte Begün- 
stigung von Facharbeitern und 
qualifizierten Anlernkräften Hn- 
aus — womit bezweckt wird, 
diese für die Kapitalisten wichti- 
gen Arbeiter an den Betrieb zu 
binden, sie für das PROD-System 
einzunehmen und noch mehr 
gegenüber den anderen Arbeitern 
herauszuheben. Das trifft insbe- 
sondere dann zu, wenn .zB. E 
„Selbständigkeit, Zuverlässigkeit, # 


er onen 


fordere Anleitung,Aufsicht, 


jacken 


sondere dann zu, wenn .uH, 
„Selbständigkeit, Zuverlässigkeit, 
Storderliche Anleitung,Aufsicht, 
Übertragungen verschiedener Ar- 
beitsaufgaben”WPunkt D.) bewer- 
tet werden. Da heißt es u. 
„Es wird der Umfang und die 
Häufigkeit eines vielseitigen Ei 
satzes sowie die Bereitwilligkeit 
sowohl im Rahmen der arbeits- 
vertraglichen Verpflichtung als 
auch darüber hinaus beurteilt. 
Maßgebend ist die Möglich“ 
keit schlechthin, nicht die In- 
anspruchnahme.. 
Bei ATE schufteten beson- 
ders die ausländischen Kollegen 


die wenigsten Punkte 
ann 
Systems zu bewegen. Welche Bedeu- 
tung sie PROD zumißt und wie wich- 
tig ihr die Durchsetzung und die 
Unterwerfung der Kollegen unter die- 
ses System ist, geht schon daraus her- 
vor, daß sie allein die Hälfte Ihres 
Briefes für die Anpreisung von PROD 
verwendet. $ie versucht jetatydie Kok 
legen damit zu locken, daß sie für 
die „kommenden vier Monate" die 
PROD-Summe auf ca. das Doppelte 
erhöhen will, so daß bei den Kollegen 
der Eindruck entstehen soll; „da 
kann schließlich doch noch was für 
unsrausspringen ( - und zudem noch, 
‚ohne einen Handschlag mehr zu tun)“. 
(Für November ist der Betrag zwar 
auf 27 Pf, pro Stunde bei 100 
Punkten erhöht worden, was aber 
„keineswegs das Doppelte gegenüber 
‚dem bisherigen Durchschnitt ist.) 
4. Die Erhöhung der PROD-Summe 
erfolgt nicht von ungefähr zu die- 
sem Zeitpunkt: Gleichzeitig mit Aus 
laufen des Tarifvertrages Ende dev 


he b.e m“; unter Punkt A.3. wird | Jahres läuft auch die PROD-Wetriebs, 

vom normalen sich | vereinbarung ab und müßte erneuert 
deutlich abhebendes | werden. Dor Geschäftsleitung wär 
Arbeitsergebnis" mit 16 Punkten (der 


"EEE EEE nun EEE an 
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wenn 
‚dem PROD nicht nur gleichgültig ge- 
‚nenüberstehen, sondern die Verlän- 


‚gerung der  PROD-Vereinbarung 
sogar noch ausdrücklich befür- 
worten oder fordern. Später 


kann sie dann zur immer schärferen 
‚Anwendung: des Punktsystems Über- 
sehen. 

- DaßdasPROD jetzt »0 in den Vor- 
dergrund gespielt wird, hat auch fol- 
genden Grund: in den parallelen Ver- 
handlungen über Tarif und PROD, was 
praktisch auf eine Verhandlung 
hinausläuft, kann PROD als eine Art 
„Nebenforderung“ in den Tarifver- 
handlungen gegen eine der Teuerung 
angemessene Tariflohnerhöhung und 
gegendie leistungsunabhän- 
818.6 „Mitarbeits-Prämie" (MAI 
die ja im Tarif mit drin ist - au s- 
gespielt werden. 


‚Gerechter Lohn” 


Viele Kollegen werden fragen, was 
denn gegen eine Leistungserhöhung 
einzuwenden sei, wenn dafür auch 
entsprechend mehr Geld reinkommt 
(was viele ja dringend brauchen). _ 
Zwar ist die 40-Stunden-Woche 
„gesetzlich festgelegt“, aber mit dem 
Geld allein kommen viele von uns 
überhaupt nicht mehr aus. Das macht 
sich auch die Herzog<eschäftslei 
tung zunutze, wenn sie „naturge- 
it <iner gleichbleibenden, 
wenn nicht steigenden (!) Arbeits- 
leistung und mit Überstunden in dem 
‚gewohnten Umfang“ rechnet. (Brief, 
5.2) Und da die PROD-Summe sich 
am Produktionsausstoß, orientiert, 
‚empfiehlt die Geschäftsleitung aufs 
Wärmste: Leistungssteigerung! bzw. 
schimpft über eine angebliche „zu- 
rückhaltende Arbeitsweise“;denn: hö- 
here Leistung ‚= höherer Ausstoß = 
Erhöhung der FROD-Summe. Hat 
sich die Belegschaft aber einmal die- 
sem Punktesystem unterworfen, kann 
die Geschäftsleitung die Bepunktung 
(durch Vorgesetzte, ohne Kontrolle 
der Kollegen) immer schärfer durch- 
führen; d.h. die Kollegen müssen 
immer mehr ranklotzen, um auf die 
gleiche Punktezahl zu kommen. So 
setzen z.B. die Kapitalisten der Betrie- 
be mit Akkord-Arbeit Lohnsenkun- 
gen auf dem Wege durch, daß sie 
kurzerhand die Vorgabezeiten neu 


Allerdings. ist ‘dieser schließliche 
ökonomische (auf den Lohn sich be- 
ziehende) Betrug an den Arbeitern 
ur ein Aspekt des PROD-Systems; 
von äußerst großer Bedeutung ist die 
Möglichkeit für die Kapitalisten, die 
Unberechenbarkeit des PROD direkt 
in Disziplinierung und politischen 
Druck auf die Arbeiter umzumünzen. 
Während die Leistungsschinderei 
mittels z,B. Kürzung der Akkord- 
Vorgabezeiten kollektive Proteste der 
betroffenen Arbeiter und „unnötige 
in der „Betriebsgemein- 
schaft“ hervorruft, läßt das PROD. 
eine noch wesentlich willkürlichere 
Handhabung durch 
zu — eine Willkür, die sich gegen den 


URN 


& 


aufnehmen lassen und kürzen. (Di 
geschah z.B. bei der Alfred Tevas 
‚GmbH in Frankfurt, wo es inzwie 
schen Übrigens auch ein dem PROD 
vergleichbares System gibt. - So wur- 
de dort z.B. im Juli 72 ein neues Be- 
wertungsiystem eingeführt, das den 
Kollegen Lohneinbußen von bis zu 
30% (1) brachte.) Auf irgendwelche, 
Rechte können sich die Kollegen bei 
solchen Maßnahmen meistens nicht 
berufen, und die Kampfkraft der Be- 
logschaften — das Ichren auch wieder 
Erfahrungen der letzten Zeit — 
reicht meistens noch nicht aus, um 
solche Angriffe zurückzuschlagen. 


Die Kıpitalisten versuchen ‚solche 
immer schärfere Ausbeutung natürlich 
zu vertuschen und zu bemänteln, in- 
dem sie den Arbeitern einreden wol- 
len, beim Leistungslohn könne der 
eifzelne Arbeiter seinen Lohn durch 
wine tung selbst bestim- 
men — und das sei eben der „gerei 
te Lohn“ im Unterschied zum Zei 
lohn, wo „die Faulen‘ genauso viel 
kriegen wie die „Fleißigen“. Eben 
diese Spaltung in „‚Faule“ und „Flei- 
Bige“ wollen die Kapitalisten durch 
Leistungslöhne fördern. Die Konkur- 
renz unter den Arbeitern soll durch 
möglichst differenzierte Löhne ge- 
schürt und eine Einheit der Beleg- 
schaft verhindert werden. (Z.B. wur- 
den im März 73 die Löhne in lediglich 
drei Tarifgruppen unter 
schiedlich etwas angehoben. 
Überhaupt dient die Aufspaltung des 
Lohns in mehrere, für jeden Kollegen 
verschiedene Lohnanteile (Prämien, 
Zulagen, usw.) der Aufspaltung der 
Belegschaft. Die Geschäftsleitung 
reist dies in ihrem Brief natürlich 
als zusätzliche Leistung für die Arbei- 
ter an!) 

Hinsichtlich solcher Spaltung der 
Belegschaft sind Systeme wie das 
PROD auch noch viel ausgekochter 
als der „normale“ Akkord: während 
die Arbeiter auf den Akkord noch 
einen gewissen Einfluß haben (2.B. 
untereinander absprechen können, 
wieviel Prozent sie rausholen wollen), 
entzieht das PROD-System den Kolle- 
‚gen jede Kontrollmöglichkeit; die 
Punktzahl kann praktisch kaum be- 
rechnet werden, sondern ist der Will- 
kür der beurteilenden Vorgesetzten 
überlassen. Prinzipien wie kollektiver 
Tarifvertrag und ‚gesicherter‘ gleicher 
Lohn werden hier besonders stark 
untergraben. 


einzelnen Arbeiter richtet 
(denn jeder Kollege wird einzeln 
bewertet). 

„Innere Einstellung“ zur Ordnung 
und Sauberkeit, zur Arbeit über- 
haupt; „positive  Arbeitseinstellung“; 
die Bereitschaft, „auch schwierige 
Aufgaben unter starker Belastung 
‚gern zu übernehmen“; derlei Bewer- 
tungs,kriterien“ durchziehen das 
PROD-System. Diese Erziehung des 
Arbeiters zur positiven „inneren Ein- 
stellung” zur Arbeit wird — auch ohne, 
im PROD-Text ausdrücklich genannt 
zu werden — ergänzt durch die Er- 
ziehung zu Wohlverhalten und Un- 
terwürfigkeit gegenüber den Kapita- 


chenbarkeit und Unkontrollierbar- 
keit des PROD bieten den Vorgesetz- 
ten, den Kapitalisten alle Möglichkei- 

ion, 
Wohlverhalten und Unterwürfig- 
keit, kritiklose Anpassung und Ak- 
deptierung der Maßnahmen der Ka- 
pitalisten usw., mit Punkten (und 
it etwas mehr Geld) zu „be- 


hingegen die Kritik an Maßnah- 

men des Kapltalisten, den Wider- 
stand, das Aufbegehren gegen Vor- 
schlechterungen, sowie gewerkschaft- 
liche Aktivität und unerwünschte po- 
tische Einstellungen zu „bestra- 
fen". 

Konkret wirkt sich das z.B. so aus: 
Gewerkschaftliche und politische Ar- 
beit braucht Zeit. Um mit seinen Kol- 
iegen diskutieren zu können, sich zu 
beraten, Informationen weiterzuge- 
ben usw., sind Arbeitsunterbrechun- 
sen und Verlassen des Arbeitsplatzes 
teilweise notwendig. Für den Kolle- 
sen bedeutet das nach A.bIl. des 
PROD aber:0 (nul) Punkte, Es heißt 
dort: 

„Bei Arbeitsbeginn (such nach 
Pausen) nicht pünktlich am Arbeits- 
‚platz, häufig eigenwillige Unterbre- 
chungen, eigenmächtige Verlingerun- 
‚sender zwangsläufigen Unterbrechun- 
ten, Verlangsamung des normalen 
Arbeitstempos“. 

Motto: nicht rumlaufen, nicht den- 
ken, Schnauze halten und malochen! 

Die HerzogKapitalisten wollen 
also. auch mit Hilfe des PROD die 
Belegschaft politisch strker 
in ‚den Griff bekommen, um 
Ihre Pläne relativ widerstandslos ge- 
gen eine kampfschwache 
Belegschaft durchsetzen und absichern 
zu können. Dafür ist es vor allem 
wichtig, die be wußtesten und 
aktivsten Kollegen verstärktem 
Druck auszusetzen und durch dem. 
togische Manöver von den anderen 


H 
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Am Montag, den 19.12.1973, fand 
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Innen 
rnammlung 


bei Merzop eine RRumEBENe 
lauf noch einmal die im Artikel dargestellte Lage Im Betrieb 
und unsere Einschätzungen bestätigt hat, 


METALLARBEITER (Branchenzel - 
größtenteils mit 


worden war, gab es zwar verschiedene Diskussionen darüber im Betrieb, Es 
zeigte sich aber sowohl in den Diskussionen der Kollegen als auch gerade auf 
der Betriebsversammlung und danach, daß vor allem unsere Beurteilung der 


politischen und ideologischen Aspekte des PROD-Systems 


igehend noch 


nicht verstanden wurde. Der ökonomische Aspekt (wie steht es dabei mit 
dem Lohn? ) steht für die Kollegen nach wie vor im Vordergrund bzw. die po- 


tische Sei 


en Trick einfalle 


wird kaum oder gar nicht 
sich ausnutzen; sie ließ sich schon für die 
Geschäftsführer Müller-Meerkatz (von den Kollegen auch, 


ien. Das kann die GL natürlich für 
triebsversammlung (BV) einen neu- 


„Der Dicke” oder „Schweinchen Dick” genannt) kündigte an- 

1. Das Prod-System wird es im neuen Jahr nicht mehr geben. 

2. Im Falle eines Tarifabschlusses von 16% (von der IGM gefordert) müsse 
die „Mitarbeits-Prämie” (MAP) angegriffen werden. 

Einen Tarifabschluß von 16% zu erwarten, ist nach aller Erfahrung natür- 
lich Quatsch und vorgetäuscht. Man muß das so verstehen: die GL behält 
‚sich vor, die MAP teilweise oder ganz zu streichen (in dieser Bestimmtheit 
Wurde, das. auch, gasagır War. Zeighe daß die GL 1GM-Führung und BR-Füh- 
rung als Kontrahent inden Verhandlungen schon gar nicht mehr in 
Rechnung stellt.) Für die Kollegen kann sich das dann so auswirken: bei einer 
angenommenen Tariichnrhöhung von 1%, (wie in der Stalindutre) könn 

a 


te für viele diese Erhöhung, di 


Würde, durch Streichung der MAP zunichte gemacht werde 


kaum die Preissteigerungen wettmachen 


in Kollege, 


der 6 Mark verdient, würde 66 Pfennig mehr bekommen, nach Abzug von 61 
Pfennig MAP schließlich aber nur noch 5 Pfennig mehr in der Tasche haben 


als früher! 


Was das PROD anbelangt, so werden die Kollegen durch die Ankündi- 


statt, deren Ve 

Nachdem am Montag zuvor der 

tung der Oldenburger KB-Gruppe) mit einem ausführlich 

diesem AK-Artikel identischen Beitrag zu den Problemen bei Herzog verteilt 
gung der GL wieder einmal getäuscht‘ 


soll der Eindruck entstehen, di 


Herzog-Kapitalisten hätten nun doch überhaupt kein besonderes Interesse 


an PROD, und das System wäre praktisch ein für alle mal weg. Später — nach ei- 
ner miesen Tariflohnerhöhung und Kürzung der MAP — können die Herzog- 
Bosse und ihre Hiwis in der IGM-Führung und im BR dann das PROD umso, 


stens ein paar Pfennige aus dem PROD. 


‚enn schon eine schlechte Lohnerhöhung, dann wenig- 


BR-Chef Brocke hatte zu diesen Angriffen der GL natürlich kein Wort der 
Kritik über! Im Gegenteil: die Versuche, darüber zu diskutieren, und ein Ent- 
schließungsantrag (gegen PROD) wurden von ihm mit den üblichen selbst- 
herrlichen Methoden abgewürgt. Außerdem verwies er auf die bevorstehenden 


Verhandlungen - vorher könne man dazu noch nichts sageı 


Nach 


he r soll auch jeder über die Verhandlungsergebnise informiert werden! 


Welch eine Verarschung der Belegschaft! 

Mit u.a. genau der gleichen „Begründung’ a 
bereits im BR ablehnen lassen. Es ist nämlich bei Herzog „üb- 
IR auf einer Sitzung vor der BV entscheidet, 


reichten Ani 
lich”, daß der 


Ratte or diesen rechtzei 


Icher der ge- 


Kollegen zu isolieren. Gerade jene 
Kollegen sollen getroffen werden, die, 
mehr oder weniger die politischen 


stellten Anträge von vornherein abgelehnt und welcher in der BV behandelt 
wird — und das nicht etwa wegen zu großer Anzahl der Anträge! Der BR als 


Verhältnisse im Betrieb, die Manöver 
der Kapitalisten usw. durchschauen 
und vor der Kollegenschaft enthül- 
en, die Kritik äußern und in kleinen 
Schritten den Kampf der Belegschaft 
für ihre Interessen gegen die Kapita- 
Jisten zu organisieren versuchen. 
Gerade auch der, Brief der Ge- 
schäftsleitung vom 21.9.73 dient 
dieser Spaltung, Ei iterung und 
Demoralisierung der Belegschaft. 


Schnauze halten und malochen! 


Die Geschäftsleitung betreibt. in 
ihrem Brief an die Kollegen nach 


Schnauze halten und malochen! 


Die Geschäftsleitung betreibt in 
ihrem Brief an die Kollegen nach 
Kräften die Spaltung der Belegschaft 
in die besonnenen „Mitarbeiter“, die 
ch in die „Betriebsgemeinschaft“ 
einfügen nd sich dem „Betriebswohl“, 
den Maßnahmen und Plänen der Ka- 
pitlisten unterordnen, und auf der 
änderen Seite jenen Kollegen, die die 
janze Sache stören und sabotieren 
wollen. Den Kollegen werden aller- 
lei Brücken gebaut, sich von jenem 
‚Teil der Belegschaft“ zu distanzie- 
fen, der „sich auf eine zurückhalten- 
de Arbeitsweise einzurichten scheint 
ganz abgesehen von den wenigen, die 
bereit sind, den Arbeitsfrieden zu 
brechen”. (Brief, $.2) Schon der 
erste Satz lautet; „Aus dem Verhal- 
ten einiger (i) Mitarbeiter müs- 


listen und Vorgesetzten. Die Unbere- 
nn 


Das PROD- System im Schema 


feurteilungihinweis | Beurteilungen 


sen wir leider den Schluß ziehen, daß 
N 


A, Arbeitvergebats 
a) Arbeitsorgebais. 
d) Arbeitpzeltnstzung 


5. Arbeitsausführung 


©. Arbeitsort 
1) Betriebumitel, Werkzeuge 
9 Energioverbwsch,Hifetoffe 


©) Beachtung der Sicherheits 
woncheiften 


D, Arbeitseinsate 


m) Selbrtandigh. . Zuverlänigk, 
erforder, A Aufsicht 


9) Dventragen verschiedener 
Arbeltnufgaben 


nicht befriedigend 0 
haufig machlänig 0 


haufig nachländg 0 


ein Interesse am spana- 
men Verbrauch 0 


eichgunig 


nselbständig, Anleitung 
erforderlich 


eng begrenzt einetz- 


Hele Beanstandungen 0 


wenig Intereme an 
Einsparung 


wenig Beachtung 


& 


zeitweise befriedigend 10 
gelegentlich nachlänig 7 


Oftere Beanstandungen & 


gelegentlich nachlauig 4 


wenig vieleitig, be 
schränkt einsatafahlg 7 


begrenzte Sauberhaltg, 7 


4. | nomister, der Sache ent! 


selbständig = geringfügige, 
Anweisung, u 
für verschiedene Arbeiten 
einsatzfähig a 


Sauberhaltung ohne beson « 
‚deren Hinweis u 


Ein junger Kollege kritisierte den Drohbrief der GL vom September und 
(charakterisierte ihn als Versuch der Einschüchterung und Spaltung der Beleg- 
schaft, worin er von vielen Kollegen mit Beifall unterstützt wurde. Er fragte 
den BR-Vorsitzenden Brocke, warum er nicht dagegen Stellung genommen 
habe, Die Antwort: er (Brocke) habe den Brief gar nicht so aufge 
faßt, er würde das anders schen und hätte deshalb auch nichts getan, usw.! 

‘Von wenigen anderen Kollegen wurden noch Fragen den Arbeitsplatz be- 


treffend angesprochen. Insgesamt ist nach wie vor eine starke 


| 
| Zensur-Behörde der Kapitalisten! 


Zurückhaltung. 


der Belegschaft in der Auseinandersetzung festzustellen, obwohl sich die Pro- 


und ideologischen Angriffe und die Angriffe der Herzog-Kapitalisten auf den 
Lohn betrifft, als auch bei den Arbeitsbedingungen usw. (Zum letzteren z.B. 
‚daß etliche Verschlechterungen im Zuge des Hallenneubaues hingenommen 


| bleme ja eher vermehrt und verschärft haben — sowohl was die politischen. 


werden mußte 


27.12.73 
Fu 


Lärm, Zugluft, schärfere Überwachungsmöglichkeiten u.4.). 


und ideotögischen Angriffe und die Angriffe der Herzog-Kapitalisten auf dem 
Lohn betrifft, als auch bei den Arbeitsbedingungen usv. (Zum letzteren z.B. 
daß etliche Verschlechterungen im Zuge des Hallenneubaues hingenommen 
werden mußten; Lärm, Zugluft, schärfere Überwachungsmöglichkeiten u.a). 


27.12.73 

sie uns nicht verstehen”, Mit diesem 
„Verhalten“ ist die Verweigerung der 
Überstunden am Sonnabend von 
allen Kollegen gemeint. Die Ge- 
schäftsleitung ist darauf aus, die Ak- 
tion als Werk einiger „Rädelsführer 
darzustellen, die die Belegschaft „ver- 
leitet“ haben. Und sie beackert die 
Kollegen auch damit, daß es nichts 
einbringe, „diesen wenigen“ zu fol- 
gen: 

„Diesen wenigen sei an dieser 
Stelle gesagt: Jeder (ohne Ansehen 
der Person und der Stellung 
im Betrie b),derden Arbeits 
Frieden bricht, wird fristlos entlassen. 
Im dieser Frage gibt es bei uns keinen 
‚Kompromiß. Wer sich von diesen 
wenigen verleiten (I) ft, spielt 
mit seinem Arbeitsplatz 
und verliert ohne Rücksicht 
auf seine Person und R' 
milie seinen Verdienst für etwa 
‚ausfallende Arbeitszeit”, (Briet, 5.3) 

«ohne Ansehen der Stellung 
im Betrieb ..."; das ist eine Drohung 
vor allem gegen Betriebiräte und Ju- 
gendvertreter, die — allerdings unter 
Verpflichtung auf den „Betriebsfrie- 
den“ — einen gewissen Kündigungs- 
schutz nach dem Betriebsverfassungs- 


allem auch Zwiespalt in 
terfamilien _gesit werden. Gerade 
aüch deshalb wurde der Brief den 
Kollegen ins Haus geschickt und 
nicht im Betrieb verteilt. Unsere 
Frauen sollen uns mal ‚den Kopf 
zurechtrücken’: was wir denn da für 
einen Mist verzapfen würden; ob wir 
denn den Arbeitsplatz riskleren und 
die Familie gefährden wollten, usw 
Solches Vorgehen gehört Inzwi 
schen zum Stamm-Repertolre kapi- 
talistischer Hetz- und Einschüchte 
tungspropaganda. So würde u.a. auch 
der Streik bei der AEG Im Sommer 
mit Hilfe solcher Briefe und Anzel- 


won in der Tapespres 


'bgewürnt, 


Einen Erfolg der Kollegen schen 
die Herzog-Kapitalisten im Brief na- 
türlich nicht vor: solche Sachen füh- 
ren nur zu finanziellen Nachteilen 
oder sogar zum Verlust des Arbeits- 
platzes. Basta! Dabei nutzen diese 
Erpresser von der Geschäftsleitung die 
Resignation und das mangelnde Ver- 
trauen der Kollegen in ihre eigene 
Kraft aus und stärken die verbreitete 
Haltung, man selbst könne nichts er- 
reichen - und überläßt das lieber den 
„zuständigen“ Leuten von der Ge- 
Werkschaft und dem Betriebsrat. Die 
aber sind teilweise überhaupt nicht 
bereit, für die Kollegen was rauszu- 
holen und haben dabei sogar noch 
die Möglichkeit sich mit einem „‚man- 
gelnden gewerkschaftlichen Interesse‘ 
nd „nicht vorhandener Einsatzbe- 
reitschaft“ der Belegschaft rauszure- 
den - obwohl sie selbst es doch wa- 
ren, die das Niveau der Bewußthelt 
und des Kampfwillens der Kollegen 
zusammen mit dem Kapitalisten her- 
abzudrücken sich bemühte und wei- 


bemühen. 
© "30 wurde dies auggekochte, in 
jeder, aber auch jeder Bezie- 
hung gegen die Kollegen gerichtete 
PROD-System von Heinz Kalser IGM) 
und BR-Vorsitiendem Fritz Brocke 
mit der Geschäftsleitung beraten und 
unterzeichnet, 
© ‚Sie: zeichnen auch. dafür ver- 
antwortlich, daß es bis heute 
keinen funktionierenden _gewerk- 
schaftlichen Vertrauensleutekörper im 
Betrieb gibt, der den Karpf für be- 
{riebliche „Verbesserungen mit den 
Kollegen organisiert. Das haben sie. 
bisher zu verhindern gewußt, 
©. Zu den anstehenden Verhand- 
Nungen über Tarif und PROD ist 
ihnen auch mmch kein Wort über die Lip- 
Die Verhandlungen wol- 
in der bewährten 
heimdiplomatie mit 
der Geschäftsleitung geführt 
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Forts, Herzog Oldenburg 
Daß. das nichts Neues ist und diem 
Leute sich nicht ändern werden, wird 
an der Gegenüberstellung von Worten 
und Taten Heinz Kaisers deutlich: 
Im Oktober 72 versprach er den 
Kollegen auf einer Detriobsversamm- 
lung unter dem Druck heftiger Kri- 
tik, er wolle in Zukunft über Ver- 
handlungen mit der Geschäftsleitung 
vw. informieren. Stattdessen aber 
bekamen die Kollegen z.B. im März/ 
April 73 prompt das fertige PROD- 
System vorgesetzt, Hier wird sehr 
klar, daß von solchen Lügendolden 
Versprechungen, radikale Töne usw. 
in erster Linie der Beschwichtigung 
der Arbeiter dienen. 
© Vor allem aber befinden sich 
diese Betrüger in völliger 
Obereinstim mung mitder 
Geschäftsleitung, wenn esdarum geht, 
kritisches Bewußtsein (und Aktiviti- 
ten in der Belegschaft zu unterdrük- 
ken. $o unterstützte Fritz Brocke im 


Das sind nur einige Beispiele da- 
für, wie Betriebsrat, IGM-Führung und 
Geschäftsleitung Hand in Hand arbei- 
ten, um jeden Ansatz von Kritik 
und selbständigem Handeln in der 
Belegschaft bereits im Keim 
zu zerstören. Und diese Politik wird 
nun schon seit Jahren — ohne nen- 
nenswerten Gegengewicht. — betrie- 
ben. Auch den Genossen der Olden- 
burger KB-Gruppe im Betrieb ist es 
‚noch nicht gelungen, eine Politik zu 
entwickeln, die langfristig das Kräfte- 
verhältnis im Betrieb zugunsten der 
Belegschaft verändern hilft und dazu 
alle schon jetzt bestehenden Möglich- 
keiten zur Entwicklung politischer 
Klarheit und zur Organisierung klei- 
ner, konkreter Erfolge für die Beleg- 
schaft ausnutzt. Diese kommunisti- 
sche Betriebsarbeit erfordert erhöhte 
Anstrengungen von den Genossen. 
Eine Politik von Fall zu Fall und 
ganz. nebenbei wird die Sache nicht 
vom Fleck bringen und von den Kol 
legen auch nicht durch wachsendes. 
Vertrauen in die Vorschläge, in die 
Politik. der Kommunisten honoriert 
werden. Ausdruck des noch niedri- 
‚gen Niveaus unserer bisherigen Ar- 


Juli 73 das Vorgehen der Betriebr 
leitung gegen Kollegen, die Solidark 
tätsunterschriften für die streikenden 
ABG-Kollegen sammelten! Br förder- 
te sogar den Betriebuleiter auf, die 
Unterschriftenlisten zur Dürchfüh- 
rung demokratischer Vertrauensleu- 
tewahlen zu beschlagnahmen und ihm 
auszuhändigen! 

Ebenfalls im Juli 73 (wie auch 
schon früher) kanzelte er insbeson- 
dere den Jugendvertreter auf einer 
Betriebsversammlung ab, als dieler 
Informationen und Diskussion über 
die Vertrauensleute-Frage verlangte. 
Das ging über Bruch der Geschäfts | 
ordnung bishin zu Redeverbot und 
‚Androhung des Rausschmisses. Viel 
Kollegen wissen auch aus eigener 
Erfahrung, wie Fritz Brocke sich 

insetzt“, wenn sie mit Problemen 
ünd Forderungen zu ihm kommen: 
da sabbelt er schon mal 'ne viertel 
oder halbe Stunde, um den Kollegen 
davon abzubringen und ihm die 
‚Hucke vollzulügen. 


b)daß weder Betriebszelle noch 
Leitung der KB-Gruppe fähig w: 
ren, zu diesen wichtigen Fragen in 
der Branchenpresse zum ‚aktuellen' 
Zeitpunkt Stellung zu nehmen. Erst 
im Dezember 73 erscheint dazu eine 
Ausgabe des METALLARBEITER. 
ie gemeinsamen Bemühungen von 
Leitung und Betriebszelle werden 
vor allem auf die Erhöhung des po 
tisch-ideologischen Niveaus, auf di 
Beseitigung der politischen Unklar- 
heit bei den Genossen selbst zu 
richten sein sowie darauf, unsere Po- 
itik an den wirklichen Widersprüchen 
im Betrieb zü entwickeln. Dabei kann 
aus alten Fehlern gelernt werden. 
Lange Zeit ließ unsere Politik im 
Betrieb die wirklichen und konkreten 
Widersprüche zwischen Arbeitern und 
Kapitalisten ziemlich außer Acht. 
Die Widersprüche wurden nicht un- 
ersucht, die konkreten Probleme der 
Kollegen nicht mit ihnen diskutiert. | 
Die Schweinereien des BR-Vorsitzen- | 
den und seiner Kumpanei waren am 
offensichtlichsten, und unsere Bra 
chenpresse spiegelt sehr deutlich wi- 
der, wie wir diese Fragen in den M 
telpunkt stellten und den Kapitalisten 


| Die Fronten klären } 


Brocke allseitig und umfassend 
zu enthüllen, sondern sich mehr an 
undemokratischen Verfahrensweisen 
und anderen Sauereien dieser Herren 
„Arbeltervertreter" festzubeißen. Der 
Zweck, der politische Inhalt 
‚dieses Vorgehens wurde — vor allem 
hinsichtlich der konkreten Verhältnis- 
im Betrieb — unzureichend erklärt. 
wurden die Aufgaben der ge- 
werkschaftlichen Vertrauensleute nur 
allgemein benannt; was sie aber.kon- 
kret bei Herzog zu tun haben, wurde 
nicht angegeben. Letzlich hilft solche 
„Politik“ den Kollegen nicht wirklich, 
sondern führt dazu, sich fortgesetzt 
über irgendwelche Sauereien aufzure- 
gen und sich über das ungünstige Kräf- 
teverhältnis, über die eigene Ohn- 
macht zu beklagen. 

Die hier diskutierten Probleme des 
Betriebes (Unternehmerbrief, PROD) 
sind von größter Wichtigkeit. Es wä- 
te aber falsch anzunehmen, wir könn- 
ten kurzfristig das Steuer 
herumreißen und z.B. ein einheitli- 
ches, aktives Vorgehen der Beleg- 
schaft gegen PROD erreichen. Vor 
allem müssen wir uns politisch-ideolo- 
gisch rüsten, um bei Zuspitzung der 
Widersprüche auch in diesen Fragen 
eine hilfreiche Politik zu betreiben. 
Schon jetzt müssen wir mit der Auf- 
klärung über diese Fragen beginnen 
und den Kollegen helfen, die Fron- 
ten zwischen Arbeitern und Kapita- 
listen zu klären. 


Es liegt unbedingt im Interesse der 
Herzog-Belegschaft, daß das PROD- 
Bewertungssystem abgeschafft wird. 
Denn um den Preis verstärkten Lei- 
stungsdrucks, den die Herzog-Kapita- 
listen nach Belieben ausüben können 
(da die. Bewertung völlig in ihrer 
Hand liegt und die Kollegen prak- 
tisch keine Abwehrmöglichkeiten 
ben), erreichen die Kollegen eine be- 
grenzte und recht fragwürdige Er 
'höhung ihres Lohns. Vor allem aber 
wird das Interesse der Kollegen an 
mehr Lohn ausgenutzt, um ihnen ein | 
Lohnsystem unterzumogeln, durch 
das sie gegeneinander ausgespielt und 
politisch diszipliniert werden können. 

‚Aber damit ist das ganze Aus- 
maß der Wirkungen des PROD-Sy- 
stems noch nicht gekennzeichnet 
der völlig willkürliche Charakter des 


hinein. Es geht nicht nur um Le+ 
und politischen Druck, es 
um die Heranzächtung dienstba- 
‚Kreaturen, die in das Überwe- 
hungs, Bespitzelunge und Antrei 
berSystem der Kapitalisten einge- 
gliedert werden können; und on geht 


ner totalen, jede Regung und jeden 
Gedanken den Arbeiters bostimmende 
Verhaltensstruktur der totalen Un- 
terwürfigkeit, kritiklosen Dienstbar- 


Sinne formierte Arbeiterschaft ließe 
sich nicht nur relativ widerstandslos 
bis auf Mark ausbeuten, sondern Beße 


Karren der volksfeindlichen p ol + 
tischen Ziele der Kapitalisten- 
klasse spannen. 

Hinsichtlich einer solchen Formie- 
ung der Arbeiterschaft haben es die 
Hitler-Faschisten bekanntlich am wei- 
testen gebracht: 

So wurde schon Anfang April 
1933 ein Gesetz verkündet, nach dem 
Betriebsräte, die „in staats- und wi 
schaftsfeindlichem Sinne eingestellt 
sind” (also dem „Betriebstührer 
nicht bedingungslos folgten), abge- 
setzt und durch Mitglieder der, 
NSDAP ersetzt wurden. Mit dem 
Gesetz über die „Treuhänder der Ar- 
beit” vom 19. Mai 1933 wurden die- 
sen diktatorische Vollmachten zur 
Regelung der Lohn- und Arbeits- 
fragen übertragen und das alte, ohne- 
hin schon reaktionäre Schlichtungs- 


| wesen aufgehoben, Vollends den Ide- 


alvorstellungen der Kapitalisten ent- 
sprach dann das „Gesetz zur Ord- 
mung der nationalen Arbeit” vom 
20. Januar 1934, mit dem die Be- 
triebsräte endgültig abgeschafft wur- 
den und nach dem „der Führer des 
Betriebes der'Gefolgschaft gegenüber 
in allen betrieblichen Angelegenhei- 
ten (entscheidet), soweit sie durch 
dieses Gesetz geregelt werden. Er hat 
‚für das Wohl der Gefolgschaft zu sor- 
‚gen. Diese hat ihm die in der Be- 
triebsgemeinschaft begründete Treue 
zu halten”, 

Als die westdeutschen Arbeiter 
1952 massenhaft gegen die Einfüh- 
mung. des „Betriebsverfassungsgeset- 
zes” durch die Adenauer-Regierung 
kämpften, erklärte Otto Brenner als 
IGM-Chef, daß dieses Gesetz teilweise, 
‚dem faschistischen „Gesetz zur Ord- 
nung der nationalen Arbeit” ent- 
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tern" im Parlament zu überlassen. 
Nichtsdestotrotz dulden oder unter- 
stützen sie nicht nur solche ausgekl0- 
selten Kapitalisten-Erfindungen wie 
PROD w.a., sondern arbeiten sogar 
aktiv daran mit — offensichtlich 
doch ganz bewußt, wie die dama- 
ige richtige Aumage von Brenner 
nahelegt und wie die parallel zur 
Kommunistenhatz der Kapitalisten 
und des Staates ergriffenen Maßnah- 

der Gewerkschaftsführer belegen: 
die in etlichen Gewerkschaften 
inzwischen erlassenen Beiratsbeschlüs- 
se gegen kommunistische Gewerk- 
schaftsmitglieder; z.B. die in letzter 
Zeit verstärkt betriebene Revers- und 
Ausschlußpolitik gegen fortschrittli- 
che Kollegen; z.B. die Zerschlagung 
‚ganzer gewerkschaftlicher Körper- 
schaften wie z.B. Vertrauenskörper 
und Mitgtiederversammlung. 

‚Von. daher ist es völlig klar, daß. 
die Herzog-Kollegen bei einer For- 
derung nach Abschaffung des PROD 
(und nicht nur dabei!) die IGM-Füh- 
rung und teilweise den Betriebsrat 
grundsätzlich gegen sich haben wer- 
den. Bei einer weiteren Verschärfung 
des arbeiterfeindlichen Kurses dieser 
Leute können allenfalls gewisse takti- 
tische Manöver in demokratischem 
Gewande erwartet werden, etwa die 
Ingangsetzung der Vertrauensleute- 
arbeit unter ihrer Oberbefehlshaber: 
schaft. Auch ein stärkerer antikom- 
munistischer Kurs (von „normaler” 
Hetze bishin zu Gewerkschaftsaus- 
schlüssen) liggt in der Logik dieser 
Parteigänger des Kapitals, die in 
„ihrem" „Betrieb”, in ihrem Macht- 
bereich (den gewerkschaftlichen Or- 
anisationen) schließlich genau das 
gleiche betreiben, was die Herzop- 
Kapitalisten in ihrem Brief darge- 
legt haben: die fortschrittliche 
Kollegen isolieren und unter Druck 
setzen, sie rausschmeißen (insbeson- 
dere Kommunisten) und die Beleg- 


| schaft insgesamt einschüchtern... 


Um dies für die Arbeiter derzeit 
recht ungünstige Kräfteverhältnis zu 


ihren Gunsten zu verändern, 
sind verstärkte Diskussion und 
größere politische Klarheit über 


alle diese Fragen notwendig. Das ist 
auch die Voraussetzung, um auf poli- 
tisch-organisatorischem Gebiet Erfol- 
ge zu erzielen. So wird beispielsweise, 
eine Vertrauensleutearbeit im Betrieb 
nur entwickelt werden und sich an 
den Interessen der Kollegen orientie- 


beit ist u.a. darüber fast ‚vergaßen“. Und auch da- | Systems führt in der Konsequenz | stamme! Nichtsdestotrotz verlegten | ren können, wenn die Belegschaft 
a) daß dieser Artikel nicht von der | bei wurde der Fehler gemacht, nicht | zur völligen Abhängigkeit des Arbei- | sich die Gewerkschaftsführer damals | selbst darauf Einfluß nimmt,  @ 
Betriebszelle, sondern von derört- | das Wesen der Politik der IGM- | ters von Kapitalisten und Vorgesetz- | darauf, den Kampf abzuwiegeln und 
lichen Leitung geschrieben wurde; Führung und des Betriebsratsfürsten | ten bis in die persönlichsten Dinge | die Entscheidung den „Volksvertre- Leitung des KB/Gruppe Oldenburg 
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m Zusammenhang mit den an- 
faschistischen Demonstratio- 

nen in Griechenland im November 
wurde ein Skandal offenbar, der ein 
weiteres Schlaglicht auf die „Frie- 
denspolitik” der 
wirft 

Im September hatte der Bund. 
sicherheltsrat unter Vorsitz Brandt’s 
die Genehmigung erteilt. 100 000 
Handfeuerwaffen und 3000 Maschi 
nenpistolen an die griechischen Fa 
schisten zu liefern. Über die mög 
liche _ Verwendung dieser Waffen 
konnte unter den gegebenen V 
hältnisen kein Zweifel bestehen. 

Während der „Stern” 49/73 be 
hauptete, die genehmigten Waffen 
seien bereits geliefert worden, 
teidigte” sich die SPD dam) 
Waffen seien noch gar nicht gelie 
fert worden. In diesem Zusammen- 
hang wurde auch bekannt, daß 1973 
ebenfalls die Lieferung von 100 000 
Handgranaten an die griechische Mi 
itär-Diktatur vom Bundessicherhelt® 
rat genehmigt worden war. diese L 
ferung aber angeblich auch noch 
nicht ausgeführt wurde, 

Um soweit noch möglich das Ge- 
sicht zu wahren, faßte die SPD-Bun- 

aktion ° Anfang Dezember 
Beschluß, der die Bundesregie- 
auffordert, die Genehmigung 


rung 
für den Export der Waffen rückgän- 
ig zu machen, 

Zu diesem Manöver ist anzumer. 


ken, daß Bagchlüsse der SPD-Bun- 
destagsfraktion die SPD-Regierung 
bezeichnenderweise zu nichts, ver- 
pflichten. „Die Öffentlichkeit” hat 
ein pseudo-demokratisches Schau 
spiel gehabt, und bei gegebener Ge 
Iegenheit werden die Waffen wohl 
‚doch geliefert werden. Bezeichnend 
ist auch, daß „Friedenskanzler” 
Brandt und der SPD-Fraktionswor 
aitzende Wehner beide „verhindert” 
waren, an dieser Abstimmung d 


SPD-Regierung | 


SPD-Bundestagsfraktion teiläuneh- 
men, so daß sie sich die Hände frei 
‚gehalten haben, ohne in offener Ab- 
stimmung Farbe bekennen zu müs 
sen. Das ist Spezialdemokratie ganz 
nach Art der SPD! 


Die „Frankfurter Rundschau 
vom 6. Dezember erwähnt in diesem 
daß seit 1969 (ok 
gende Wat iligung der SPD- 
Regierung an die Athener (aschitl 
sche Junta geliefert wurden: vier 
U-Boote (1969), Torpedon für U:Boo- 
we und Schnellboote (1971), 660 
Panzerabwehrraketen und 1100 Co 
braLenkwaffen (1972). 

Während die Lieferung von Ma- 


rine-Ausrüstung eher eine mo ra 
Iso he Unterstützung für die 
faschistische Junta ist 
nehmigte Lieferung von 
waffen und Handgranaten direk 
eine militärische Unter 
| stötzung der Junta gegen den anlı 
faschistischen Widerstand 
| „„i® der Logik der SPD ee 
wenn sie jetzt aynischerweise den 
Opfern des griechischen Faschlumus 
„humanitäre Hilfe” anbieten würde, 
‚no wie sie es gegenüber den 
Opfern des von ihr unterstützten 
portugisischen Kolonialismus 1 
(vgl. die Stellungnahme der FRI 
LIMO zur SPD in AK 37, 8. 9) 
“ 


‚Arbeiterkampf Nr. 38/Jan. 74 


Wohin steuert die IG-Metall? 


m 25. unit 26, Oktober. '73 and 

im Ostseebad Trayeiinde giecäch- 
16 IG Metal'Konfetenz für Vertrau- 
ensleute und. Betriebsratsmitglieder 
statt, 

Eintausend Teilnohmer waren zu 
dieser Veranstältung geladen oder de- 
Jeglert worden. Nur 468 (!) von ihnen 
kamen aus den Betrieben (darunter 
auch noch vorwiegend Betriebsrats 
und VK-Vorsitzende). Die Mehrheit 
der Teilnehmer waren Funktionäre des 
Apparats (also vom Vorstand bis zu 
Verwaltungsstellenmitgliedern). (An- 
‚saben nach „Metall‘' 22/73) 

Daß. bei’einer derartigen Zusam- 
menstellung der Konferenzteilnehmer 
der IGM-Hauptvorstand nur geringe 
Mühe haben würde, seine Auffassun- 
gen darzulegen und kontroverse Mei- 
nungen abzublocken, war von vorn- 
herein klar, In der Tat ging es den 
IGM-Führern auch gar nicht darum, 
von „‚Orlentie- 
rungs- und Entscheidungshilfen für die 
Politik der IG Metall in den nächsten 
Jahren“ als verbindlichen Auftrag ent 
egenzunehmen (wie dies Vorstands- 
mitglied Georg Benz in „Der Gewerk- 
schafter“ 10/73 gerne glauben ma- 
chen will), sondern im Gegenteil um 
die Formierung der IG Metall 
auf den Kurs def Führung. 

So war cs auch nur konsequent, 
daß Vorstandsmitglieder selbst mehr 
als die Hälfte der Konferenz-Zeit mit 
Referaten zu ‚Grundsatzfragen‘ be- 
stritten, während die Diskussion 
bürokratisch abgewürgt wurde („rund 
25 weitere Wortmeldungen wurden 
‚per Abstimmung zurückgestellt (!)*, 
kommentiert die „Metall“ diesen un- 
scheuerlichem Vorgang). 

Mal abgeschen davon, daß eine der- 
artige Konferenz keine für die Organi- 
sation. bindenden Beschlüsse fassen 
kann (allein das ist schon seltsam ge- 
nug)), wurde von den Regisseuren des 
Vorstands mit den vorliegenden Ent- 
schließungen und Resolutionen auf ei- 
ne Art und Weise verfahren, die nur 
als Verhöhnung der Antragsteller aus 
den Reihen der Vertrauensleute be- 
zeichnet werden kann: Innerhalb von 
zwei Stunden wurden 49 Anträge ‚be- 
handelt‘ — Hand heben, abgelehnt 
oder angenommen usw. usf. 


Alles in Ordnung ? 


‚Alles in Ordnung ? 


Daß nach den schr negativen Er- 
fahrungen der Arbeiter mit der Tarif- 
politik der IG Metall (speziell und zu- 
letzt in der zurückliegenden Lohnrun- 
de 72/73) und den nicht minder 
schlechten Erfahrungen aus den spon- 
tanen Streiks in den zurückliegenden 
Monaten, auch auf dieser Konferenz 
Kritik am Vorstandskurs laut werden 
würde, lag auf der Hand. 

Um den Kritikern von vornherein 
den Wind aus den Segeln zu nehmen 
unddie grundsätzliche Über 
einstimmung von Vorstandspolitik 
und Interessen der Metallarbeiter vor- 
zuspiegeln, wurde mit überlautem The- 
aterdonner der Erfolg (‚von histori- 
scher Bedeutung‘) in den Lohnrah- 
men/Manteltarif-Auseinandersetzun- 
sen Nordbaden/Nordwürttembergs 
gefeiert 

Lutz Dieckerhoff, geschäftsführen- 
des Vorstandsmitglied (zuständig für 
Vertrauensleute und Schwerpunktse- 
kretäre) begrüßte in diesem Sinne zur 
Bröffnung der Konferenz die Dele 
Werten aus dem Streikgebiet, „die 
nach Streik und Urabstimmung die 
ganze Nacht durchgefahren waren, um 
‚noch rechtzeitig zu Konferenzbeginn 
in Travemünde sein Zu können." („Der 
Gewerkschafter", X1/73) 

„Die Vertrauensleute hätten sich 
wieder einmal Auseinandersetzungen 
stellen müssen, die sich aus der Fehl 
entwicklung (1) unseren Wirtschaftz- 
aystems ergeben. Dabei hätten ste au- 
genfällig demonstriert, daß es keinen 
Much zwischen Mitgliedern und Ge- 


Dieckerhoff (laut „Der Gewerkschaf: 
ter"). 

Dasgleiche in grün, nur noch etwas 
stärker aufgetragen, von Eugen Lode- 
ter in dessen Grundsatzrefer 


/Manıe 
Teenage Sub ndie Grundiagen 1) 


unserer Organisations und Betriebapo- 
ik... in Ordnung (sind). Sie bilden 


ein. tragfählges Gerdst für gewerk- 
Achaftspolitische Erfolge auch in der 
" Zukunft. Das gilt auch und gerade für 
die Bereiche der Betriebaratz und Ver- 


trauensleutearbeit 
press“, Nr, 11/73) 

Du’ lieber Himmel! Was soll mit 
diesem Min#Streik und den insgesamt 
Außerst dürftigen Ergebnissen eigent- 
lich noch allos bewiesen werden? Das 
ht-ja gerade so aus, als hätten die, 
Gewerkschaftsführer den ‚Schwer 
punktstreik® nur zugelassen, "um ihr 
angeditschtes Image wieder aufzupo- 
ieren!? | 

Nachdem der IGM-Vorstand seine 
rundherum richtige Politik und sich 
selbst hat hochleben lassen, konnte er 
in Travemünde ‚ungezwungener" auch 
Über andere Fragen sprechen 
© Spontane Streiks: Die Streiks in der 

westdeutschen Metallindustrie, die 
unmittelbar nach dem miesen Tarifab- 
schluß der letzten Lohnrunde bei 
Hoesch und Mannesmann einsetzten 
und sich im August zu einer Massen- 
bewegung entwickelten, haben sich 
nach Loderers Worten nicht „gegen 
die Organisation gerichtet. Sie haben 
sich gegen die Arbeitgeber gerichtet.” 

Andererseits wurde diese „Lohnpo- 
liik an den Gewerkschaften vorbei“ 
(Dieckerhoff) als „gefährlich“ be- 
zeichnet, weil sie’ ‚linksradikalen‘ 
Kräften „Argumente zur Spaltung der 
Gewerkschaft liefert“ (Loderer). 

Das ist natürlich die blanke Heu- 
cheleit Und der Hinweis auf die ‚Links- 
radikalen’ noch demagogisch' dazu! 
Als nämlich im April dieses Jahres 
die ‚Unruhe' in den Betrieben spürbar 
wurde, ja sich bereits in mehreren 
spontanen Kämpfen geäußert. hatte, 
erklärte derselbe E, Loderer in „Der 
Gewerkschafter“: „Wir könnten es 
nicht akzeptieren, wenn Mitglieder 
und Funktionäre der IG Metall an de- 
mokratischen Mehrheitsentscheidun- 
sen und damit an der Organlation 
vorbei ein Eigenieben entwickelten; 
wenn spontane Aktionen die Organi- 
sation ... in die Klemme brächten .." 
Kritik wurde unverfroren im gleichen 
Artikel al,„Opposition um ihrer selbst 
willen” diffamiert. Es hieß damals, 
daß „Alleingänge von Funktionäre 
oder” Organisationsgremien ... sich... 
nachteilig auf) unsere Schlagkraftund 
unser Durchsetzungsvermögen ...aus- 
wirken (mäßten].“ 

Es ist doch wohl Sunstrittig’ (um 
einen Lieblingsausdruck Loderers zu 
gebrauchen), daß hier 
keute und die Masse der Gewerk- 
yedrauchet}, dam ai ir ta siäesine: 
suis, und die jewerk: 
A mlalede ihr ck auf eerne, 


Faust und ohne den Segen ihrer Führer 


(nach: „Ex 


tallern zusammen mit den Kapitalı 
ın bei Hoesch, Mannesmann, Klöck, 


ner urw, entgögengetreien (oder bes 


si 
Betriebsratemitellene 


aktivisten' etc.) sind ja auch die Herren 
Loderer & Co. den streikenden Me- 


ser: in den Rücken gefallen)!!! 

Über diese Fakten kann auch die 
heutige “differenzierte Sicht der Din- 
se',auf die sich die IGM-Führer so viel 
zugute halten, nicht hinwegtäuschen. 
© Geworkschaftliche Tarifpolitik 

‚Ebensowenig, wie der Hauptvor- 
stand zugeben mochte, daß sich in den 
spontanen Streiks des letzten Jahres 
auch Kritik an der vorherrschenden 
Tarifpolitik geäußert hat und häufig 
sogar ausdrücklich von den Streiken- 
den vorgetragen wurde, konnte er sich 
zu einer Selbstkritik bezüglich seiner 
Rolle in der letzten Lohnrunde be- 
Sueren: dert war ud 
„Stabilitätsbeiträge” der 1G Mtall- 
Führung (aus den Taschen der Arb 
ter!) „mit den höchsten Preissteige- 
rungen in der Geschichte der Bundes- 
republik beantwortet worden (sind). 

Aber sein Versprechen, daß „Vor- 
leistungen in der Gegenwart für stabi- 
litätspolitische Erfolge in der Zukunft 

in zweites Mal nicht in Frage (kom- 
men)”, konnte selbst in Travemünde 
nicht so recht überzeugen. Derartige 
Sprüche hat man in der Vergangen- 
heit schon zu oft aus dem Munde der 
Gewerkschaftsführer gehört. 

Daß der Vorstand in Wahrheit an 
den Grundsätzen. seiner kapitalisti- 
schen Tarifpolitik festhalten wird, ist 
mittlerweile nicht nur durch den Ver- 
lauf der ‘Stahl-Runde' in Nordrhei 
Westfalen belegt, sondern deutete sich 
auch bereits auf der Travemünder Kon- 
ferenz an. Zu Forderungen aus den 
Metallbetrieben für die kommende 
Lohnrunde (um die 20 % plus Neben- 
forderungen) Stellung nehmend, er- 
klärte der IGM-Chef: 
wäre schlecht beraten ( 
Forderung stellte, die schon im voraus 
eine Niederlage beinhältet (111).” 

Demagogisch, wie das nun mal so 
LoderersArt ist, wies er einige Konfe- 
renzteilnehmer im Vorwege darauf 
hin, daß, hier „nicht eine verbindliche 
und verpflichtende Willensbildung” 
möglich sei, weil das angeblich „sat- 
zungsgemlßen Kompetenzen und Ver- 
antwortlichkeiten vorgreift!".Daß da- 
mit nur gegen eine Sorte (nämlich 
ho h.e !) Forderungen gesprochen 
wurde, zeigt der Beitrag Loderers ja 
selbst (5.0.1). 

Außerdem hätte man in Vorstands- 
kreisen nichts dagegen, daß ein Funk- 
tionär (offenbar ein Snesialier” = 

PONTE RN 
tionär (offenbar ein "Spezialist" aus 
ihren eigenen Reihen!) eine Rechnung 
darüber aufmachte, was diesmal min- 


G Metall 


destens rauskommen muß. „Einer 


rechnete vor, daß mindestens (!) 10 
bin LI Prozent 


‚notwendig seien, um 
tand (1? ) zu wah- 


Hauptvorstand eigentlich für so wich- 
ig, nur diesen schnellen Rechner vor 
zustellen, der seinen 10/11 ® Ab: 
schluß ja wohl vom "Sachverständigen- 
Gutachten’ der Bundesregierung (und 
damit den Lohnleltlinien) abgeschrie- 
ben hat? 

Sollte man damit nicht vielleicht 
doch. irgend ‚jemandem 'vorgreifen" 
wollen oder schon 'vorgegriffen” ha- 
ben? I? 


Diskussion und Anträgı 


Die von den Gewerkschäftäführe 
geschaffenen widrigen Bedingung 
auf dieser Konferenz haben wir ein- 
nangs bereits kurz beleuchtet 

Von denjenigen Kollegen aus den 
Betrieben, die dennoch das Wort er- 
teilt bekamen, wurde hauptsächlich 
zu Fragen der Tarifpolitik und auch zu 
Erfahrungen der spontanen Streiks 
argumentiert 

Da wurde aueh, 
am Kurs des Vorstands Krilik geübt.- 

Etwa derart: „Die Streiks waren 
notwendig, weil” der Tarifabschluß 
zum Jahresanfang so schlecht war." 
(Ein Kollege von Küppersbusch) 

Schädlicher für die Gewerkschaft 
als ein spontaner Streik sei es, so er- 
klärten Kollegen aus dem Stahlbe- 
reich, wenn die Gewerkschaftsführung 
ohne die Arbeiter und „an den Kolle- 
gen vorbei” Tarifpolitik betriebe, 

„Werner Beck aus Solingen be- 
schäftigte sich mit dem Problem der 
Friedenspflicht. Er meinte, die im 
Frühjahr und Sommer eingetretene 
Situation habe zu spontanen Arbeits- 
niederlegungen berechtigt.” („Ge- 
werkschafter”, X1/73) 

Ein Delegierter aus Köln plädierte 
dafür, die Tarifkommissionsmilglieder 
stärker an Aufträge der Vertrauens- 
körper zu binden, und kritisierte 
gleichzeitig die gängige Praxis, daß 
nicht selten von den Führen die For- 
derungen zurückgeschraubt würden. 

in dieser Richtung und Art noch 
weiteres, 

Ohne etwa die gute Absicht der 
Kritik an einzelnen Erscheinungsfor- 
men der kapitalistischen Tarifpolitik 
oder anderen  arbeiterfeindlichen 
Handlungen der IGM-Führung abstrei- 


ten zu wollen muß doch vonlietienh 


ten zu wollen, muß doch realistisch 
‚eingeschätzt werden, daß dem Haupt- 
vorstand und seinen getreuen Gesellen 
auf dieser Konferenz kaum ‘ein Haar 
sekrümmt’ wurde. 

Weder wurde von den Opponenten 
die grundsätzliche klassenversöhnleri- 
sche, prokapitalistische Ideologie und 
Politik der Gewerkschaftsführer ent- 
art und attackiert - noch wurden 


die Vertreter dieser Linie als Verant- 


I eIEIIIANITITTTTTTTEnIIIRITTRnnnnRRnNnRURNN 


w gesehen und behandelt (son- 
dem leider immer noch als Leute, die 
eben auch mal irren” können.) 

Es fördert nur Verwirrung und Ilu- 
sionen, wenn von bestimmten Grup- 
pen einfach die kritischen Stimmen 
gegen die reaktionären Beiträge au 
rechnet werden und dann freudestrah- 
kend festgestellt wird: „in der Diskus- 
sion (überwogen) die Stimmen, die 
sich gegen die Vorstandspolirik aus- 
sprachen. (80 das Sozlllnische Büro 
in seiner Monatsschrift „Express” vom 
November 73). N 

Die inhaltliche Schwäche und Wi- 
derpprüchlichkeit ‚der (im Verhältnis. 
zur Vorstandapalitik)! fraglos fort- 
schrittlichen Funktionäre kommt 
auch sehr deutlich in den Entschlies- 
sungen zum Ausdruck, die der Ver- 
sammlung zur Abstimmung vorlagen. 
Dafür ein Beispiel 
© Zur „Konzertierten Aktion” 

Der von den Delegierten der V. 
waltungsstelle Oberhausen eingebra 
te Initiativantrag (Antrag 42), ford 
‚den Vorstand der IGM auf, aus der 
onzertierten Aktion” auszutreten. 
In der Begründung dazu heißt es, 
daß die „Konzertierte Aktion 
Instrument zur Verschlelerung 
Klassengegensätze (is)" und daß ihre 
Notwendigkeit von den Arbeiterfein 
den betont werde, „damit die Gewerk- 
‚schaften nicht zu hohe Lohnforderun- 
‚en stellen.” 

Das ist hunderprozentig richtig! 

Dann aber heißt es weiter, daß „die 
Gewerkschaften die von der Regie- 
rung festgelegten Orientierungsdaten 
als Maßstab für die Höhe ihrer Lohn- 
‚forderungen ablehnen”, was ja nach- 
weislich für die Führer derGewerk- 
schaften nicht zutriffi. Im Gegen- 
teil! 

Daß die Oberhausener Kollegen 
selbst noch falsche Vorstellungen über 
diese Klassengesellschaft und der ihrer 
‚Aufrechterhaltung dienenden Politik 
der Gewerkschaftsführer haben (bzw. 
solchen falschen Vorstellungen in op- 
portunistischer Weise entgegenkom- 
men), wird deutlich, wenn sie schrei- 
ben: „Die Gewerkschaften haben in 
einem hohen Maße Verständnis ge- 
zeigt für die gesamtwirtschaftliche La- 
ge. Sie haben sich nicht gegen die Nc 
wendigkeit von Stabilität gewandt. 

Die gleiche Inkonsequenz und Wi- 
dersprüchlichkeit zeigt sich bei allen 
Anträgen der „in Opposition” zum 
Hauptvorstand stehenden Delegierten 

Dieser Antrag wurde wie alle ande- 
ten, in denen irgendwie eine konse 
quentere Interessenvertretung gefor 
dert und Kritik an der vorherrschen- 
den Linie angedeutet wurde, abge 


YA dielnternationale 


„ die Internationale “ 


hat das Ziel, die Verbindung mit den kommunistischen und for 
schrittlichen nationalen Kräften in der ganzen Welt zu stärken. 


Deshalb besteht ein großer 


Teil der 


Zeitung mus Texten aus- 


lündischer Organisationen und Gruppen. Wir haben diese Artikel 
nicht nach dem Prinzip ausgewählt, daß sie unsere Meinung wie 


dergeben und unsere Pol 


bestätigen sollen, sondern wir wollen 


versuchen, ein objektives Bild der Klassenkämpfe in der Welt zu 
‚geben. Nur aut einer echten Diskussion politischer Anschauungen 
und dem Austausch von Erfahrungen kann dauerhafte und wir- 


kungsvolle internat 


‚ale Solidarität erwachsen, 


„die internationale” erscheint sechswöchentlich 
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lehnt (darunter z. B. eine schr laue 
KEN ın die streikenden Saarkum- 
„Verständnis” für deren 
gedrückt wurde, Antrag 


Kampt 
Nr. AB), 
Daß hier „linke” Sozialdemokraten 
vom Mauptvorstand der IGM ausge“ 
trickst und zusammengeschissen wur 
den, sagt noch wenig über den Stand- 
punkt dieser „Oppositionellen”, son- 
dern verdeutlicht vielmehr, wie weit 
rechts die soziallemokratischen 
Gewerkschaftsführer selbst stehen. 
‚Wes Geistes Kind die IG Metall- 
‚Führer tatsächlich ‚aind und was sie 
sich für die Zukunft vorgenommen 
davon sprachen vor allem E. 
ıd G. Benz in ihren Grund- 
ern ronalamne 
Zeitschrift für" IGMı] N 
Det Gewerkschater ROM ef 


lich zitierte). 


Loderer — Volles Rohr gegen 
alles, was in Widerspruch zur 
Vorstandspolitik steht 


‘Obwohl es nach Meinung des 1. 
Vorsitzenden der 1G Metall, Eugen 
Loderer, „keine prinzipiellen Interes- 
‚sengegensätze zwischen Spitze und Ba- 
sis, Mitgliedern und Funktionäre 
ib)“ und auch „in Wirklichkeit 
eine ernstzunchmende innergewerk- 
schaftliche -Opposition nicht exi- 
' hat er es für richtig gehalten, 
einleitendes Referat (aus dem die 
‚obigen Zitate selbst entnommen sind!) 

darauf zu verwenden 
'@ den Widersprüch zwischen dei In- 
teressen der Arbeiterklasse und de- 
nen der Gewerkschaftsführer zu 
verschleiern, abzumildern, zu leug- 
nen 
em! die „Opposition“ wortgewi 


Nah Loderers Meinung muß zwi- 
schen drei Arten der Kritik an der of- 
fiziellen Politik der IG Metall unter- 
schieden werden und den Opponenten 
sollte jeweils unterschiedlich begegnet 
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haben, so nur deshalb, weil sie „mit 
‚gezinkten Karten ... (spielen). Sle pe: 
kulteren auf eine Gefolgschaft (!), die 
Einzelforderungen für richtig hält (11) 
und den Geiamtzusammenhang nicht 
durchschaut (111)" 

Der schlaue Herr Loderer! Angeb- 
lich sind die Arbeiter zu dumm, um zu 
für sie und ihre ‚Klasse 
richtig und notwendig ist. Der „dum- 
me Prolet” kann nur von zwölf bis 
mittags denken und läßt sich vor den. 
Karren. der „Basis-Aktivisten'“ span« 
nen!? } 


‚ken kommen, daß die Arbeiter erfah- 
ren und gelernt haben, daß ihre Inter- 
essen durch die offizielle Politik ihrer 
‚Gewerkschaft nur unzureichend oder 
gar nicht vertreten werden — daß das 
keine Legende”, sondern Realität 
ist. Aber in der IG Metall sollen selbst 


Wake .ARWÄRRDSER 


Loderer hält dagegen für „un - 
st rittig” (was ohne Frage die 
„inhaltliche dersetzung” be- 
Asa wir hadekuRonzepie nz 
stischer Gewerkschaftsarbeit von einer 
einseitigen (1) und darum letztlich un- 
kritischen () Gesellschaftsanalyse 
(ausgehen) ” Es gelte von einer „dop- 
pelten Illusion” Abschied zu nehmen, 


unterscheidet sich denn dann, noch 

von 
den „unfehlbaren”', reaktionären Ver- 
ordnungen des Papstes? 

Loderer hat ex offenbar ganz be- 
wußt vermieden, sich in einer Verur- 
teilung des Sozialismus konkret 
mit: bestimmten Positionen der ja 
durchaus nicht einheitlichen Linken 
auseinanderzusetzen. Vielmehr ver- 
führ er nach dem bekannten Prinzip 
aller Anti-Kommunisten, die Auffas- 
sungen und die politische Arbeit der 
Sogllisten zu entstellen,um 
sie anschließend als falsch, gewerk- 
schaftsfeindlich etc. in „Acht und 
Bann” tun zu können. 

‚Auf diese Weise soll in der IG Me- 
tall eine Stimmung geschaffen wer- 
den, wo Vertreter einer konsequen- 
ten Klassenpolitik nicht mehr für ihre 

auftreten und andere 
‚ollegen dafür gewinnen können, Mit 
der Ahgetrebien Heologschen For 


‚Sie wurden immer wieder von den Geworkschaftsführern verschaukelt 


mierung wären zugleich die Bedin- 


jneinsichtigen” 
sten”) geschaffen. 


„Die 1G-Metall ist für die Auf- 
‚gaben der Zukunft gerüstet” 
(Loderer) 


(den „Extremi- 


schen drei Arten der Kritik an der of- 
fiziellen Politik der IG Metall unter- 
schieden werden und den Opponenten 
sollte jeweils unterschiedlich begegnet 
werden. 
1. Die Gutwilligen — sind jene „‚kritt- 
‚schen Stimmen, die sich auf bestimm- 
te Entscheidungen beziehen (? ). Hin- 
ter ihnen steckt der gurgemeinte Wille, 
alles besser zu machen als in der Ver- 
‚gangenheit. Hier zeigt sich jenes neu 
gewonnene und verbreitete politische 
u Bewußtsein (1), jene Bereitschaft zum 
politischen und gewerkıchaftlichen 
Engagement, die unsere Stärke (!) aus- 
macht.” 
2. Die Böswilligen — die man nur ad- 
ministrativ (d. h. per Ausschluß) zu 
bekämpfen hat. Gemeint sind „die 
versprengten Truppen, die sich revo- 
Iutionäre _Gewerkschaftsopposition 
nennen. An ihrer Arbeiter- und Ge- 
werkschaftsfeindlichkeit gibt es (für 
Loderer, Anm. d. Red.) keinen Zwei- 
fel. Gegenüber diesen Extremisten 
'haben wir mit dem Abgrenzungsbe- 
schluß des Beirats einen klaren Tren- 
nungsstrich gezogen.” 
3. Die gefährlichen Böswilligen — das 
sind nach Vorstandsmeinung jene Leu- 
te, die „Kritik von außen (!)” vorbrin- 
gen. „Ich meine ... die selbsternann- 
ten Vertreter einer sogenannten 'inner- 
‚gewerkschaftlichen Opposition‘. Sie 
agitieren für ein angebliches Konzept 
sozialistischer Gewerkschaftsarbeit.” 
Loderer unterstellt, daß sich auch 
die Strategie dieser Opponenten darin 
‚erschöpft", die Mitglieder gegen „die 
Hunktionkre" aufzuwiegein. Jedee 
„Mit solchen Tendenzen müssen wir 
uns inhaltlich (!) auseinandersetzen.” 
(Alle vorherigen Zitate sind entnom- 
men dem auszugswelsen Abdruck der 
Loderer-Rede In „Der Gewerkschaf- 
ter” Nr. 11/73) 

Wie sich die sozlaklemokratischen 
Gewerkschaftsführer diese „inhaltli- 
‚che Auseinandersetzung” vorstellen, 
was da an Demagogie, Verleumdung 
und inhaltsleeren Anpöbelei 
die klassenbewußten Arbeiter 
davon. logt Loderers Rede 


selbst Zeugnis ab, 

Die IG Motalkflührung hält es für 
„selbstvorständlich”, „daß... kein ver 
mtwortlicher Funktionär der IG 


Metall” auf „die Legende (1) von der 
Befriedung der Gewerkschaften durch 
die Regierung .. oder die Parole (1) 
von der sozialparmnerschaftlichen Por 
Hitik awischen Gewerkschaftafllhrun 
‚gen und Arbeitgebern (hereintäll)". 
Wönn diejenigen, die diese „Legen 
md diese „Parole” verbreiten (um 
'n Keil in unsere Organisation zu 
Treiben", Loderer), dennoch „eine ge: 
wisse Resonnana”” bei den Arbeitern 


rlscher Tewerkschaftsarbeli von einer 
einseitigen (1) und darum letztlich un- 
kritischen (1)  Gesellschaftsanalyse 
(ausgehen). Es gelte von einer „dop- 
pelten Illusion” Abschied zu nehmen, 
nämlich von den „Schablonen einer 
überholten Gesellschaftspolitik (1) 
(Loderer meint den Klassenkampf, 
Anm 0: Red.) ie mare Premiere 
noch heute auf die Denkfiguren von 
gestern zurückgreift () und erst 
recht (!) von einer Ideologie der 
Marktwirtschaft, die die bestehenden 
Zustünde erklären will, statt sie zu be- 
greifen (71) 

Ferner wird von Loderer als „un- 
strittig” angesehen (und in diesem 
Punkt hat er sogar recht!),.daß „sol 
che Konzepte sozialistischer Gewerk- 
schaftsarbeit nicht nurauf eine andere 
Gewerkschaftsstrategie, sondern auch 
auf andere Orgenisationsformen (zie- 
ion) 

Natürlich ist auch das verwerflich, 
weil dabei nach Meinung des IGM- 
Chefs „die Gefährdung des Erreichten 
zugunsten vager Zukunftshoffnungen 
zumindest in Kauf genommen (wird)." 

Und am Schluß dieser Tirade steht 
Loderers finstere Drohung: 

„Ich meine es bitterernst mit mel- 
ner” Absage an gewerkschaftspoliti- 
sches Abenteurertum, das den Weg 
wechselt, ohne das Ziel zu kennen. 

Das kann beim besten Willen nicht 
mehr als Beitrag zur „inhaltlichen 
Auseinandersetzung” mil den Linken 
in der IG Metall gewertet werden. 
Wenn zur offiziellen Doktrin in unse- 
rer Gewerkschaft die These erhoben 
wird, daß sozialistische Poli 
ag" de Gefährdung des Exil 
ten" (Lebensstandard und politische 
Rechte der Arbeiterklasse!) bedeutet, 
worüber kann dann eigentlich noch 
diskutiert werden? Wenn die 
Kritik am Anpassungskurs des Vor 
stands „per se” als Ausdruck von Ge- 
werkschafisfeindlichkeit: gilt, worin 


„Die IG-Metall ist für die Auf- 
gaben der Zukunft gerüstet”” 
(Loderer) 


benso wie die gesamte bürgerli- 
(che Presse in ihren Berichten von 
der Travemünder Konferenz die dema- 
gonischen Ausfälle Loderers gegen 
die oppositionellen Kräfte in der 
IGM als de n entscheidenden 
Punkt, (ausführlich) zustimmend zi- 
tierte und lobend kommentierte, wur- 
de auch vermerkt, daß die IGM-Füh- 
Tung „nun wieder verstärkt dem Be- 
triebsverfassungsgesetz ihr besonde- 
res Interesse (schenkt)...Hier leuchtet 
das deurlichste programmeti- 
sche Signal, des der Vorstand auf der 
Tagung in Travemünde gegeben hat.” 
(FAZ, Hervorhebungen von uns). 
Kurz gesagt geht es darum, daß 
die Vorstandsstrategen auf dem Kon- 
gress empfahlen, in den nächsten 
Jahren das 'neue' Betr VG als das 
;werkschaften überhaupt zu begrei- 
fen und zur Interesenvertretung der 


(Georg Benz, beim IGM-Hauptvor- 
stand Spezialist für Betriebsräte- und 
Jugendarbeit, führte zur ‘Erläuterung 
diesen Strategie aus: 

„in vielen Punkten (in welchen 
hat er nicht gesagt, Ann. d. Red) 
ist dus Betriebsverfassungsgesetz 1972 
durchaus ein modernes (? !Jund wirk- 
‚sumes Werkzeug zur Durchsetzung (!) 
und zum Schutz der Interessen der 
Lohnabhängigen. Zugleich ist es auch 
eine beisere Ausgangsposition im 
Kampf um welieren Rechtsfort- 
schritt (12. 

(„Der Gewerkschafter", X1/73,8.414) 

Als Begründung für diese beachtl 
che These wurden die zunehmenden 
Arbeitsgerichtsprozesse angeführt, wo 
es von Fall zu Fall gelungen sei, Ur- 


350 Selten 
DM 6,50 


Kampf dem Faschismus 

Nachdruck von Texten der Kommunisten aus den zwanzi 
‚ger und dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 
Bestellungen an VERLAG ARBEITER KAMPF 


2000 Hamburg 13 
‚Rutschbahn 35 


teile gegen die Unternehmer zu erwir- 
mußte auch Benz einräu- 
ie richterlichen Verfügu 
n einer unglaublichen Wide 
sprüchlichkeit von Gericht zu Gericht, 
von Kammer zu Kammer. .(sind)"- 
aber er stellte die prinzipiell arbei- 
terfeindliche Rechtsprechung als eine 
vorübergehende, überwunden Er- 
scheinung der 50 er und 60 er Jahre 
dar, 

Nach der Novellierung des Betr 
VGs im Januar 1972 (und mit der 
SPD in der Regierung? ) könne man 
jedoch „mit einiger Zuversicht” dem 
„langen Marsch durch die Gerichte” 
(Benz) entgegenschen, 

Man denke nicht etwa, die IGM- 
Führer hätten aus einer Untersuchung 
des Betr VGs (seiner Grundsätze und 
seiner konkreten Bestimmungen) her- 
aus, diese neue’ Orientierung für die, 
Betriebsfunktionäre begründet. 

Nein! Das Betr VG ist 'an sich” 
ein “wirksames Werkzeug’ in den Häi 
den der Gewerkschafter, weil es „nach 
harten Auseinandersetzungen” gegen 
„eine großangelegte Diffamierungs- 
kampagne der Arbeitgeber" (Benz) 
von den Gewerkschaften ertrotzt wor- 
den sei - 19721 

Man glaubt seinen Augen und sei- 
‚nem Gedächtnis nicht mehr zu trauen, 
wenn Benz erklärt: 

„Erst nach rund zwei Jahrzehnten 
gewerkschaftlichen Kampfei...kam es 
zu einer neuen, besseren gesetzlichen 
Regelung der Betriebsverfassung.” 

Daß die Arbeiterklasse und ihre 
Gewerkschaften weder mit dem alten, 
arbeiterfeindlichen Adenauer-Gesetz 
noch mit dessen Novellierung durch 
die SPD-Regierung etwas gemein ha- 
ben — daß beide Gesetze vielmehr 
von den klassenbewußten Arbeitern 
und Gewerkschaftern abgelehnt und 
bekämpft wurden, darf deshalb heute, 
nicht mehr wahr'sein, weil gie Ge- 

aftsführer bei der Neuform 
ierung des Betr VGs ihre Hand mi 
im Spiel hatten 
‚Ei ist ... gelungen, durch uner- 
müdliche Überzeugungsarbeit. (!!}) 
sehr viel mehr (1?) in dieses Gesetz 
'hineinzupacken, als man es noch vi 
wenigen Jahren glauben konnte. 


EN an 


müdliche ug 
sehr viel mehr (1? ) in dieses Gesetz 
hineinzupacken, als man es noch vor, 
wenigen Jahren glauben konnte.” 
(Benz), 


Heute soll die gewerkschaftli- 
liche Losung nicht mehr lauten 
"Kampf dem arbeiterfeindlichen Be- 
(riebsverfassungsgesetz!" 

sondern: . 

"Kampf mit dem arbeiterfeindlichen 
Betriebsverfassungsgesetz!" 

Dazu noch einmal G. Benz. 
‚In den vor uns liegenden Jahren geht 
& um die politische Inbesitznahme 
{17 1) des Betr VG, um die Beherr- 
schung des Instruments (!) zur Vertet 
digung der Rechte der Arbeitnehmer, 
um gewerkschaftliche Berriebsrätear" 
beit, die den Rechtsfortschritt garan 
ers (1). 

Wohlgemerkt, hier geht es den 
Vorstandsstrategen nicht etwa 'nur" 
um die Aufforderung an die Betriebr- 
funktionäre, auf die Einhaltung der 
minimalen Rechte und Schutzbestim- 
mungen des Betr VG zu achten und 
Verstöße des Kapitalisten dagegen 
(gegebenenfalls auch über Arbeitsge- 
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richtsprozesse) zurlickzuweisen — wo: 


beit “in den vor uns liegenden Jah“ 
ton’ propagiert! 

Alles soll diesem 'Kampf" unterge- 
ordnet werden. Z,B, führte Denz zur 
Bildungsarbeit der IGM explizit aus 

„Wenn zur Zeit die Betriebsräte 
schülung der Schulung der Vertrau- 
ensleute vorgezogen (I) wird, so liegt 
das daran, daß die Ausschöpfung 
des Betr. VG vordringlich (1)... lt.” 

Ihren bisher deutlichsten Ausdruck 
fand diese neue Linie’ im 1. Ent“ 
wurf zu den 'Leitsätzen zur Gewerk- 
schaftsarbeit der Vertrauensleute'den 
der Vorstand im Februar dieses Jah. 
res veröffentlicht hatte und der die 
Leitsätze’ von 1966 ablösen sollte. 

Während es in den 'Leitsätzen’ von 
1966 (verabschiedet auf der Betriebs- 
räte und Vertrauensleute Konferenz 
in Karlsruhe) noch geheißen hat: 

„Grundsatz- und Aktionsprogramm 
des DGB zeigen Wege, wie die Arbei- 
fer und Angestellten einen maßgeben- 
den Einfluß cu Organisation und Ab- 
lauf der Arbeit im Betrieb gewinnen 
können!” 


heißt es in der Neufassung vom 
Februar 1973 
„Das Betriebsverfassungsgesetz! 


zeigt Wege, wie die Arbeiter und An- 
gestellten einen maßgebenden Ein- 
uß ... gewinnen können.” (Punkt 25) 

Während also in den 66er 'Leitsät- 
zen’ ein Programm zur verbindlichen 
Richtschmur des Handelns erklärt 
wird, das Unabhängigkeit von der 
Bourgeoisie und ihrem Staat bean- 
sprucht und die "Umgestaltung von 
Wirtschaft und Gesellschaft" als Auf- 
gabe formuliert, ‘regen’ die IGM- 
Führer heute die Bindung alle r 
gewerkschaftlichen Funktionäre an 
das Recht des kapitalistischen Staates 
an (jenes Betr VG also, über das 
selbst der Ex-Vorsitzende der. IGM, 
Otto Brenner, einmal treffend äuf 
te, daß es aus dem "Ungeist des fr 
schistischen Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit komme!). 

(Georg Benz konnte den Delegier- 
to nreiiser, enümi weihenn) miwer- 
ie, daß es aus dem "Ungeist des fa- 
schistischen Gesetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit komme!) 

‚Georg Benz konnte den Delegier- 
ten von Travemünde auch schon sa- 
‚en, wo der von ihm und seinesglei- 
chen vorgeschlagene Weg einmal en- 
den wird: 

In einer „beisere {n), von geistiger 
und materieller Ausbeutung befrelten 
Gesellschaft, in der der arbeitende 
Mensch gleichberechtigt (mit dem 
Kapitalisten, Anm. d.Red.) Im Mit- 
telpunkt (1) steht.” 

So, wie heute!? 

"Anmerkung: Im zweiten Teil die- 
ses Artikels werden wir die Kom 
zeption des IG-Metall-Vorstandes zur 
Vertrauensleutearbeit näher untersu- 
chen: und zwar ausgehend von der 
“Aktion. Vertrauensleute' im Jahre 
1956 bis den neuen 'Leitsät- 
zen’ und “Richtlinien’, die im zurück- 
liegendem Jahr von den Gewerk 
schaftsführern verfügt‘ wurden. 


Metall-Komitee 
KB/Gruppe Hamburg 


KONTAKTADRESSEN 


Bremerhaven: 
F. Köpsell 

285 Bremerhaven I 
Postlagerkarte 003160. 


Eutin: 
H. Lankau 
242 Eutin-Großmelnsdorf 


Flensburg: 
Peter Petersen 
239 Flensburg 
Postlagerkarte A 022583 


Frankfurt 

K. Scholz 

623 Frankfurt 80 
Postfach 800747 
Tel: 0611/3061 71 
‚Mo. 18.00-21.00Uhr 
‚Do. 18.00-21.00Uhr 


Pontadreie 
UReente 

2 Hamburg 13 
Rutschbahn 35 


Kiel; 
W.D. Scheel 

23 Kiel 1 

Postlagerkarte 098 831 A 


Kontaktadressen weiterer Vortriebs- 
gruppen des ARBEITERKAMPF: 


Göttingen 
‚KAG im Buchladen „Rote Straße“ 
34 Göttingen 

‚Rote Straße 10 

‚Di. 17.00 - 19.00 Uhr 


Lübeck: 
W. Blankschein 

24 Lübeck 

Postlagerkarte 082 332 A 


Westberlin: 
‚Florian Geyer 

über Sozialistischen Zentrum 
1 Berlin 21 

Stephanıtr. 60 


Bl 


Reynolds und Shell (Hamburg) 
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Treue Diener ihrer Herren 


fang Dezember trat der Be- 

triebsrat der Reynolds-Alumi- 
lumm-Hütte In Hamburg-Finkenwerder 
mit einem „dramatischen Appell 
die Öffentlichkeit (3. nebenstehenden 
Zeitungsartikel und Betriebsratserklä- 
rung): Rettet die Arbeitsplätze von 
mehr als 760 Mitarbeitern! 

Mit diesem Appell wollte der Be- 
triebsrat im Auftrag der Kapitalisten 
die Erteilung der Betriebserlaubnis für 
die Aluminlumhätte durch den Ham- 


© Tiglich werden 2,5 Tonnen Staub 
in die Luft gewirbelt. 

Fast 500 Einsprüche gegen den Be- 
trieb der Hütte zwangen die SPD-Her- 
ren im Hamburger Senat zur Vorsicht, 
Vor allem die Bewohner Finkenwer- 
ders fürchten um ihre eigene Sicher- 
heit — aber auch die Bauern im nahe- 
gelegenen größten Obstbaugebiet Eu- 
ropas fürchten um ihre Existenz, 

Konzernleitung und SPD-Senat be- 
‚gannen nun gemeinsam, die aufge- 


Kennt man aber die Umstände des 
Aufbaus des Reynolds-Werkes in Ham- 
burg, so wird daran deutlich, daß 
auch hier wieder rcksichtslos für dı 
Profit der Kapitalisten gearbeitet 
wird. Die Arbeiter und die Bewohner 
werden vor vollendete Tatsachen ge- 
stellt; Erst werden ihnen sichere Ar- 
beitsplätze versprochen, und viele le- 
gen ihre Hoffnung auf Arbeit in der 
‚neuen Hütte, dann werden ale mit der 
Drohung, diese Arbeitsplätze zu ver- 


der Gemeinsamkelt, des „alle in einem 
Boot sitzens“ glaubhaft zu verbreite 


Die künstlich herbeigeführte „Öl- 
krise“ mit Sonntagsfahrverbot usw. 
und die „Schuldigen“ — Araber und 
Ölscheichs — sollen von den wahren 
‚Feinden der Arbeiterklasse ablenken. 
Der Shell-Konzern hat sich nun einer 
weiteren Methode bedient, von seinen 
Machenschaften gegen die Bevölke- 
rung abzulenken. Er schaltet den Be- 


Wann raucht der Schornstein? 


: Die Mitarbeiter warten auf das Startzeichen 


str Dr, Pier um, June 
Ber ne | Kerr? 


En net 
En 


Informationen oder haben eine be- 
stimmte Zielsetzung. Von den Belei- 
m und Enistellungen Jühlen 

sich auch unsere Mitarbeiter geıof: 
den“ 
Mit unterschrieben ist die Anzeige 
vom Vorsitzenden des Gesamtbetriebr- 


burger SPD-Senat beschleunigen. 
Vor fünf Jahren hatte die Hambur- 

ser Bürgerschaft dem Bau des Rey- 

nolds-Werkes an der Elbe zugestimmt 

Die SPD-Senatsherren ließen „sich“ 

das einiges kosten. 

@Mit einer Kapitalbeteiligung von 
10% - 16 Millionen Mark — betei- 
ligten sich die SPD-Herren an der 
Hatte. 

@Sie erteilten dem Konzern eine 
Bürgschaft für einen Kredit von 
450 Millionen Mark. 

@ Aus Senatsgeldern zahlten sie etwa 

200 Millionen Mark für die Auf- 

schüttung des Werksgeländes und 

‚den Bau eines Hafenbeckens. 


Botriebarat 


der REYKOLDS ALUMINIUM AANURG Ga 


700 mu 
‚KOLDS dienen Zuatand, der erhebl 


‚cher gekonnen 


brachten Bewohner zu beruhigen: 

Die Hamburger Bürgerschaft mach- 
te dem Konzern einige Umwelt-Auf- 
lagen. In drei Anhörverfahren durften 
sich Bürger zu Wort melden. Die SPD- 
Herren hatten ihre Pflicht getan und 
der Konzern drängte auf Beginn der 
Produktion — die Bewohner Finken- 
werders aber sind nach wie vor beun- 
ruhige 

Nun begann ein neues Manöver, 
um die Produktionserlaubnis durch- 
zuboxen: 


Hamburg, den 20. 11. 1973 


wendet sich 


'he Unkosten verursacht, nie 


Vohnraun für Ihre-Pahiilen beschaffen munten, 


Irainnigkeit dinser Situation vor Augenuu führen, 
einiges Fakter 


Hauantrage una 4 
'ranung einger 
‘© Planungsunten 


Jahren wurden 


IKach Eingang der Einwendungen 
‚rternin statt, Diesen fı 
Din heute int keine 
weh nicht abzusehen, wi 
rat > und mit ihm die Be 

Koin-Verständnis dafür, daß eine 

raucht hat eine Detriebserlaubni 


die 1eich 


inde zu netnen. 


shurn auf, 
erden ein 


Bezahlt wurde diese „Wirtschafts 
hilfe“ für den großen Konzern und 
die Kigenbeteiligung der SPD-Staate- 
(ver)öiener aus den Steuergeldern der 
Werktätigen. Gerechtfertigt wird das 
Ganze mit dem Argument, „sichere 
Arbeitsplätze" zu schaffen. 

Nach dem Motto: „Erst mal rüber 
mit dem dicken Fisch, alles andere 
wird später schon geregelt werden" 
verführen die SPD-Senatoren bei An- 
siedelung der Aluminiumhütte: Der 
Ärger begann später tatsichlich. Eine 
Bürgerinitiative wurde auf Finkenwer- 
der gebildet, als bekannt wurde, wel 
che Aumwirkungen der Betrieb der 
Hütte hat 
© Täglich werden ca. 400 Kilogramm 
Flwor ausgestoßen (Flworgas Ist für 
Menschen, Tiere und Pflanzen 
schädlich - der Konzern beruft 
sich dabei auf die geringe Aumtoß- 
menge, ohne allerdings deren Un- 
schädlichkeit garantieren zu wol 
ken). 


‚r Bürger Land 
in an 2. Joni und 23. du 


je für die Ge- 


Ingelogl, 


Nas der era 

'Hlaubnis erteilt vorden, und 

)® erteilt werden wird. Der 
Werken - habı 

3 Jnhre daze ge- 


Veh 


jenchaft Alan 
Behörde mehr al 


inionen Handeln der suntändigen De- 
Der berriebaras 


eren, erpreßt, Bedingungen zu Ak- 
zeptieren, die eine Gefährdung Ihrer 
eigenen Sicherheit und Gesundheit 
bedeuten. 

Die Sozialdemokraten, hier vertre- 
ten durch den Hamburger Senat, sind 
Wegbereiter der Ziele der Kapitalisten. 

Nur drei Tage nach dem Appell 
des Betriebsratsvorsitzenden Fleisch- 
hauer meldet die SPD-Zeitung „Mor- 
genpost“ am 6.12. ganz „überra- 
schend“: Die Betriebserlaubnis für die 
Aluminjum-Hütte Wird zum Jahresan- 
fang 1974 erteilt, 

Das Ziel der Kampagne war er- 
seicht, Für Fleischhauer aber hatte es 


Folgen, daß er den Betriebsrat der 
Hütte für die Ziele der Kapitalisten 
einsetzte. Er trat unter dem Druck 
der Kollegen vom Betriebsratsvorsitz 
zurück. 

Sein Verhalten war in der Hütte 
auf heftige Kritik gestoßen, die auf 
der Betriebsversammlung am 18. De- 
zember massiv gelußert wurde, 

Ein treuer Diener seiner Herren, 
‚der Kapitalisten, mußte zunächst ge- 
hen — ein Erfolg der Reynolds-Arbei- 
ter. Vielleicht ein Anfang, eine stär- 


ter. Vielleicht &in Anfang, eine stä 
kere Interessenvertretung der Arbeiter 
im Betreibsrat zu erreichen. 

‚Andere Diener aber, die Sozialde- 
mokraten, ziehen jetzt kurz vor den 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg wie- 
der laut trommelnd durch die Lande: 

„Für Hamburgs Sozialdemokraten 
hat Sicherheit der Arbeitsplätze nach 
wie vor absoluten Vorrang ... Im Vor- 
dergrund unserer Politik standen und 
stehen bis heute die Schwerpunktbe- 
reiche Bildung, Gesundheit und Stadt- 
entwicklung. Größere Chancengleich 
heit, mehr soziale Sicherheit und ber 
‚sere Lebensqualität für die Menschen 
in dieser Stadt..." (SPD-Bürgermeister 
Schulz in einem Flugblatt der SPD, 
„Hamburg aktuell“, vom 12.12.73.) 

Die Praxis? Siehe Reynolds! 


„„ und noch ein Diener } 
Shell-Betriebsrat 


‚Macht Schluß mit der Diffamie 
rungskampagne gegen die Mineralöl- 
industrie. Ei kann nicht angehen, daß 
wir weiter so wie bisher verunglimpft 
werden! Es kommt noch s0 weit, daß 
wir nicht mehr sagen mögen, wo wir 


triebsrat für seine Zwecke ein. Und 
dieser unterstützt bereitwillig die 
Kampagne der Kapitalisten. „Wir 
werden verunglimpft“, „wir werden 
inden Dreck gezogen“ („Morgenpos 
vom 13.12.73) heißt es in den Äuße- 
rungen des Betriebsrats — als wenn 
sich die Kritik gegen die Arbeiter und 
Angestellten des Konzerns wendet 
und nicht vielmehr gegen die schran- 
'kenlose Willkür der Konzernherren. 


Der Profit geht vorf,„Bild“ voml4.11.73) 


rats, Monigatti!! 

In geradezu unverschämter Weise 
wird hier schwarz auf weiß von einem 
„Arbeitnehmervertreter“ Kritik an 
der Konzern-Politik mit Beleidigung 


In der Gioßerei der Reynolds Aluminium-Hütte 


In der Gießarei der Reynolds Aluminlum-Hütte 


Nur wenige Tage nach der Offen- 
sive des Betriebsrats veröffentlichte 
der Konzern ganzseitige Anzeigen in 
den Tageszeitungen (u.a. „Morgen- 
post“ vom 18.12.73) unter der Über- 
schrift 


„Unsachliche Angriffe gegen die 
‚Ölindustriel Shell antwortet mit Tat- 
schen und Zahlen.“ 

Da heißt es an einer Stelle 

„Die Angriffe gegen die Ölindw- 
strie haben keine sachliche Grundlage. 
Sie beruhen entweder auf schlechten 


KOMMIZNUSIDEN] 


GEW 


der Mitarbeiter demagogisch „ver- 


wechsel 

Dies Vorgehen des ShellBetriebs- 
rats, die Unterstützung der schmutzi- 
gen Geschäfte der Kapitalisten, ist 
auf Kritik gestoßen — selbst in den 
Reiben seiner eigenen Gewerkschaft, 
der reaktionären „Deutschen Ange- 
stelten-Gewerkichaft" DAG. 

Wie zu erfahren war, haben die 
DAG-Betriebaräte der Texaco-Haupt- 
verwaltung den Ausschluß ihrer Shell 
„Kollegenfaus der DAG gefordert, IB 
Betriebszelle Reynokls 
KB-Gruppe Hamburg 


‚Anzeige 
PIWANI 24 


Nachdruck von Texten zu den politischen Problemen des 
bewaffneten Kampfes der Arbeiterklasse. 


Zum einen enthält der Band besonders wichtige Schriften von Mara 


Engels und Lenin zur Frage des bewaffneten K; 


npfes, Insbesondere 


arbeiten, weil uns dann alle Leute 
schief ansehen." („Morgenpost” vom 
13.12.73) 

Das ist nicht die Klage eines Kon- 
zernherren, sondern das widerliche 


treibsratsvorsit 
zende Fleischhauer in die Spalten der 
Lokalpresse, Dabei knüpfte er dema- 
ogisch an den möglichen Auswirkun 


‚der Deutschen Shell AG. 
Die zunehmende Kritik in der Be- 


en eines Produktionsverb. 


san die 


Arbeitsplätze wären gefährdet. Mit 
dieser Angstmache sollen die Proteste | “Olkerung an der Politik der Ölkon- 
abgewürgt werden, und gleichzeitig | Zeine, das nahezu unverhüllte rück 


(lose Profitstreben der Kapital 
macht es den Kapitalisten und 
Staat schwer, die Demagogie 


sollen die Reynolds-Arbeiter gegen die 
Bewohner Finkenwerders und die 
‚Obstbauern aufashatz! werden, 


sind genauso verantwortungsbewußt wie in der Vergangenheit. 


Der Voraitzer des Vorstandes Der Vorsitzende des Gesamtbetriebrates 


vom 18.1293) 


wurden Schriften Lenins aus den Jahren 1905 und 1917 in diesen 
Band aufgenommen, die trotz ihrer Bedeutung heute weniger bekannt 
sind, 
Darüber hinaus ist ex dem Verlag „ARBEITERKAMPF" gelungen, 
Texte zu den Fragen des bewaffneten Kampfes zu beschaffen, die 
seit Jahrzehnten nicht mehr verfügbar waren. $o die Aufsätze ve 
Alexander Schönau: „Der Februaraufsiand des Österreichischen 
Prolstarlats" und von Wels Kun: „Einige wichtige taktische Fr 
des Österreichischen Aufstandex". Beide Aufsätze stimmen aus 
Jahren 1934. Weiter enthält der Hand die Arbeit von Ernst Schneller 
Arbeiterschaft und Wehrpolitik", 1928, sowie die beiden Texte 
Yon Panitzki: „Die 11 attonale und der Aufstand” und 
Bolschewi 4". ebenfalls 192% 
Es wäre verhängnis ich die westdeutsche Arbeiterklisse 
erst dann eingehend mit den Problemen des bewaffneten K; 
befassen, wenn die Klasenkämpfe den bewaffneten Kamp 
BRD auf die Tagesordnung gesetzt haben werden, 
Bisher jedoch ist die Auseinandersetzung mit den politischen Fragen 
des bewaffneten Kampfes der Arbeiterklasse in Westdeutschland 


unterbewertet 
Der Band soll dazu beitragen. daß diese wichtigen Fragen in Zukunft 
mehr Beachtung bei den fortgeschrittenen Teilen der westdeutschen 
Arbeiterklasse finden 

250 Selten 


Iran u 
Se Trennen 


‚Arbeiterkampf Nr. 38/Jan. 74 


cr 
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im AK Nr. 36 schon erwähnt, 
wurden zwei gerade gewählte Ju- 
gendvertreter nach Beendigung ihrer 
Lehre nicht ins Arbeitsverhältnis 
'n. Diese Maßnahme der 

wurde von den Lehrlin- 

‚gen mit großer Empörung aufgenom- 
men. $ie ist jedoch kein Einzelfall. 
Entlassungen von fortschrittlichen 
Jugendvertretern sind in der BRD 

Tagesordnung. 

In den letzten zwei Jahren (seit 
der Verabschiedung des neuen Be- 
triebsverfassungsgesetzes (BVG 1972) 
wurden über 600 Jugendvertreter 
nicht ins Arbeitsverhältnis übernom- 


men. 

Auch bei der Hamburger Werft 
Blohm + Voss ist dies seit längerer 
Zeit Tradition. 

Zu einer breiten Solidarität kam 
es jedoch nicht, da der, Betriebsrat 
alles unternahm, ‚dier. a verhind 
Die erste Stellungnahme, die er 
tab, war: Man könne rechtlich nichts. 
tun, aber im Bundestag sei ein Ge- 
setz in Arbeit, das die Jugendvertre- 
ter vor woichen Kündigungen schüt- 
zen solle; sobald das Gesetz verab- 
‚schiedet sei, werde sich der Betriebs 
fat einsetzen 

Die Taktik des Betriebsrats war, 
die Jugendvertreter zu beruhigen 
und zu vertrösten, um so Aktiviti- 
ten der Jugendvertreter abzublocken, 
die zu einer breiten Solidarisierung 
führen könnten. 

‚Auf. der nächsten Vertrauenskör- 
perSitzung sahen sie jedoch, daß die 
‚freundliche' Tour nicht gewirkt hat- 
ie, und so kam nach dem ‚Zucker- 
brot’ die ‚Peitsche'. 

Die Jugendvertreter legten eine 
Resolution vor im)der sie zu den 
Kündigungs „Begründungen” der Ge- 
schäftsleitung. (‚Charakterschwäche”, 
‚Leistungsschwäche') Stellung nah- 
men. Außerdem wiesen sie darauf 
hin, daß ihr Raußschmiß kein Einzel- 
fall ist, sondern im Zusammenhang 
mit der bundesweiten Kampagne des 
Kapitals, die Betriebe von Linken 
und fortschritlichen Menschen zu 
säubern, gesehen werden muß (Mas 
senentlassungen bei Opel und Ford 
nach dem Streik, Polizeiterror usw.). 


Blohm&Voss 


Er behauptete, daß die Angumen- 
te der Geschäftsleitung ‚teilweise ge- 
rechtfertigt’ wären. Gleichzeitig ver- 
michte er die beiden Kollegen gegen- 
einander auszuspielen, indem er ge- 
gen einen massiv vorging und bei dem 
anderen einrumte, daß die Begrün- 
dung hier ‚wohl etwas weit herge- 
holt’ sei. Er bestritt, daß politische 
Motive bei der Entlassung eine Rolle 
spielten. Dem einen Kollegen warf 
er dann ‚Faulheit’ (!) und ‚mangeln- 


ind de Qualifikation” vor, Er misse außer- 


dem mit einem Gewerkschaftsaus- 
schlußverfahren rechnen, da er sich 
auf der letzten Jugendversammlung 
(siehe AK Nr. 36) gegenüber der Aus- 
bildungsleitung ‚unmöglich' verhalten 
und ‚gewerkschaftsschädigende Äuße- 
ungen’ gemacht habe. 

Durch die Massivität dieser Lügen 
und Verdrehungen, die nur noch als 
Hetze bezeichnet werden können, er- 
reichten die Betriebsräte, daß bei 
vielen Vertrauensleuten Zweifel an 
der Glaubwürdigkeit der beiden Ju- 
gendvertreter aufkamen. 

In dieser Atmosphäre gelang es 
dem Betriebsrat, die Resolution der 
Jugendvertreter endgültig zu Fall zu 
bringen! Sie Iegten eine eigene, 
eilends verfaßte „Solidaritätsresolu- 


schen Inhalte gestrichen waren. $; 
bestand lediglich aus der ‚Bitte an 


dung noch einmal zu 
So blieb der Schein von Solidarit 
gewahrt. Diese Resolution wurde von 
der Mehrheit der Vertrauensleute 
‚auch angenommen. 
Der nächste Schlag gegen die Lin- 
ken erfolgte auf der nächsten Ver- 
trauensleute-Sitzung. 
Als konkreten Anlaß diente Knödler 
diesmal eine Ausgabe der „Kommu- 


Betriebsrat Knödler ergriff darauf-) 
hin das Wort und zog, nachdem er 
"heuchlerisch seine „Empörung” über 
diesen Akt der Geschäftsleitung kund- 
etan hatte, voll gegen die gemaßre- 
gelten Jugendvertreter vom Leder. 


nistischen Arbeiterpresse” (Betriebs- 
zeitung der „KPD” für die Werften). 
Er berief sich auf ‚viele Kollegen’, 
die ihn angesprochen und 
maßnahmen’ gefordert hätten. Leider 
gebe es keine rechtliche Handhabe 


| 
I} 
| 


tion” vor, aus der simtliche politi- | 


gegen solche Leute, man würde auch 
nur ‚einen vorgeschobenen Redak- 
teur  schnappen, die Verantwort- 
lichen blieben ‚im Dunkel’, wie es 
‚dei Gesindel' (!) ja so üblich sei. Er, 
forderte dann ‚äie Verantwortlichen" 
(unter den Vertrauensleuten!) auf, 
sich zu den Aussagen der Flugbiä 

zu bekennen. Diese Ausführungen 
wurden mit großem Beifall von den 
Vertrauensleuten unterstützt. 

Dadu ist allerdings zu sagen, daß 
die „ÄPD” den Reaktionären mehr 
als genug Munition für ihre Hetze 
liefert. Durch ihre wirklichkeitsfrem- 
de Phrasendrescherei und Kraft- 
meierei wirkt sie lächerlich, ab- 


stoßend und provokatorisch auf die | 


Kollegen. Zur Verdeutlichung fol- 
gendes,Gedicht'; 

„Die Knödler-, Höppner-Schreyer- 
Bande, 
‚Drei? Die steh’n nicht nur am Ran- 
de bei jeder Schweinerei. Man glaubt, 
man hört Budezies und Strasser, 
wenn sie den Mund auftun. 

Als ausgekochte Kommunistenhasser 
da tun sie niemals ruhn. 

Die Geschäftsordnung für Vertrauens. 
leute, 

die hat rlur einen Zweck 

Damit nimmt uns diese Meute 

‚sogar das Rederecht weg! 

Jetzt soll wohl jeder Kollege 

-auf schriftlicher Wege- 

die Bonzen auch noch fragen. 

„wann darf ich etwas sagen? " 
Unsere Antwort: 


Wir werden die Knödler-Bande nicht | 
| Gegenprobe 
rden diese Bande verjagen!” | 


fragen- 


AP" vom 11.12.73) 

Eine Kollegin sagte lediglich, daß 
es doch sehr merkwürdig wäre, daß 
von Seiten des Betriebsrats laufend 
gegen links geschossen würde. Darauf 
entgegnete Knödler, daß die „KPD” 
und ähnliche Gruppen nicht als ‚links’ 
bezeichnet werden könnten, da sie 
‚Handlanger der Rechtsextremisten" 
&ind und den ‚Arbeitgebern in die 
Hände’ arbeiteten. 


wer kennt sie nicht, diese | 


Betriebsrat schlägt gegen links 


Die fortschrittlichen Vertrauens- 
leute und auch die Genossen unserer 
Betriebszellen hatten in der sich an- 
schließenden Debatte einen schr 
schweren und schlechten Stand. Die 
„KPD"-Vertreter mochten sich zu 
dem Scheiß ihrer ‚Betriebszeitung” 
selbst natürlich nicht äußern und das- 
selbe hier vertreten. Wie auch!? ! 

Hiernach ging man zu den nächsten 
Tagesordnungspunkten über. Kurz 
vor Schluß ver Versammlung trat 
‚dann ein Betriebsrat ans Mikrophon 
und verlas eine Resolution mit etwa 
folgendem Inhalt: Die Verrmrauens - 
leute und der Betriebsrat von Blohm 
* Voss distanzieren sich ‚mit Ab- 
scheu” von den ‚Schmierereien’ in 
der „KAP“. 

Beide von der Belegschaft gewähl- 
ten Gremien verwahren sich dagegen, 
daß sich die ‚Zeile Biehm + Voss 
der „KPD" ' als die wahren und ein- 

'gen Vertreter der Belegschaft be- 
zeichnen. 

Danach sollte abgestimmt werden. 
Eine Kollegin, die sich gegen das 
Verfahren und die Resolution aus- 
sprechen wollte (die Resolution wur- 
de von vielen Vertrauensleuten kaum 
verstanden, da schon einige Kollegen 
aufbrachen, um ihren Bus zu errei- 
chen) . wurde durch Zwischenrufe 
massiv gestört und schließlich vom 
Mikrophon gedrängt. Die Resolution 
sollte so schnell wie möglich durch 
gezogen werden, ohne Gegenrede! 

Bei_ der Abstimmung war ein 
großer Teil für die Resolution. Eine 
wurde nicht gemacht 
und das Ergebnis wurde als ‚einstim- 
mig’ verkündet, obwohl einige Kol- 
legen. nicht dafür gestimmt hatten. 
Man muß sich doch fragen, warum 
der Betriebsrat erst jetzt Attacken 
gegen die „KPD reitet und den 
Vertrauensieuten eine Distanzierung 
abverlängt. Die „KPD" verteilt schon 
über ein Jahr lang bei Blohm + Voss 
und die Inhalte unterscheiden sich 
kaum von den letzten Publikationen. 


‚Außerdem hat die „KPD"-Zelle kei- 


nen spürbaren Einfluß auf die Kolle- 
‚gen und den Vertrauenskörper. Auch 
der Einfluß der anderen Kommuniti- 
schen Organisationen ist sehr gering. 

Dieser Angriff und die Resolution 
ist gegen alle Linken und fortschritt- 
lichen Kräfte gerichtet. Ex soll eine 
Stimmung erzeugt werden, in der 
jegliche Kritik am Betriebsrat und 
der Politik der Gewerkschaftsführung 
als Ketzerei gilt und damit als ‚ge- 
werkschaftsfeindlich” bezeichnet wer- 
den kann. Die Linken sollen einge- 
schüchtert, die fortschrittlichen An- 
size im Keim erstickt werden 


DKP - nach rechts ducken, 


| nach links treten! 


Den Vogel schoß jedoch wieder 
einmal die DKP ab. Ihre Mitglieder 
wendeten begeisterten Beifall, als 
Knödler seine antikommunistischen 
Hetztiraden losließ. 

Nachdem die Resolution auf der 
Vertrayensleute - Sitzung angenom- 
men war, meldete sich ein Vertreter 
der DKP zu Wort. Er sagte, er wolle 
klarstellem, daß sich die DKP ‚von 
solchen Schmierereien ganz klar di- 
stanziert’ und er bitte ‚ausdrücklich 
darum, daß dies in die Resolution 
mit aufgenommen’ werde. Weiter 
sagte er: „Wir müssen uns fragen, 
von wem das kommt. Man muß diese 


| Leute ausfindig (!) machen; was ist 


das für eine Cique, die wollen nur 
die Zersplitterung unserer Gewerk- 
schaft erreichen.” 

Wo sind da die Unterschiede 
zwischen den rechten Betriebsräten 
und den ach so ‚konsequenten Ver- 
tretern” der DKP. Die DKP ruft zur 
Kommunistenjagd: Halali! Denun- 
ziert Kollegen! Das ist jedoch nicht 
neu. Vor drei Jahren wurden schon 
einmal zwei Linke bei Blohm + Voss 
entlassen, nachdem sie von einem 
DKP’ler verpfiffen wurden. Die Po- 
tik der DKP richtet sich danach aus, 
wie die Bourgeoisie sich verhält. 
Wenn die Reaktionäre sich na 
rechts begeben, folgt die DKP ihnen 
auf dem Fuße, immer von dem Ge- 
danken beseelt, auf dem Boden der 
‚Verfassung’ zu bleiben. 


Eine Werften-Lehrlingszeile, 
KB-G: H: 


& Solidarität mit den Reichhold- Linken 


Nachstehend drucken wir eine sou- Wir lehnen es weiterhin ab, daß unier 
hokd-Vertrauenskörpers im März. daritätsadresse an die Reichhold-Linken „dem Vorwand der Beteiligung der Kom- 

73 Surch die Hamburger IG-Chemie- ab, die sich durch besondere politische munisten jede Gewerkschaftsarbeit ver- 

‚Führer, nach Antrag auf Gewerkschafts- Klarheit auszeichnet. Ähnliche Resolu- hindert wird und mit Kripo-Methoden 

Ausschluß gegen dreizehn engagierte tionen wurden auch an der Gewerbe- gegen „Linke” vorgegangen wird. Wir 

Funktionäre im Betrieb im November schule für Chemiefscharbeiter (G-13) fordern daher: 

73, hat die antikommunistische Hetz- verabschiedet: 

kampagne der SPD-Betriebsgruppe 

(Volkmann & Co), der Hamburger 

1G-Chemie-Führung (Kodolitsch & C0.), 


ach Auflösung des linken Reich- 


© Sofortige Zurücknahme der Aur- 
schlußanträge! 


Hamburg, d.20.12.73 
© Schluß mit den Ausschlüssen von 


Schülerrat der 


mit Unterstützung einer rechten anti Staatlichen Gewerbeschule kommunistischen und anderen fort- 
gewerkschaftlichen Gruppe im Betrieb Maschinenbau Bean otagen ann Dr Os 
(Teschner & Co.) sowie der Geschäfts- N werkschaften, 
race zussasumen: Mob Bang 4 RB 


im Dezember 73 trat der Betriebsrat Im unseren Gewerkschaften! o j 


zurück, mit der Begründung einer an" gofderittsschreiben für die 13 Reich: 


gebich „starken extremisischen Be- hald-Koilegen, di Ir anne; „30a Schreiben uns ar enden Rn 
‚wahlen wurden a er ven stand a 
4 einfiu ' Neuwahlen wu: Inge schafı ausgeschlossen werden sollen den Hauptvorstand, den Jugendaus- 


) setzt mit dem Ziel — auf der Basis der 

antikommunistischen Hetze im Betrieb 

die linke Minderheit aus dem Be- 

triebarat zu werfen, um danach umso 

ungestörter .die Ziele der Hoechster 

Konzernpolitik in der Belegschaft 
durchzusetzen, 


schuß der Verwaltungsstelle, die Jw 
‚gendvertretung der Chemiebetriebe. 
Reiehhold, Norddeutsche Affinerie, 
Beierudorf, Texaco, Shell, Haltermann, 
Eiso, die Jugendvertretungen der wich 
Higsten Meiall- und Druckbetriebe, alle 
Hamburger Berufsschulen und an die 
betroffenen Kollegen selber. 


An den Vorstand der 
Verwaltungsstelle Hamburg der 
1G Chemie, Papier, Keramik 


Hiermit protestieren wir entschieden 
gegen den geplanten Ausschluß von 13 
Kollegen der Reichhold-Albert-Chemie 
AG aus der 16 Chemie, Mit diesen Aus- 
schlissen wird jede oppositionelle Mer 
nung in. den Gewerkschaften erstickt, 
Die Ausschlüsse bilden einen Angriff 
auf die Rechte der Meinungsfreiheit. 

Den Kollegen wird vorgeworfen, sich 
außerhalb der Gewerkschaften verram 
melt zu haben. Das war erstens notwen“ 
dig, da die Gewerkschaft selber nicht 
Anfang September (semäß Beschluß 
der Miıgliederversammlung vom 20. 
Juli) zu einer regulären Versammlung 
einlud, Zweitens ist das gleichfalls ein 
helbstverständliches Recht, Aktuell we- 
ren die Ausschlußanträge der Versuch, 
die Kollegen von einer Kandidatur zu 
Vertrauensleuten abzuhalten. 

Im Sinne der innergewerkschaftli- 
‚chen Demakratie protestieren wir gegen 
die Ausschlußanträge und fordern den 
Verwaltungustellenvorstand auf, diese 
‚Anträge umgehend zurückzunehmen, 


Der Wahlkampf für einen neuen Be- 
triebsrat hat bereits im Januar begon- 
nen. Die Linken werden offenbar mit 
einer eigenen Liste kandidieren, nach- 
dem die IG-Chemie auf eine Gewerk 
schaftsliste verzichtete und die SPD- 
Gruppe zusammen mit den Teschner 
Rechten kandidieren will. Die Ge 
schäftsleitung unterstützt diese Politik, 
einerseits mit unbegründeten „Verwer 
sen” gegen Linke und andererseits, in- 
dem sie der Volkmann TeschnerGrup- 
pe bezahlte Fraktionsversammlungen 
(sog, „Arbeitnehmerverammlungen”) 
während der Arbeitszeit ermöglicht, 

y Die Reichhold-L.inken haben inzwi- 

"schen begannen, eine breitere Solldarı- 
it mit Ihnen sowohl im Betrieb als 
auch außerhalb zu organisieren. Erste 
Solidariihts-Erklärungen und Spenden 
sind bei Ihnen eingetroffen. 


@ Die Vollversammlung der Berufe 
schule, 3. Block 

ferwa 100 Ja-Stimmen, etwa 15 
‚Enthaltungen, keine Gegenstimme) 
‚Die Vollversammlung der Berufsauf: 
baw- und Fachoberschule 

(etwa 50 Ja-Stimmen, etwa 12 Ent 
haltungen, 1 Gegenstimme) 

Der Schülerrat 

(einstimmig, 30 Mitglieder) 


Die Arbeiterklasse hat ein Recht auf menschenwürdige Wol.nverhält 
nisse, In der BRD sind Mietwucher und Betonsilos Ergebnis der 
„freien und sozialen Marktwirtschaft", Wir drucken in dieser II 
schüre Artikel aus verschiedenen Nummern des ARBEITERKAMPF 
b, die sowohl die Situation der Wohnverhältnisse analysieren als 
auch auf die Kämpfe, die in diesem Bereich stattgefunden haben, 
eingehen. 


erhältlich im: 


Wir werden - wahmcheinlich in der 
nächsten Ausgabe des ARDEITER- 
KAMPF — ausführlich zur innerbetrieb- 
lichen Auseinandersetzung, zur beirieb- 
fichen Programmatik der Reichhold- 
Linken und zur angelaufenen Solldari: 
tskampagne Stellung nehm: 
Beirlebszelle Reichhold 

KB-Cruppe Hamburg 


zu bestellen deli 3. Reanis 
2 Hamburg 13 
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Forts, Erdölpolitik 


F:: vor allem In der Zeit vor 
dem "Zweiten Weltkrieg, war die, 
Form der Ausbeutung noch weltge- 
gend durch die offen kolonllistischen 
Methoden gekennzeichnet, Einzelne 
Vertreter der, imperialitischen. Län- 
der oder der Ölkonzerne erhielten au 
Spottpreisen sogenannte Konzenslons- 
rechte, die über einen großen Zeit- 
raum liefen (bis zu 90 Jahren) die 
ihnen das uneingeschränkte Ausbei- 
ungsrecht über das Konaessionsge- 
biet einräumten, Die Konzelonsge- 
biete waren nicht 
Quadratkilometer gro 
ten einen Vergleich mit der Größe der" 
BRD schr wohl aushalten. Sie waren 
zum Teil o groß, daß selbst die größ- 
Ten Ölkonzorne nicht in der Lage wa- 
ren, sie vollständig auszubeuten. Auf 
Grund der Tatsache, daß der Welterd- 
ölmarkt von sieben oder acht Kon- 
zernen volltändig beherrscht wurde, 
hatte die Konzesslonspraxis aber auch. 
zur Folge, daß die großen Konzes- 
sionsgebiete es verhinderten, daß sich 
nun andere Konzerne in diesen Ge- 
bieten zusitzlich an der Erdöl 

tung. beteiligten, und die u 
Regierungen es ihnen auch nicht er- 
möglichen konnten. Das volle Ver- 
ständnis für die damalige Situation, 
bekommt man erst, wenn man die 
Gewährung von Konzessionsrechten 
vergleicht mit einer faktischen Ab- 
{retung des gesamten Gebiets an die 
entsprechenden Konzerne. 

Eaist ganz natürlich, daß sich diese, 
kolonialistichen Formen der Aus- 
eutung nach dem Zweiten Weltkrieg 
wandelten und daß diese Methoden 
der Ausbeutung nicht die einzigen 
sind, unter denen die Imperilisten 
ihr Geschäft mit den Menschen und 
den Rohstoffen der Dritten Welt de- 
{reiben können. Insgesamt war nach 
dem Zweiten Weltkrieg ein Übergang 
von kolonialisischen zu neokolonin- 
listischen Formen der Herrschaft und 
Ausplünderung zu beobachten. Dis 
zeigte sich darin, daß fast alle Kolo- 
nien.in „unabhängige“ Staaten umge- 
wandelt wurden. In vielen Länder 
wurde trotzdem die imperilisische 
Ausbeutung, sogar noch intensiviert 
Häufig änderte sich an den realen 
Machtstrukturen nur wenig oder über- 
haupt nichts, Nur in ganz wenigen 
Ländern (Nordkorea, Vietnam, China 
und Kuba) wurde ein völlig neuer 
Weg eingeschlagen. 

Für die Imperhlisten war es in 
vielen Fällen eine rein taktische Fa- 
ge, ob sie einer Kolonie die Unabhän- 
gitkeit gewähren oder nicht. Am 
deutlichsten wurde das gunze bei den 
französischen Kolonien sichtbar. Te 


imperlalisten war es in 
vielen Fällen eine rein taktische Fra- 
ge, ob sie einer Kolonie die Unabhün- 
Bikeit gewähren oder nicht. Am 
deutlichsten wurde das ganze bei den 
französischen Kolonien sichtbar. Je 


Bürgermeister Schulz 
‚andte sich Mitte November mit 
einem Brief an seine „Kollegen” Se- 


bungs 


natoren. Schulz ordnet in diesem 
Schreiben an, die Temperaturen in 
‚den Behörden-Gebäuden um 1°C zu 
senken, also die Heizungen ent- 
sprechend zu drosseln; ebenso soll 
die Wassertemperatur in den öffent- 
lichen Bädern um 10 gesenkt werden. 
Die Benutzung von Dienstfahrzeu- 
gen soll „auf das notwendige Maß 
beschränkt werden“. 


‚Schulz traf diese Anordnung e 
‚genmächtig, was ein bezeichnendes 
kleines Schlaglicht auf die gesamte 
„Straffung des bürgerlichen Herr- 
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länger sich der Befrelungskampf des 
algerischen Volkes hinzog und je 
mehr sich die Niederlage der fran2ösi- 
schen Imperialisten abzeichnete, um 
so schneller war Frankreich. bereit, 
‚den übrigen Kolonien von sich aus die 
Unabhängigkeit zu gewähren. Ohne 
den erfolgreichen Kampf einiger Län- 
der um ihre Unabhängigkeit hätte es 
aber den weltweiten Prozeß der „Ent 
kolonialisierung“ nicht gegeben, 


Ganz analog st es, auch beim 
Olimperialismus. Ohne den weltwei 
ten (von einigen, wichtigen Ausnal- 
men. abgeschen) Übergang zu neoko- 
lonialistschen Ausbeutungsmetho- 
den und dem je nach Zeit in den vor- 
schiedenen Ölförderlindem unter- 
schiedlichstarken Kampf gegen die ko 
oniale Ölausbeutung durch die west 
lichen Imperalisten wäre der zunch“ 
monde Abbau dieser offen kolonialen 
Ausbeutungin Form von Konzessions. 
echten nicht vollzogen worden. 


Welche Form die Ausbeutung in 
‚den arabischen Ländern konkret hat, 
"hängt von der Geschichte des Klassen- 
kampfes zwischen den Imperialisten 
‚auf der einen Seite und den Kräften 
‚der nationalen „Bourgeoisie und den 
noch weiter vorantreibenden Kräften 
im Volke ab. Über das Ausmaß 
und die Intensität der Ausbeutung. 
‚gibt die äußere Form (z.B. „vorstaat- 
lichte“ Ölindustrie) noch gar keine 
‚Auskunft, Dazu muß man sich schon 
die Politik. der jeweiligen Regierung 
genauer anschen und mit den übri- 
gen Ländern vergleichen. 


Bevor auf einzelne Beispiele hierzu 
eingegangen wird, soll noch etwas 
grundsätzlicher auf das sich selbst ge- 
steckte Ziel der nationalistischen ara- 
bischen Regimes eingegangen werden. 


Wie wir gesehen haben, ist auf] 
Grund der Kontrolle des Welterd- 
ölmarktes durch die sieben größten, 
Ölkonzerne das Öl schon zu einem 
Zeitpunkt aufgeteilt, wo es noch gar 
nicht gefördert ist. Da die nationali- 
stischen Führer in Arabien ja den 
Kapitalismus nicht grundsätzlich kri 
isieren — ihr programmatisches Ziel 
ist ja die eigenständige kapialistfsche 
Entwicklung ihrer Länder — laufen 
ihre Bestrebungen darauf hinaus, als 
erstes einmal ihre Stellung auf dem 
kapitalistischen Ölmarkt zu verbes- 
sen, Ihr Hauptangeiffspunkt gegen. 
die Ölkonzerne ist, daß diese sie um 
den treien Ölmarkt betrügen, daß die 
Politik der Konzerne es ihnen un- 
möglich macht, auf einem freien ka- 
pitalitischen Ölmarkt den Ölpreis je 
nach Marktlage selbst zu bestimmen. 
Gegenwärtig sei aber die Sache so — 


den freien Ölmarkt betrügen, di 
Politik der Konzerne es ihnen un- 
möglich macht, suf einem freien ka- 
pitalistischen Ölmarkt den Ölpreis je 
nach Marktlage selbst zu bestimmen, 
Gegenwärtig sei aber die Sache s0 — 


RRHITET 


schaftsapparats wirft; einen Tag vor 
Schulz’ Brief hatte der Senat einen 
Beschluß gefaßt, vor der einige Tage 
später stattfindenden Sitzung der 
Senatskommission für Energiewirt- 
schaft keine „Maßnahmen zur 
Energieeinsparung” zu treffen. Schulz 
stößt also diesen Senatsbeschluß aus 
eigener Machtvollkommenheit um, 
und zwar — wie er schreibt — „im 
Hinblick auf die Bitten des Bunder- 
kanzlers‘ 

Die Eriäuterung für diesen Schr 
findet sich am Schluß des Schreibens 
„Wenn ich auch nicht glaube, daß 
bei vernünftige Verhalten jedes Ein- 
zeinen eine Verschärfung der Lage 
droht, meine ich dennoch, daß geziel- 
te Sparmaßnahmen des Staates ganz 
abgesehen von ihrem unmittelbaren 
Effekt ihre mittelbare psychologische 
Wirkung nicht verfehlen. 

Inder Tat. Die „Sparmaßnahmen”” 
zielen weniger auf den ökonomischen 
Effekt (der vergleichsweise gering 
is), sondern darauf, die Arbeiter 
Angestellten in die richtige 
Stimmung für eine „Notgemein- 
schaft” mit der Bourgeoise zu brin- 
gen, ihnen die „gemeinsame Not- 
lage” glaubwürdig und die „gemein- 
men Opfer und Anstrengungen” 
schmackhaft zu machen. Ein Grad 
weniger im Zimmer, das ist kaum 
zu spüren, Aber es ist ein sichtbares 
„Opfer", dem jeder unterworfen 
wird - und es macht 
beiten und Angestelli 
Bewußtsein „Krisensoldaten", wie 
Peter Boonisch am 2. Dezember 
‚der „Mild” feixte. 


und in der Hinkicht haben sie völlig 
recht — daß die Konzerne ihnen einen 
weit niedrigeren Preis für das Öl be- 
zahlen, als den Preis, den sie bei B 
stehen eines freien Ölmarktes reall- 
sieren könnten, und genau das mache 
die Ausbeutung aus Als weiteren 
Beleg für ihre Argumentatioh führen. 
sie an, daß der freie Rohölpreis 
‚ohnehin höher sel, als die Abgaben, 
die Ihnen von den Konzernen zuge“ 
standen werden. (Dieser reis Ölpreis. 
existiert tatsichlich, Es gibt nämlich 
neben den Ölriesen noch. eine Un- 
zahl kleinerer — bei weiten aber 
nicht kleine Ölkonzerne, sogenannte. 
Newcomers, die. auch Konzessionen 
in den arabischen Ländern haben, 
und Ölfirmen der arabischen und an- 
deren Förderländer selbst, die auf 
diesem „freien”, d.h, neben dem Vei 
teilesystem der großen, Monopole 
existierenden Markt, das Öl handeln, 
In Zeiten besonders großer Ölnach. 
frage wird auch von den Konzernen 
ein allerdings geringer Teil des von 
ihnen direkt geförderten Öls auf die- 
sen Markt geworfen, weil sie es im 
Rahmen ihres Raffinerie- und Ver- 
teilemetzes nicht mehr unterbringen, 
können. Dieser freie Energiepreis ist 
ungleich höher als die von den Kon- 
zernen an die arabischen Länder ge- 
zahlten Abgaben. So waren die letz- 
ten Preiserhöhungen der arabischen 
Länder auch darauf zurückzuführen, 
daß diese Differenz ihnen zu groß 
wurde und sie nach Angleichung ihrer, 
Preise verlangten. 


Dieszeigt wiederum, wo die eigent- 
liche Ursache der arabischen Preiser- 
höhung lag, nämlich bei der enorm 
gestiegenen Nachfrage nach dem Öl 
einenelts und der systematischen 
Proispolitik der Konzerne.) Dies ist 
ungefähr die Argumentationsweise 
der OPEC-Staten. So argumentieren 
sie auch in ihren Verhandlungen mit 
den Ölkonzernen und daraus leiten 
sie auch ihre Forderungen ab; kürzere 
Verträge, Verstaatlichung zur Stär- 
kungihrer Marktposition und nicht — 
wie in sozialistischen Ländern — zur 
Einführung einer geplanten Wirt- 
schaft, Ihre verstaallichten Firmen 
würden sich voll dem kapitalistischen 
Marktmechanismus unterordnen (wie. 
dasja auch weitgehend die staatlichen 
Firmen in den imperilistischen Län- 
tun.) Es sei noch einmal darauf 
hingewiesen, daß sie gegenüber d 

Massen natürlich anders, viel dema- 


gonlscher, argumentieren. 


Die ganze Argumentation, die hier 
aufgezeigt wurde, ist abo immanent 
bürgerlich. Sie verläßt un keiner Stelle 
den kıpitalistichen Boden. Sie ist 
auf keinen Fall konsequent antilm- 
perialistisch, Denn selbst bei Verwirk- 
lichung dieserihrer Vorstellungen wür- 
de die Ausbeutung der Völker dieser 
Länder nicht aufgehoben, Sie hätten 
weiter keinen Einfluß auf die Ölpoll- 
tik in den imperlalistischen Ländern 

bst und blieben solange auf die In- 
ustrielen Erzeugnisse der Imperial 
| stischen Länder angewiesen, solange 
) sie nicht unter Ausschaltung der Im- 

perllisischen Konkurienz eine eige- 
ne allseitige Industrie aufbauen und 
| dies auch geplant durchführen, Das 

aber würde auf cine sozialistische, 
Wirtschaftspolitik hinauslaufen, die 
nur von einem Staat, in dem das 
Proletsriat die führende Rolle hat, 
durchgeführt werden kann, 


‚Nehmen wir z.B. den Irak, Dort 
hatte die 1958 an die Macht gekom- 
mene nationalistische Regierung der 
IPC einen Teil ihrer Konzessionen 
‚genommen. Die IPC war ein Konsor- 
tium, in dem fast alle großen Ölriesen 
vertreten waren, und das gemeinsam 
die irakischen Ölvorkommen ausbei- 
tete. Ihre aus dem Jahre 1932 stam- 
menden Konzessionsrechte bezogen 
sich auf eine Fläche, die praktisch 
alle Erdölvorkommen im Irak ein- 
schloß. Es lag aber nicht im Interesse, 
des Konsortiums, nun auch recht 
schnell alle Ölvorkommen auszubeu- 
ten. Das hätte nur den allgemeinen 
Ölpreis gedrückt, Ihr Ziel war die 
‚Kontrolle der riesigen Ölmengen und. 
ein relativ hoher Preis, Die neue 
irakische Regierung warf der IPC nun] 
dieses Verhalten vor und beansprucht 
te zunächst nur die Rückgabe der 
Konzessionsrechte über die Gebiete, 
die von der IPC auf Eis gelegt wurden. 
Von den 90 000 qkm waren das 
etwas mehr als 88 000 (1). Diese gab 
sie nun an andere Firmen mit der 
Verpflichtung, sie auch tatsächlich, 
auszubeuten, s02.B. auch der Tochter 
der in dem Konsortium selbst ver- 
tretenen CFP, nämlich der ERAP 
(Frankreich). Dadurch erhöhte der] 
Irak seine Ölinnahmen nicht nur 
durch die neuen Verträge, die der] 
IPC einige Konzessionsgebiete ab- 
nahm. Die neuen Verträge waren] 
auch finanziell etwas günstiger als die| 


alten, $o erhält der Irık in einigen 
Verträgen nicht die üblichen 55% 
des Listenpreises, sondern 75%. Hier 
zeigt sich sehr deutlich der ganze 
Inhalt der Ölpolitik der nationalisti- 
schen arabischen Lünder, Sie nutzen. 
die verschärfte Konkurenz der im- 
Pperlalistischen Länder und Konzerne 
aus, um sich und Ihr Öl besser zu ver- 
kaufen. Sie suchen sich neue Ver- 
tragspariner oder bleiben auch bei 
den alten, nur mit bemeren Bedin- 
‚gungen. Die kolonialen Konzessions- 
rechte werden zugunsten neuer Ver- 
träge mit den neokolonlalen Ausbeu- 
tungsmethoden ersetzt ‚Bei der Wahl 
der neuen Vertragspartner ist es auch, 
nicht unbedingt so, daß sie etwa die 
alten Ölausbeuter (in der Regel die 
„großen $ichen“)meiden würden oder 
Bar auf ein neues imperhlistisches 
Land umsteigen. 


Leaiglich die Tatsache, daß zur 
Zeit die westeuropäischen und Japa- 
nischen Imperilisten stirker ins Öl- 
geschäft vorstoßen, ist der Grund da- 
für, daß häufiger auch ein tatsichli- 
cher Wechsel des Partners stattfindet. 
Andererseits sind auch die westeuro- 
plischen und japanischen Imperill- 
sten in dieser Hinsicht sehr flexibel, 
Ihre neuen Verträge schließen sie 
sowohl mit dem Iran und Saud-Ara- 
bien als auch mit dem Irak, Ein tef- 
greifender Unterschied zwischen den 
Verträgen ist nicht festzustellen. 


%* 


In der nächsten Nummer sollen 
die Preisentwicklung des Rohöls und 
der Verarbeitungsprodukte _ darge- 
stellt werden, Dabei werden die hier 
‚noch fehlenden Punkte der konkre- 
ten Preispolitik der arabischen Län- 
der und der Ölkonzerne zusammen 
abgehandelt, Auf Grund der recht 
‚kompliierten und systematisch un- 
durchsichtig gehaltenen Preisrogelung 
ist es besser, diese Punkte hier kon- 
kret herauszulassen, obwohl dadurch 
ein entscheidender Punkt der arabi- 
schen Ölpolitik zunächstmoch fehlt, 
Es ist aber schon ausgeführt worden, 
daß in dieserHinsicht die arabischen 
Länder im wesentlichen nichts ande- 
res gemacht haben, als der Ent- 
wicklung der freien Rohölpreise und 
der Preise der Erdölverarbeitungspro- 
dukte nachzuziehen. = 


Krieg gegen die ’Dritte Welt’? 


US-Kriegsminister Schlesinzer hat 


1 desdeutschen Imperialismus — 


ler I nach aimamı 


Vereinten En mnate 


Krieg gegen die "Dritte Welt’ ? 


US-Kriegsminister Schlesinger hat 
Anfang Januar den arabischen Stas- 
ten mit „gefährlichen Konsequenzen” 
gedroht: „Falls ihre Politik des Öl- 
Embargos zur Lihmung des wirt- 
schaftlichen Lebens in der Mehrheit 
der Industrieländer führen sollte, 
müßten die arabischen Nationen mit 
Gewaltanwendung gegen sich rech- 
nen, sagte Schlesinger in einer Rund- 
fungsendung.” („Frankfurter Rund- 
schau”, 7.1.74) 

Schon im Mai 73 hatte US-Sena- 
tor Fulbright angedroht, „daß eine 
amerikanische Intervention im Nahen. 
‚Osten nicht undenkbar sei. Die Ener- 
giekrise und die zunehmende Ab- 
hängigkeit des Westens vom Nahost- 
erdöl könnte zu einem militärischen 
Einschreiten der USA oder seiner 


furter Rundschau, 30.5.73) 


‚ese Kriegsdrohungen drücken den 

‚nverschämten Anspruch des Im- 
Perialismus aus, die Rohstoffe der 
Dritten Welt zu kontrollieren und be- 
iebig über sie zu verfügen. Die ak- 
tuelle - „Ölkrise" ist dabei ein ver- 
leichsweise bescheidener Anlaß, da 
uf die herrschenden Kräfte der wich - 
testen  Erdöl-Linder ‚Naton 
Ostens — Saudiarabien, Kuwalt, Iran, 
Länder des Arabischen Golfes — im 
Sinne der Imperilisten Verlaß I. 

Nicht die „Ölscheichs" gefährden 
natürlich die" Herrschaft des Impe- 
nalismus, sondern die revolutionären 
Befreiungsbewegungen der ünter- 
rückten Völker, die zum Herrn ih- 
rer eigenen Länder, und damit auch 
ihrer Rohstoffe, werden wollen. 

‚Gegen diese Entwicklung macht 
der Imperlalimus Front und bemüht 
sch zugleich, die werktätigen Massen. 
der imperaistischen Länder in die- 
vom Sinn zu moblislerig. 

Die Bourgeoisie der DRD It 
nach zwei militärischen Niederlagen 


desdeutschen Imperialismus - wieder 
dabei, sich mit großmachtspoliti - 
schen Ansprüchen in den imperialis- 
tischen Verteilungskampf einzuschal- 
ten. Entsprechend der Einschätzung. 
daßdie BRD allein keine ausreichende 
Basis ist, um mit den Großmächten 
ernsthaft in Konkurrenz zu treten; 
strebt der deutsche Imperialismus 


nach einem „Vereinigten Europa” 
unter deutscher Vorherrschaft 


In einem Artikel soll unter diesen 
Gesichtspunkten die „Ölkrisen", 
Kampagne der westdeutschen Bour- 
geolie beleuchtet werden. Aus 
Platzgründen kann dieser Artikel 
erst im nichsten AK erscheinen. 


Vorankündigung 


Gespräche mit Kämpfen 
meine Führung 


stinensischer 
versucht, 


vo 


andsorganisationen, WI 


Die Massen sind die Triebkraft der Revolution 
Der Kampf geht weiter bis zum Sieg 


Durch Interviews und Gespriche mit Kämpfern verschiedener 
Widerstandsorgani 
in Bild der Praxis des revolutionären Kampf 
halten, den das palästinensische Volk für seine Befreiur 
Von wößter Wichtigkeit sind dabei die Ausführungen der pol 
inensischen Genossen über die aktuelle Lage des palästinensische 
‘es, über die Massenarbeit, die Einschätzung von Aktionen Im 
Ausland und die Schaffung einer vereinigten Front der Wid 
hatten insbesondere die Wöh 


Ionen in Libanon haben wir 
zu er 


ichkeit, 


eine Sanitätsstation der PFLP in einom Flüchtlingslager zu besuchen 
und die Praxis und Theorie der Massenarbeit kennenzulernen, 
en. 100 Seiten ir 
dene Arbaiterbuch 
zu bostollen bei: 
2 Hamburg 1a 2 Hamburg 13 
Veran „ARBEITERKAMPF* Y} 


Seite 17 


Terrorurteile gegen zehn Gewerkschafter 
Führender Faschist hingerichtet 


inde Dezember '73 wurde vor dem „Sondergericht für öffentliche Ordnung“ 


in Madrid ein politischer Prozeß gegen zehn Mitglieder der spanischen Arbei- 
terkommissionen durchgeführt. Die „Angeklagten“ wurden wegen ihres 


Kampfes für freie Gewerkschaften in 


diesem Pseudo-Prozeß zu bis zu 20 


‚Jahren Gefängnis verurteilt. Wegen dieses Prozesses war es in der 
Arbeiterklasse zu vielen Protestaktionen gekommen. Während die Franco- 


Faschisten den Prozeß bewußt in die 


„ruhigen Weihnachtstage“ legten, um 


Solldaritätsaktionen zu erschweren, hatte die Hinrichtung des spanischen 


Regierungschefs C. Blanco durch die 
Prozessen — einen „politischen Skandal“ 


anco war einer der schärfsten 
lunde in der Verfolgung der 
innenpolitischen Opposition. Er kam 
ums Leben, als unter seinem Wagen 


ETA - einen Tag vor Beginn des 
ohnegleichen geschaffen. 


schon einen Tag nach dem Tod €. 
Blancos ein Beileidstelegramm, in dem 
erseine „Anteilnahme“ und „Erschäl- 
terung“ zum Ausdruck brachte. („Die 


dasselbe sind: 

„Stirbt man für die Interessen des 
Volkes, so ist der Tod gewichtiger als 
der TarBerg; steht man im Sold der 
Faschisten und stirbt für die Ausbeu- 
ter und Unterdrücker des Volkes, so 
hat der Tod weniger Gewicht als 
Schwanenflaum. 


blieb erhalten 


C. Blanco war eigentlich auserse- 
hen, die Weiterführung der Politik der 
„harten Hand“ nach Francos Tod 


‚Kontinuität 


den Staatsapparat 15 Minuten nach 
dem Attentat unter Kontrolle. Sie 
pfiffen dem als Ultrarechten bekann- 
ten Oberbefehlshaber der Jandia 
ei, Generalleutnant Iniesta Cano 
zurück, der seinen Gendarmen bereits 
befohlen hatt, jedem linken Demon- 
stranten „eine Kugel in den Bauch zu 
Jagen“. Dem Chef der faschistischen 
‚Schlägertruppen, Blas Pinar, gaben sie 
zu verstehen, daß er seine Horden 
nicht einsetzen sollte. Durch zu har- 
tes „Durchgreifen“ befürchteten die 
Faschisten offenbar eine scharfe Kon- 
frontation, die für sie nicht mehr kon- 
trolerbar wäre 
Offenbar hat es dann in der Frage 
derNeubesetzung des Regierungschef- 
Postens zunächst Auseinandersetzun- 
sen zwischen Alt-Falangisten und O- 
pus-Dei-Anhängern (.gemäßigte" Fa- 
chisterjzwischen Milltärs der harten 
und der „gemäßigten” Linie gegeben 
Vörübergehend war der Vizepräsi- 
dent Toreuato Fernandez Miranda, 
Generalsekretär der faschistischen 
Massenbewegung (movimiento nacho- 
nal) eingesetat worden. Inzwischen 
hat Franeo den 6S-jährigen bisherigen 
Innenminister Arlas Navarıo zum Re- 
ierungschef ernannt. Die Ernennung 
von Artas Navarıo bedeutet einen wer 
teren Rechtsruck innerhalb der span 
chen Regierung. Navarro war von 
1957-1988 Spaniens Polzeichefl-Er 
war damals einer der engsten Komplk 
zen des für seine perfekten Verfol 
boden bekannten Innenmi- 
AistersGeperal Alonso Vegas. In dieser 
Zeit wurde 2B. der Kommunistenfüh- 
rer Julian Grimau nach dem Urteil 
Eines Kriepsgerichtsermordet. Danach 


nissen und Arbeitslagern verbringen. 
Als er in den fünfziger Jahren nach 
Spanien zurückkehrte, wurde er 
schnell durch seinen Kampf für freie 
Gewerkschaften bekannt. Er wurde 
schon einmal wegen Teilnahme an 
„unerlaubten Versammlungen“ und 
Tilegalem Zusammenschluß“ zu einer 
Sechsjährigen Gefängnistrafe verur 
teilt. Und da die spanfiche Polizei 
solche Kämpfer nicht frei rumlaufen 
lassen will, wurde er, kaum drei Mo- 
sate in Freiheit, bei einem Treffen in 
einem Kloster zusammen mit den 
neun anderen schon wieder verhaftet 


war Navarro acht Jahre Bürgermeister 
von Madrid, seit 1973 war er Innen- 
minister. Unter Navarros Regierung 
ist eine Verstärkung der polizeilichen 
Verfolgung oppositioneller Gruppen 
insbesondere innerhalb der Arbeiter- 


Zu einem der Zynismen in diesem 
Prozeß gehört auch die „Verteidiger"- 
Prominenz: So wird Camacho von Ru- 


Das war die Stelle, wo sich unter dem Wagen des faschistischen Regierungschefs „plötzlich die Erde auftat”. 


Das war die Stelle, wo sich unter dem Wagon des faschistischen Regierungschefs „plötzlich die Erde auftat“. 


eine ferngezündete Mine explodierte. 
Der Admiral Blanco befand sich gerade 
auf dem Weg vom allmorgendlichen 
Gottesdienst zu-seinen Amtsgeschäf- 
ten. Außer ihm starben sein Chauffeur 
und sein Leibwächter. Sonst kam nie- 
mand zu Schaden, 

Admiral Blanco war einer der treu- 
esten und langjährigsten Gefolgsleute 
des Faschistenführers Franco. Bereits 
im Spanischen Bürgerkrieg (1936-39) 
stand er als U-Boot-Kommandant und 
Kapitän eines Zerstörers im Sold der 
Faschisten. Dann ging seine Karriere 
steil nach oben. Bereits 1943 war er 
zweiter Vizepräsident des spanischen 
Ständeparlaments (Cortes). 1969 hatte 
er dann bereits so viele „Verdienste“, 
daß er zum stellvertretenden Staats- 
‚chef ernannt wurde, und seit Juni '73 
war er der erste Mann im Staat. C. 
Blanco genoß besonderes Vertrau 
beim „Cmudillo", das er sich 
auch durch viele Dekrete und Geset- 
zemvorlagen, die er zum besseren Funk. 
tionieren der faschistischen Staatsma- 
‚chine ausarbeitete, verdiente. 

A.C. Springers Zeitung „Die Welt" 
bemüht sich nicht, Ihre Sympathie für 
dienen Oberscharfmacher zu verber- 
wen. Blancos politisches Glaubensbe- 
kenntnis laut „Welt“: „Ich bin ein 
Mann, der sich mit dem politischen 
Werk Francos (dem Faschismus also 
die Red.) total (dentifiziert; meine 
Treue zu winer Person und zu seinem 
‚Tun Ist absolut, klar und rein.” Blanco 
zu weiner „ruhmreichen“ Vergangen- 
heit: „Wir bilden fünf Generationen 
von Militär Wenn die militärische 
Erziehung den Charakter prägt, 
herrscht bei mir zweifelsohne 
itärische Geist vor.” („Die 
21.12.73). 

(C. Blanco war kraft seiner Ämter 
und seines Einflumen einer der ent 
scheidenden Männer der ıpanischen 
Terrorherrschaft gegen Arbeiter, Bau- 
ern, Studenten und alle fortschrittli- 
hen Menschen in Spanien. 


Willy Brandt 
„Herzliches Beileid” 


SPD-Bundeskanzler Willy Brandt 
schickte der „trauernden Witwe" des 
Faschistenführers und dem Vizeprisi 
denten des spanischen Ministerrats 


Weit“, 21.12.73). 

Das ist mit „Alplomatischer Artig- 
keit“ allein sicher nicht zu erklären. 
Die Solidarität des Sozialdemokraten 
X. Brandt mit solch führenden Fa- 
ichistenschweinen ist ganz offensicht- 
lich größer als seine Solidarität mit 
‚den Anhängern seines Parteigenossen 
Satvador Atlemte- Die von Folter um 
Tod durch die chilenischen Faschisten 
bedrohten Sozialisten läßt die Bundes- 
regierung, bevor sie sie in die BRD 
einreisen ßt, erst vom Verfassungs- 
schutz auf ihre Gesinnung prüfen. 

Für alle wirklich fortschrittlichen 
Menschen, die dem Volk in seinem 
Kampf um demokratische Rechte an 
der Seite stehen, ist der Tod eines 
Faschisten kein Grund zum Klagen 
und Beileidwünschen. Mao-tse-Tung 
schreibt in seiner Schrift „Dem Volke 
dienen!“, warum Tod und Tod nicht 


(dieser ist über 80 Jahre) unter allen 
Umständen zu gewährleisten. Ersollte 
verhindern, daß unter dem zukünft- 
gen König Juan Carlos auch nur die 
geringsten Liberalisierungsexperimen- 
te stattfinden. „Niemand braucht sich 
die geringste Hoffnung zu machen, 
daß er (Juan Carlos) unser System in 
irgendeiner Beziehung ändern kann“, 
hatte er noch vor kurzem verkündet 
(„Spiegel“, 53/73). 

Als er umgelegt war, reagierte die 
Madrider Regierung mit einem Not- 
standaplan, der zunächst einmal eine 
Beschwichtigungsstrategie gegenüber 
der Bevölkerung vorsah. (Dieser Plan 
soll auch beim Tod Francos in Kraft 
treten.) Gemäß einem Bericht in dem 
Nachrichtenmagazin „Der Spiegel“ 
‚hatten der „gemäßigte“ Generalstabs- 
chef Diez Alegris und der Geheim- 
dienstchef Oberstleutnant San Martin 


klasse zu erwarten. 

Se 
insbesondere innerhalb der Arbeiter- 
klasse zu erwarten. 

Navarro wechselte insgesamt zwölf 
von 19 Ministern aus und warf die 
letzten „Gemäßigten“ raus, Es gibt 
jetzt mur noch Minister, die treue 
Mitglieder der „Bewegung“ sind. 


‚Am 21. Dez. begann vor dem „Son- 
dergericht für Öffentliche Ordnung“, 
das unumschränkte Vollmachten äho- 
lich einem Militärgericht besitzt, der 
Prozeß gegen neun Arbeiter und ei- 
nen Arbeiterpriester. Die neun Arbei- 
ter werden für führende Mitglieder der 
‚somisiones obreras gehalten, die in 
Spanien verboten sind. Die Comisio- 
nes obereras sind eine Gegenorganisa- 
tion der spanischen Arbeiterklasse ge- 
en die faschistischen nationalen Syn- 
dikate, in denen Kapitalisten und Ay 
beiter gemeinsam organisiert sind und 
die von einem Minister geleitet wer- 
den (ähnlich der faschistischen „Deut- 
schen Arbeitsfront“). 

Die zehn Gewerkschafter sind des 
‚llegalen Zusammenschlusses“ und 
der „Organisierung wilder Streiks“ 
geklagt, Da es in Spanien keine Vor- 
sammlungs- und Vereinsfreiheit gibt, 
kann bereitsjede Ansammlung mehre- 
rer Personen von der Polizei aufgelöst 
werden, jede selbsttätige Regung der 
Arbeiterklasse wird mit Polizeigewalt 
zerschlagen, Streiken ist generell ver 
boten. Der Kampf dieser zehn für die 
elementarsten demokratischen Rech- 
te der Arbeiterklasse sollte von der 
spanischen Terrorjustiz in diesem 
Schauprozeß bestraft werden und zur 
Abschreckung anderer dienen. Die 
Staatsanwaltschaft hatte Gefängnis- 
strafen zwischen zwölf und 20 Jahren 
beantragt! 


Doch dieser Prozeß hatte von An- 
fang an Protestaktionen in der spani- 
schen Arbeiterklasse hervorgerufen, 
weil klar war, daß in dieser Sache’alle 
betroffen waren, 


Besonders auch die Tatsache, dat 
Marcelino Camacho, einer der 


‚den Angeklagten gehörte, löste Em- 


pörung aus. Camacho mußte nach 


iz Gimenez, dem ehemaligen Erzie- 
anna ges anna ui „,vervenungen 
Prominenz: So wird Camacho von Ru- 
iz Gimenez, dem chemaligen Erzie- 
hungsminister Francos (!), gleichzeitig. 
Präsident der internationalen Organi- 
sation Pax Romana und Führer 
spanischen Christdemokraten „ver 
digt“, Gimenez war lange Zeit Auf- 
sichtsratsvorsitzender der gleichen Fir- 
ma, in der Camacho als Werkmeister 


arbeitete! („FAZ", 20.12.7 
Der Prozeß gegen Camacho | Mrd ch a aus der Kapialitenger 
und andere Genossen spektive bestens in Camachos Vergan- 


genheit auskennen. 

Auch die anderen "Anwälte sind 
„bekannte Persönlichkeiten“, die auf 
Politische Prozesse spezialisiert sind, 
Vonihnen haben die zehn „Angeklag- 
ten“ keine Hilfe zu erwarten. Durch 
diese Clique der „Verteidiger“ wird 
nur noch einmal der ganze Zynismus 
in diesem „Gerechtigkeits“-Verfahren 
‚deutlich, in dem es dem spanischen 
Staat nur darum geht, ein Exempel 
zu statuieren. 

Der Prozeß wurde dementspre- 
chend ohne große „Beweisaufnah- 


„S2" 22.123. 12.1973 


men“ in wenigen Tagen über die Büh- 
ne gezogen. Die Strafen standen von 
vornherein fest. Es wurden keinerlei 
‚Abstriche gemacht, Camacho und ein 
weiterer Arbeiter wurden zu zwanzig. 
Jahren Gefängnis, ein Arbeiter und 
der Priester zu 19-Jahren verurteilt, 
Einer bekam 18, einer 17.Jahre und 
vier Arbeiter mömen zwölf Jahre ins 
Gefängnis. 


Wenn man der bürgerlichen Presse 
Baubt, dann ist en während des Pro- 
isses nicht zu größeren Solkluitäts- 
aktionen gekommen. Ka gab allerdings 
einen Streik von 10.000 asturischen 
Bergarbeitern während der Zeit. Wie- 
Weirtmmdtesen Streik der DevOreteM 

de Prozeß eine Rolle gespielt ha 
können wir nicht beurteilen, » 
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Forts. Spanien 


Erinnerung an den 
Burgos-Prozeß 


Es besteht offensichtlich-ein Zu- 
sammenhang zwischen dem Attentat 
auf Carrero Blanco und dem Cama- 
cho-Prozed, Die demonstrative Hin- 
richtung von C, Blanco, der einer der 
größten Scharfmacher gegen die Ar- 
beiterklasse und innere Opposition 
war, sollte wahrscheinlich ein Fanal 
sein, durch das die baskische Wider- 
standsorganisation ETA eine Ausbr 
tung und Verstärkung von Solldas 
tätsiktionen erwartete. 

Genau vor drei Jahren fand in Bur- 
g0s ein ähnlicher Schauprozeß gegen. 
16 baskische Revolutionäre vor einem 
Militärgericht statt. Sie hatten wegen 
verschiedener „staatsfeinilicher Ver- 
schen“ Höchsistrafen. zu erwarten, 
von ihnen sollten zum Tode ver- 
werden. Damals organisierte 
die ETA eine umfangreiche politische 
Kampagne gegen diese drohenden 
Terrorurteile. Im Baskenland streik- 
ten damals allein 80.000 Arbeiter ge 
gen die Aburteilung der Genossen, Ein 
Höhepunkt dieser Kampagne war die 
Entführung des westdeutschen Wahl- 
konsuls Beihl in San Sebastian durch 
die ETA. 

Mit der Entführung gerade des 
westdeutschen Konsuls wollte die ETA 
auf die Mityerantwortung der west 
deutschen Imperialisten für die Zu 
stände in Spanien aufmerksam ma- 
chen (Beihl war Vertreter des Bayer- 
Konzerns in Spanien). Um ihren Kon- 
sul wieder freizubekommen, mußten 
damals westdeutsche Regierungsver- 
ireter bei der spanischen Regierung 
in Sachen Burgos-Prozeß intervenie- 


bei der Aufteilung der Welt unter die 
Imperialisten zu spät gekommen und 
versuchte nun, im Mittelmeerraum 
ein Kolonialreich zu schaffen. Dabei 
gingen die italienischen Imperialisten 
mit menschenverachtender Grausam- 
keit gegen den Widerstand des liby- 
schen Volkes vor. Mit Maschienge- 
wehren wurden unbewaffnete Men- 
schen niedergemäht, Männer wurden 
massenhaft erhängt, Frauen ohne Um- 
stände erschossen, bis zu 11.000 Mor- 
de in jedem Jahr. Nach dem Herr- 
schaftsantritt der Faschisten in Italien. 
wurde diese Politik des „mare nostro” 
(unser Meer: Der Mittelmeerraum soll- 
te zum italienischen Einflußgebiet 
werden) noch verschärft. Die Kämpfe 
dauerten bis 1931, als der letzte Wi- 
derstand mit schwerer Artillerie zu- 
‚sammengeschossen wurde. Anschlie- 
Send wurden 32.000 italienische Sied- 
ler auf dem geraublen Land angesie- 


delt, 


Nach der Niederlage der italieni- 
schen Imperialisten im Zweiten Welt- 
krieg kam Libyen zunächst unter 


„Ereuhandschaft“ der UNO, 1951 
Wurde es dann unter dem korrupten 
und vom US-Imperialismus völlig ab- 
hängigen Regime des Königs Idris 
und seiner Familie in die „Unabhän« 
giekeit” entlassen. Mit den USA und 
mit Großbritannien bestanden Stütz» 
punktabkommen und neben den Mit- 
telmeerhäfen benutzten die USA den 
Luftstützpunkt Wheelus mit einer Be- 
satzung von 10.000 Mann zur Bedro« 
hung Nordafrika und des Nahen 
Ostens. 

Dann gingen die Imperialisten da- 
ran, nach Bodenschätzen zu suchen 
und 1959 wurde Erdöl entdeckt, Der 
zu erwartende Geldstrom brachte die 
Imperialisten und die einheimische 
Gesellschaft in Bewegung. Die Mi 
schicht in Armee und Verwaltu 
meldete ihre Ansprüche an und über“ 
nahm die Vertretung der Interessen 
der sich entwickelnden arabischen 
Bourgeoisie. Wie 1952 in Agypien 


Marchelino Camacho: 20 Jahre Ge- 
fängnis für seinen Kampf um freie 
Gewerkschaften. 


Durch die spektakuläre Konsulent- 
führung war außerdem auch die inter- 
nationale Öffentlichkeit auf den Pro- 
zeß aufmerksam geworden. Der Pro- 
zeß mußte wegen des zunchmenden 
Protestes weitester Kreise in Spanien 
und auch außerhalb Öffentlich und im 
Beisein der internationalen Presse ge- 
führt werden. 

Die Aktionen der ETA und die 
starke Solidarität innerhalb des spani- 
schen Volkes (es kam zu Streiks und 
Protestdemonstrationen in ganz Spa- 
nien) erreichten damals zumindest 
die Zurücknahme der Todesurteile, 
Der Prozeß selber wurde zu einer An- 
klage gegen das {sschistische Regime 
in Spanien umfunktioniert, indem die 
‚Angeklagten unerschrocken von den 
Foltern in den Gefängnissen berichte- 
ten und über die Kämpfe und die Zu- 
kunft der spanischen Arbeiterklasse 


(vergl. AK 37) wurde in Libyen 1969 
der König durch eine Gruppe von 
„Freien Offizieren”" gestürzt. Zu den 
ersten Maßnahmen der neuen Regie- 
rung gehörte die Schließung der Luft- 
waffenbasis Wheelus, die Ausweisung 
von 25.000 italienischen Kolonisten 
und Lohnerhöhungen für alle Libyer. 


‚Antiimperialistischer Kampf 


Döch die Unabhängigkeit vom Im- 
perialismus geht nur »0 weit, wie es 
‚dem Kräfteverhältniszwischen Libyen 
und den imperialistischen Ländern 
entspricht. Die libysche Bourgeoisie 
erhält für das Erdöl jährlich ca. zehn 
Milliarden DM. Hierfür muß sie Gegen- 
leistungen erbringen. 

‚Auch in Libyen steht die Bourge- 
oisie in dem Widerspruch, daß sie das 
Volk nicht konsequent gegen den Im- 
perialismus mobilisieren kann, ohne 
die eigene Herrschaft zu gefährden. 
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eine islamisch verbrämte faschistische 
Herrschaft. 

Nach ‚außen versucht die libysche 
Bourgeoisie, die Widersprüche zwi- 
schen den Imperialisten auszunutzen, 
B. zwischen USA und EG sowie 
zwischen den einzelnen Ländern der 
EG. Wegen der Lage Libyens im dr 
rekten Einflußgebiet der EG haben 
die europäischen Imperialisten großes 
Interesse daran, die US-Ölmonopole 
zu verdrängen, die mit dem Verkauf 
des libyschen Öls an die EG-Länder 
viesige Geschäfte machen, und sich 
üie Herrschaft über die vier Milliarden 
t Erdöl zu sichern, die noch im Iiby- 
schen Boden lagern, um die Profi 
te selbst zu kassieren. Libyschen-Öl 
ist besonders beliebt, weil es für die 
Raffinierung weniger schädliche Rück- 
stände enthält und eine höhere Aus 
beute an Benzin bal weniger Schwer“ 
dt ergibt. Der Handel Libyens mit der 
EG hatte 1972 einen Umfang von 1,5 
Milliarden DM und nimmt ständig zu 
Frankreich liefert außerdem Waffen, 
wie 2.B. 120 Mirage-Düsenbomber, die 


sprachen, 

Das Franco-Regime wurde damals 
durch den Burgos-Prozeß in eine sel- 
ner schwersten Innenpolitischen Kri- 
sen gestürzt, (Der KB — früher SALZ 
— veröffentlichte. damals bereits ein 
Großflugblatt zu dem Burgos-Prozeb: 
„Der Kampf der spanischen Arbeiter: 
fin Erfolg gegen das Franco-Rogime") 


„Das Baskenland 
und seine Freiheit” 


Die spanische und französische Po- 
Hizei suchen auf Hochtouren nach den 
Sprengmeistern der ETA. Obwohl po- 
isch. Verfolgte Spanier. in. Frank 
reich Asylrecht haben, ist die Zusam- 
menarbeit der Polizeistellen beider 
Länder sehr „hilfreich“ für die span, 
schen Faschisten. Häufig werden in 
Spanien Gesuchte stillschweigend ab- 
geschoben. 

Völlig aus dem Häuschen gerieten 
die Behörden, als sie erfuhren, daß 
ETA-Genossen, die Blanco ins 
Jenseits beförderten, mitten in Bor-' 
deaux eine geheime Pressekonferenz 
mit. einigen Journalisten abgehalten 
hatten, auf der sie bis ins einzelne 
über Planung und Durchführung der 
‚Aktion berichteten. 

Die französische Polizei verhaftete 
aufs Geratewohl sechs Exilbasken 
und yerbannte sie aufs erste nach 
Nordfrankreich, wo sie von den meh- 
teren tausend französischen Basken 
an der Grene zu Spanien isoliert sind, 
Sie sollen dort über die Pressekonfe 
renz verhört werden. 

Bisher konnte die ETA ihre Leute 
jedoch offenbar vor dem Zugriff der 
Schergen schützen. 

Die Liquidierung C, Blancos ist die 
erste bewaffnete Aktion der ETA 
außerhalb der vier Baskenprovinzen. 


ZT. weiter nach Agypten genen; 

Von Zeit zu Zeit winken die US- 
Imperialisten mit einem Zaunpfahl. 
Im August 1973 z.B. übten Einheiten 
der US-Marineinfanterie Landungs- 
operationen und Wüstenkrieg, wobei 
die den Gegner darstellenden Trup- 
pen libysche Uniformen trugen. Ein 
Teil dieser Einheiten wurde dann 
zur sechsten US-Flotte verlegt, die den 
Mittelmeerraum bewachen soll. Vor 
wenigen Tagen drohte US-Verteidi 
gangsminister Schlesinger mit der An- 
wendung von Gewalt, wenn ernsthaft 
‚ein Ölembargo durchgeführt werden 
sollte. 

Wenn aber im April 1973 ausge- 
rechnet der US-Geheimdienst CIA be- 
kanntgab, Israel habe einen Angriff 
auf die libysche Luftwaffe geplant, 
der durch einen taktischen Schachzug 
der libyschen Armee vereitelt worden 
sei, so gehört das wohl eher in den 
Bereich der Propagandaaktıonen, die 
den arabischen Völkern den fort- 
schrittlichen Charakter des libyschen 
Regimes beweisen sollen. 

Für diese Art des „antiimperialisti- 
schen Kampfes" lieferte die libysche 
„Revolutions“regierung viele Beispie- 
ie. Im März 1973 z.B. verlangte Liby- 
en arabische Paßeintragungen für die 
Einreise von BRD-Bürgern. Zur glel- 
chen Zeit versuchten angeblich liby- 
sche Mirage-Jäger, ein US-Spionage- 
flugzeug über dem Mittelmeer abzu- 
schießen. Im Juni protestierte Libyen] 
gegen mehrere militärische Provokati- 
‚onen der USA. Die Maßnahmen des li 
byschen Regimes beim jüngsten Krieg] 
und beim ‚sogenannten Ölembargo| 
waren von ähnlicher Tragweite, wie 
wir es unten noch beschreiben wer- 
den 

‚Auch die Verstaatlichung von in! 
Libyen tätigen Ölgesellschaften be- 
wegt sich im Rahmen des engen Spiel- 
raums, den das libysche Regime gegen- 
über dem Imperialismus hat. 1971 
wurden als erste die Anlagen der BP| 
verstaatlicht, es folgten im Juni 1973 
zum dritten Jahrestag des Abzugs der 
US-Luftwaffe die US-Firma Bunker 
Hunt (acht Millionen 1 Jahresproduk-) 
tion), im August 519% der Oceidental 
Petroleum Company, schließlich. im! 
September 1973, am vierten Jahres 
tag der Ubyschen „Revolution“, $1%| 
aller übrigen ausländischen Gesell 
schaften, darunter auch der westdeut.| 
schen Gelsenberg AG und der Shell, 
Diese Verstaatlichungen wurden von 
den beteiligten Firmen relativ gleich. 
mötig akzeptiert, denn sie erhielten] 
im gegenseitigen Einvernehmen Ent- 
schädigungen, die dem Abschreibung» 
wert der Anlagen entsprachen, s0 2.B. 
BP 200 Miltionen DM und Occidental] 
Petroleum 135 Millionen Dollar. Die! 
Firmenleitung bezeichnete dies als 
„annehmbar" und billigte die Ver- 


(ETA ist di 
ta Askatasuna 
weine Freiheit). 

Die erste Aktion der ETA, die gro- 
bes Aufsehen erregte, war die von ihr 
organisierte Entgleisung eines Zuges 
mit Veteranen der Franco-Armeı 

Wie auch die IRA (Irisch-Republi- 
kanische Armee) Ist die ETA als natio- 
nale. Separatistenbewegung entstan- 
‚den. Im Prozeß ihres Kampfes haben 


Warum gleich 
ein Minister? 


„Hierzulande werden die 
Männer des 20. Juli durch 
Gedenkreden geehrt, die mit 
einem (zwar mißglückten) 
‚Attentat gegen das faschisti- 
«che Regime Adolf Hitlers 
Widerstand leisteten. 

Das reger gegen 
den spanischen rung 
chef Blanco richtete sich 
auch gegen ein faschieti- 
sches Regime (Generalissl 
mus Franco). 

Immerhin. ist doch ‚Franco 
durch die Hilfe von Börlnge 
‚Wegion- Condor‘ an die 
Macht .gekommön. Wie ver- 
trägt es sich de, daß unsere 
Regierung zum Begräbnis 
Blancos gleich den Minister 
Maihofer nach Spanien 
schickta?“ 


‚bkürzung für Kuzkadı 
Das Baskenland und 


‚Jan Thieme, HH 53 
Uaserbrief aus „Morgenpost” 28.12.73 


sich jedoch zunehmend Elemente des 
revolutionären Marxismus durchge- 


stastlichung. Die Gelsenberg AG lieb 
verlauten, daß die Verstaatlichung! 


nicht die Rohölversorgung beeinträch- 
tigen werde, 

Dies gute Einvernehmen ist kein 
Wunder, denn die. Ölgesellschaften 
wurden ausdrücklich gebeten, ihr Per- 
sonal weiterhin in Libyen zu belassen 
und sämtliche Verwaltungsfunktio- 
nen weiter auszuüben, bis einheimi 
sche Fachleute herangebildet seien. 


setzt, die. heute offenbar innerhalb. 
der ETA eine vorherrschende Rolle, 
spielen, 

Die ETA verfolgt heute drei Ziele: 
1. den Sturz der Franco-Diktatur 
2. ein sozialistisches Spanien und 
3. die Wiederbelebung der alten baski« 
schen Sprache und Kultur. 


Dabei steht für die ETA fest, daß 
es „gegen die faschistische Franco 
Diktatur nur ein Mittel gibt: den be- 
walfneten Kampf”. 

Die ETA versteht es offenbar in 
zunehmendem Maße, den Kampf des 
baskischen Volkes um die Respektie- 
fung seiner nationalen Besonderheiten 
mit dem Kampf gegen Faschismus 
und Kapitalismus zu verbinden, Die 
baskische Bevölkerung (2,1 Mill.), 
vor allem die Industriearbeiterschaft, 
setzt offenbar großes Vertrauen in 
diese Organisation, wovon z.B. der 
fast totale Ausstand in.den Basken- 
provinzen während des Burgos-Pro- 
zesses zeigt, sowie auch, daß verhaf- 
tete ETA-Mitglieder hauptsächlich 
‚Arbeiter sind. 

Im Baskenland gibt es sogar inner- 
halb der katholischen Kirche, die sonst 
traditionell dem faschistischen Staat 
verschworen ist, eine starke sozialkri- 
tische Bewegung, die in ihren Spitzen 
bis in den bewaffneten Widerstand 
hineinreicht (ähnlich wie in Südame- 
fika). Das Baskenland ist heute die 
stärkste Bastion des antifaschistischen 
Widerstandes in Spanien, und je grös- 
ser die Unterdrückung durch Polizei 
und Militär werden, desto enger 
schließt sich dieses Volk zusamme 

(Wir werden in einer der nächsten 
Ausgaben des ARBEITERKAMPF 
genauer auf die historische Entwick- 
hung des Widerstandes im Baskenland 
eingehen.) = 


gucn jur LiDyen. Wrundsarzlich souze 
man vielleicht in westlichen Industrie- 
kreisen einaml darüber nachdenken, 
‚ob es nicht sinnvoller wäre, die jun- 
‚gen Staaten frühzeitig und freiwillig 
an den Früchten ihrer Bodenschätze 

.“ („Frankfurter Rund- 


Diese Haltung liegt ganz auf der 


isten in Lybien, 1911 bis 1931 jedes Jahr 11.000 Morde 


Das auf den staatlichen Anteil entfa- 
lende Öl wurde zu 4,9 Dollar pro bar- 
zal zurückverkauft, so daß die Ölfir 
men es etwa für denselben Preis erhal- 
ten, den es gekostet hätte, wenn se 
die Produktionskosten hätten. selbst 
aufbringen müssen, Das Ganze ist ein 
reines Geschäft auf dem Papier, in der 
Praxis ändert sich nichts. Für den 
Kauf des S1%-Anteils an den Ölfir- 
men hat die libysche Regierung also 
nur das Recht zur Kontrolle der Fir- 
men erworben. Wie es bei den gegebe- 
nen Machtverhältnissen auf dem Erd- 
ölmarkt jedoch um die Ausübung die- 
ses Rechts bestellt sein wird, kann 
man sich denken. 

‚Auch politisch kam die Verstaat- 
lichung den Ölfırmen nicht gar so un- 
gelegen. Sie hatten schon seit einiger 
Zeit über die auffallende Häufung von 
Bränden und Explosionen in ihren 
Anlagen in den arabischen Ländern 
geklagt. Ein bürgerlicher Kommenta 
tor schrieb dann auch 

„Verstaatlichung, das ist in der 
weitlichen Welt ein Schreckwort ge- 
worden, grundsätzlich. gleichgestellt 
mit ‚Enteignung‘, Wie falsch dies it, 
hat sich bereits in mehreren Fällen 
‚gezeigt, etwa beim Kupfer in der afı 
Fikanischen Republik Sambia, wo die 
Mehrhkit der Anteile heute im Besitz 
der Regierung lat, die privaten Ge: 
seilschaften aber keineswegs unglück“ 
lich darüber und, weil se durch Ihren 
offiziellen Teilhaber manche sehr be- 
nächtlichen Monopol-Vorteile das. 
‚gewonnen haben. Im Prinzip gilt dies 


Linie der heutigen BRD-Wirtschafts- 
politik in der Dritten Welt. Im Ge- 
gensatz zu den USA, die sich natür- 
lich mit allen Mitteln gegen den Ver- 
lust ihrer Anteile am Geschäft mit 
den Reichtümern der unt 
Völker weh: 
Imperialismus zunächst die Unter- 
stützung der einheimischen Bourgeok- 
sie, indem er auf ihre Interessen ein- 
seht, und dehnt so sein Einflußgebiet 
aus. Hierbei hat sich zwischen BRD, 
Frankreich, Großbritannien und Ita 
lien im Nahen Osten schon ein wahr 
tes Wettrennen entwickelt, So brach 
2.B. das französische Ölmonopol die 
Blockade der vei lichten irakl- 
schen Ölgesellschaft durch den US- 
Imperialiamus. Die BRD-Imperialisten 
ıben bereits Iran und Saudi-Arabien 
den Dau von Raffinerien im betref- 
fonden Land versprochen. 

Di ıd die Widersprüche, die die 
arabische Bourgeoisie ausmutat,. um 
welbat eine größere Beteiligung an der 
Ausbeutung ihres Landes und ihres 
Volkes und eine Industrialisierung im 
eigenen Land zu erhalten. Auf die 
Ausnutzung solcher Widersprüche ist 
aber der antiimperialistische Spiel 

um dieser Regimes auch begremat, 
Einen konsequenten antumperkalisti- 
schen Kampf werden sie nicht betrek 
ben. Be 
Die libysche „‚Kulturrevolution ” 


Die auf der Ilamischen Religion 


=» 


‚grundegelogt wurde, ist von den bür- 
‚erlichen Zeitungen in der BRD ge- 
‚nüßlich aungeschlachtet worden, wih- 
rend in Libyen Todesurteile gegen 
Gegner des Regimes vollstreckt wur- 
den. $o wurde etwa berichtet, daß 
Diebe durch Amputation der Hände 
bestraft werden sollen und daß Da- 
menfriseure ihre Arbeit nicht mehr 
ausüben dürfen. Es handelt sich 
in Wirklichkeit um eine Faschisie- 
fung Libyenn, 

Im April 1973, am Geburtstag 
des Propheten Mohammed, kündigt 


der libysche Staatschef Ghaddafi ein 
Ännenpolitisches $-Punkte-Programm 
an: 

1. Aufhebung aller Gesetze (diese 


folgten europäischen Vorbildern) 
2. Skuberung des Landes von denen, 
die „politisch krank“ sind 
3. Verteilung von Waffen an die „re- 
volutlonären Volksmassen, Wer ge- 
n die Revolution ist, wird keine 
Waffen erhalten, sondern die Waffen 
gern auf seine Brust gerichtet wer. 
4. init einer Verwaltungrero- 


on” im Geiste des Propheten 
gegen Bibliotheken, Universitäten und 


„Volkskomitees“ in Schulen, Buch- 
handlungen und Universitäten. ver- 
brannten Bücher, u.a. die Werke von 
Karl Marx, unter der Parole; „Ver- 
brennt alles, außer den Büchern Ak 
lahs!““ Die Schüler wurden aus den 
Ferien gerufen, um ‚die Gedanken 
‚der ‚Kulturrevolution zu studieren, 
Died alles war jedoch nur der Vor- 
dergrund, Im August 1973 bezeich- 
nete die Zeitung „Al Hadaf“ der 
Volksfront für die Befreiung Pald- 
stinas (PFLP) Ghaddafi als „taschi- 
stischen Tyrannen“, dessen Sturz un- 
vermeidlich sei. In den vorausgeh. 
‚den Wochen seien 1 000.linke Gi 
der faschistischen. Politik verhaftet 
und in Konzentrationslager gebracht 
worden. Hunderte würden gefoltert. 
sogenannte Kulturrevolution. 
startete Ghaddafi nur als Täuschung, 
um seiner Geheimpolizei freie Hand 
zu geben, die linke Opposition zu er- 
sticken und ihre Führer physisch zu 
Nquldieren.“ 

Zitat aus dem „Grünen Buch“ mit 
den. Worten Ghaddafis: „Die größte 
Gefahr für die Menschlieit heute ist 
der Kommunismus. Schlimmer noch 
Als westlicher Imperialismus ist es, 
sich des Kommunismus zur Bekämp- 


As westlicher Imperallamus ist es, 
sich des Kommunismus zur Bekämp- 
fung des Imperialismus zu bedienen..." 


Hüter des arabischen 
Nationalismus 
Ghaddafi gel ‚die „Kulturre- 


Forts. Reichholi 
gegeben wurde und durch einige Ein- 
zelbeiträge von verschiedener Seite 
ergänzt wurde. Die Ausschlußpoli- 
tik der Gewerkschaftsführung wurde, 
scharf kritisiert. Der anwesende Se- 
kretär Philipp von Kodolitsch wurde 
zur Stellungnahme aufgefordert. Wie 
üblich versuchte er vom Thema abzu- 
schweifen, dennoch war seine Ant- 
wort höchst bemerkenswert. Wir wol- 
len sie ausführlich wiedergeben. 

PH. von Kodolitsch: „Im lerzten 
„Chemie-Arbeiter” _(Branchen-Zei- 
tung des KB „Anm. d, Red.) hat 
estanden, mein Einfluß in Wühelms- 
Burg, sel im Schwinden. Kollegen, 
Ich habe bisher in eurem Vertrauens“ 
leutekörper weder Einftuß gehabt, 
noch einen solchen erstrebt! Ich ha- 
be mich lediglich bemüht, euch bei 
der Lösung eurer Probleme im Be- 
rieb beisustehen (I). Diese Arbeit 
habe ich zu leiten versucht v0 gut 
Ich konnte. Und ich meine, daß wir 
Im der Vergangenheit sehr gut zu- 
hammengearbelier haben. Seit ein 
paar Monaten jedoch scheint mir das 
anders zu sin. Ich habe das Ge- 
fühl, daß ich hier nicht mehr gern 
gesehen bin. Ich bekomme kei 
Einladungen zu. Vertrauensleutesit- 
zungen mehr. 

Auch Protokolle werden mir nicht 
mehr zugeschickt, so daß ich gar 
nicht wissen kann, war bei euch 
elaufen ist und wo. wir von der 
Verwaltungsselle bei euch helfend 
eingreifen können, Ich weiß nicht, 
woran das lg, Wie dem auch Immer 
sel, Kollegen, eines Int doch wohl 
cher, wenn die Verbindung zwi 
ichen euch und uns nicht klappt, 

\ kann doch wohl kaum erwas Gutes 


volation“ in alle arabischen Länder 
zu exportieren, Indem er sich als wah- 
rer Hüter des arabischen Nationalis- 
mus aufspielt, knüpft 

tionären arabischen 
und betätigt sich als Provokateur, 
um dei 
arabischen Völker und die Entwik- 
klung ihres politischen 
aufzuhalten. Er stellt sich noch ra- 
ikaler, d.h. noch faschistischer, dar, 
als die in anderen arabischen Län- 
dern herrschenden Regim 


‚die faschistische Moslembruderschaft 
in Sudan, Ägypten und Syrien und 


» 
schlagung der 
tei in Sudan. Es unterstützt in 
Tschad das Regime Tombalbaye ge- 
‚gen die Befreiungsfront FROLINAT 
und das Regime Amin in 
Mit der Propagierung der islamische 
Religion beruft sich das libysche Re- 


Momente werden reaktionär gewen- 
dei 

sozialistische 
Bewegungen zu vernichten. 


kapitalistischen wie den „kommuni- 
stischen Block“ als „kolonialistisch“, 
richtet seine Angriffe jedoch vor ak 
lem gegen jene Länder, die den Wider- 
spruch zwischen der Sowjetunion und 
dem US-Imperialismus für ihre Ent- 
wicklung nutzen. So griff er auf der 
Konferenz der blockfreien Staaten in 
‚Algier im Herbst 1973 Fidel Castro 
an, weil dieser die antiimperlalisti- 
sche Haltung der Sowjetunion lobte, 
Damit heimste er den Beifall sämt- 


Lände 


wegungen versucht das libysche Re- 
‚gime in seinem Sinne zu beeinflus- 
sen und zu unterwändern. So unter- 
stützte 
sition gegen den König in Marokko 
und versprach die Entsendung von 
Freiwilligen 

Ebenso verhält es sich. gegenüber 
dem palästinensische Widerstand. So 
apricht manches für die Vermutung, 
daß das libysche Regime auch solche 
Unternehmungen wie den Angriff auf 
den Flughafen von Rom unterstützt 
hat, Der nationalistische Flügel der 
IRA (IRA-provisionals) erhält. über 


kale Erklärungen al 
am Jahrestag der israelischen Angres- 


wirklichen Fortschritt 


 wußtseins 


Das libysche Regime unterstützt 


ın Anteil an der Zer- 


‘ommunistischen Par- 


janda. 


nuf die Wiedererweckung arabi- 
Traditionen und das arabisc) 


I fortschrittliche antlimperialistische 


Das Ziel ist, fortschrittliche, 
und kommunistische 


‚Ghaddafi bezeichnet sowohl den. 


icher vom Imperialismus abhängigen 
ein. 
Nationale und fortschrittliche Be- 


propagandistisch die Oppo- 


nach Guinea-Bissao, 


Kampfes 
wortradi- 
Im Juni 1972, 


alle arabischen Staaten am Krieg gc- 


„Versandung des arablsch-israelischen 
Konflikts". Er forderte ein Ende des 
Waffenstillstandes. „Wir müssen be- 
reit sein, im Austausch gegen eine 
Million Israelis eine Million Märtyrer 
zu opfern.“ Schon wegen der Wie- 
derbelebung der reaktionären For- 
mel won di 
‚mehr noch aber wegen des völligen 
‚Ausbleibens praktischer Schritte des 
libyschen Regimes zur Unterstützung 
‚des Kampfes gegen Israel, war dies 
ine Provokation. 

‚Alsim Januar 1973 ägyptische Stu- 
dentenDemokratie und Kampf gegen 
Israel forderten, kritisierte Ghaddafi 
sie und forderte sie auf, die Dinge ver- 
nünftig zu diskutieren, Eine begrenz- 
te Schlacht gegen Israel müsse fehl- 


schlagen, 
Libyen fordere seit Jahren, daß sich 


‚den Israel beteiligen sollten. Deshalb 
ei Sadat zu loben, der unter diesen 
Bedingungen den angekündigten 
Kampf verschoben habe, (vergl. auch 
AK3T) 

Als dann ein libysches Verkehrs- 
flugzeug von israelischen Jägern über 
Sinal abgeschossen wurde, kritisierte 
Ghaddafi die ägyptische Führung, 


setzung der Opfer gab es antlägypti- 
sche Demonstrationen. Libyen habe 


worden, da ihm diese Länder keine 
militärischen Stellungen dafür zur 
Verfügung gan hätten, behaupiste 
Ghaddafi. 

‚Ähnlich verhielt sich das libysche 
Regime dann, als es tatsächlich zum 
Krieg vegen Israel kam. Länder wie 
Marokko, Tunesien, Algerien, Saudi- 
Arabien, Kuweit, Sudan und Irak 
schickten Freiwillige an die Front, 
um sich den Anschein der Unter- 
stützung der gesamtarabischen Sache 
zu. geben. Ghaddafi erklärte Jedoch, 
er halte Strategie und Taktik des 
Krieges für fa 


wieder die spektakuläre 
bekanntmachen, daß je 
Pilot, der einen Phantom-Bomber mit- 
bringe, dafür von Libyen 10 Millionen 
DM erhalten solle. Den Waffenstill- 
stand bezeichnete er schließlich als 
Täuschung der arabsichen Massen, 
die biszum Endsieg kämpfen wollter 
Das sei eine Falle und von der Sow- 
‚Jetunion und den USA aufgezwungen 
worden. 


‚Arabische Einheit 


‚gegen Israel gab Ghaddafi wortradi- 
kale Erklärungen ab. Im Juni 1972, 
am Jahrestag der israelischen Aggres- 
sion von 1967, griff die VR China die 
Politik der „beiden Supermächte“ im 
‚Nahen Osten an. Daraufhin Außer 

Ghaddafi ähnliche Kritik, begrenzte 
sie aber auf die Sowjetunion und 
machte diese verantwortlich für die 


dabei herauskommeı 

(Diese Unterstellungen, der VLK- 
Vorsitzende habe seine Pflichten ver- 
ietzt (keine Protokolle verschickt 
etc.) wurde von ihm energisch zurück« 
gewiesen.) 

Vergleicht man die weinerlich-bie- 
dermännische Ansprache des. Frei- 
herrn von Kodolitsch mit seiner Hal- 
tung. auf den Vertrauensleutesitzun- 

Hauptverwaltung (am 8.1.) 


waschen ist: 
In Grasbrook 20 er mit wilden 
antikommunistischen _Hetztiraden 


und typisch faschistischen Argumen- 
tationsmuster gegen eine linke VLK- 
Minderheit 'zu Felde und besorgte 
ihren Ausschluß aus dem VLK.Grund- 
age für dieses Vorgehen war eine 
massive. rechte VLK-Mehrheit, auf 
die sich Kodolitsch ohne weiteres 
stützen konnte. 

Im VLK der HV beiteht eine star- 
ke linke Mehrheit, die nach fast 
einjähriger Auseinandersetzung mit 
Kodolitsch für dessen Demagogien 
nicht mehr empfänglich ist. In dieser 
Situation läßt Kodolitsch sich von 
vornherein auf „keine Diskussion” 
ein und droht 'offen, mit seinen 
bürokratisch-administrativen 
machten. (Hausrecht, Satzung etc.) 
Hier geht es ihm nicht mehr darum, 
zu überzeugen oder auch nur einiger“ 
maßen sein Gesicht zu wahren, Seine 
Devise ist; „Wer die Macht hat, hat 
das Recht!” 

Im Wilhelmsburger VLK ist das 
Krifteverhältnis noch indifferent. Die 
Ziele der Vorstandspolitik unklar und 


‚Arabische Einheit 


Schon die zwischen Libyen, Agyp- 
ten und Syrien bestehende „Kon- 
föderation arabischer Republiken"“ 
war auf Drängen Libyens zustande- 

‚ommen. Sie sicht eine automatl 


litsch ist hier noch Land zu ge- 
winnen, aber auch zu verlieren. Hier 
hängt er nun den treuherzigen, naiv- 
‚ehrlichen Kumpel heraus. 

Insgesamt handelt es sich hier- 
bei um drei wichtige Seiten der Be- 
handlung der Arbeiterklasse durch 
die iozialdemokratische _ Gewerk- 
schaftsführung, die alle demselben. 
Ziel dienen, nämlich der Unterord- 
‚nung der Arbeiter- und Gewerkschafts- 
bewegung unter die kapitalistische 
‚Ausbeuterordnung. Kodolitsch ist 
2 ‚ein besonders geı 
Vertreter dieser allgemein geübten 
Taktik, 

Kodolitsch kam mit seinen 
Schnacks in Wilhelmsburg nicht 
durch. Immer wieder wurde er auf- 
gefordert, zu-seinem Verhalten in 
Grasbrook und auf der VK-Sitzung 
am 8.1, (HV) Stellung zu beziehen, 

P.H. von Kodolitsch: „Was die 
Sache vorgestern im VLK-HV be- 
trifft, so habe ich dem, was ich 
‚dort gesagt habe (nämlich gar nichts = 
Anm. d. Red.) nichts hinzuzufügen, 
Was die Sache in Grasbrook betrifft 
so ist zu sagen, daß sich die Kolle- 
‚gen dort über das ganze Problem 
detaillierte Gedanken gemacht ha- 
ben (vgl. dazu Artikel in dieser Aus- 
‚gabe - Anm. d. Red.). Ich finde es 
überhaupt merkwürdig, daß sich hier 
‚ein Vertrauensleutekörper trifft, um 
über einen anderen im gleichen Un- 
ternehmen zu Gericht zu sitzen.” 

Als die Kollegen nicht locker ließen, 
schaltete Kodolitsch um und pöbel- 
to plötzlich den VK-Vorsitzenden an, 
Sein Bericht von der VK-Sitzung der 
HV sei „tendenziös". Es wimmele 
‚darin von „Verdrehungen und offen- 
sichtlichen " Unrichtigkeiten' 


die Fronten schwimmend, Für Kodo- 
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sche Beistandspflicht bei Putschver- 
suchen vor. 1972 schlug Libyen die 
Bildung einer neuen „Vereinigten 
arabischen Republik“ vor, mindestens 
zwischen Libyen und Ägypten. Das 
Interesse der libyschen Bourgeolsie 
an einer solchen Vereinigung ist kla 

Stärkung ihrer Macht und mehr Un- 
abhängigkeit vom Imperialismus, An- 
lagemöglichkeiten für die aus dem 
Ölgeschäft erworbenen Gelder und 
Erschließung. eines. großen Absatz- 
marktes, In Ägypten leben 20 mal 
‚mehr Menschen als in Libyen und die 
‚Armee ist 10 mal so groß, Anderer- 
seits ist das. libysche Nationalein- 
kommen fast s0 groß wie das ägypti- 
sche. _ Die ägyptische Bourgeoisie 
wünschte zwar einen’ Anteil an den 
Öleinnahmen — sie erhielt bis dahin 
400 Millionen DM jährlich von Li- 
byen - aber möglichst ohne. die 
‚Herrschaft der libyschen Finanziers. 


Demagogen üben ‘a 
Volk. Außerdem stieß die Idee ei 

Vereinigung von Libyen und Kaypten 
auf Widerstand bei den anderen ara- 
bischen Regimes und den Imperiali- 
‚sten,denn der Zusammenschluß hätte 
mit der größten arabischen Bevölke- 
rung und den zweitgrößten Devisen- 
einnahmen eine relativ gewaltige 
Macht erzeugt. Gegen den Widerstand 
der Völker, die eine echte arabische 
Vereinigung wünschen, wurden der 
‚halb praktische Einigungsmaßnah- 
men auf die lange Bank geschoben. 
Äsypten erhielt dafür weitere finan- 
zielle Unterstützung von Saudi-Ara- 


solle sich der Vereinigung 
anschließen, müsse aber als Vorbedin- 
sung ebenso-wie Ägypten seine Bin- 
dungen an die Sowjetunion. lösen. 
und die sowjetischen Berater ausweis 
sen. Es werde auch erst dann finan- 
zielle Unterstützung erhalten, wenn es 
sich _ den. libyschen. Vorstellungen 
über den Kampf gegen Israel an- 
schließe, Eine von Ghaddafi unter- 
stützte reaktionärislamische Bewe- 
gung in Syrien wurde von der Re- 
sierung. niedergeschlagen. Eine Ab- 
fuhr erhielt Ghaddafi auch in Tune- 
sien und Libanon. Dort hatte er ge- 
tönt: „Wir sind der Ansicht, daß 
Libanon eine starke arabische Macht 
an seiner Seite haben solle. 

Auch zum Vorkämpf 
stinensischen Widersta 
Ghaddafisich auf, 


Libyen unterstützt 
finanziell Al Fatah als einzige Wider- 
standsorganisation und hält damit 
seinen Einfluß auf die Widerstandsbe- 
wegung aufrecht. Ghaddafi sagte aus 
Anlaß, der, Aktion_in_Chartum, die 


seinen Einfluß auf die Widerstandsbe- 
wegung aufrecht. Ghaddafi sagte aus. 
‚Anlaß der Aktion in Chartum, die 
palästinensische Widerstandsbewe- 
gung sei von den arabischen Staaten 
zerstört worden, die mit Israel zu- 
‚sammenarbeiteten. Ägypten und Sy- 
rien seien nur 
setzte Gebiet 


völlig sprachlos und könne „auf dies 
alles gar nicht eingehen“. 

Wenig später widerlegte sich Ko- 
dolitsch selbst. Den anwesenden Gras- 
brooker Kollegen pöbelte er an, daß 
sein Bericht (über die Grasbrooker 
VK-Sitzung) „wortwörtlich” die Dis 
kussionsbeiträge zitiere. „Das be- 
weise, daß ein Tonband mitgelaufen 
sein muß." Di 
„Gegner mit allen Mitteln 
Kodolitsch: „Da seht ihr e 
gen, wie es gemacht wird, 
wörtlich zitiert. Damit ist klar 
man im Vertrauensleutekörper schon 
nichts mehr Außern kann, ohne be- 
fürchten zu müssen, daß das mor- 
gen im „Chemiearbeiter” oder im 
„Arbeiterkampf” steht. Die Wahrheit 
kann man nur noch seinen Freun- 
den im vertraulichen Kreise sagen. 
Die in dem Protokoll der drei Gras- 


brooker wiedergegebenen Passagen 
lassen nur den Schluß zu, daß wäh- 
tend der VK-Sitzung Grasbrook ein 
Tonband mitgelaufen sein muß!” — 
Einmal „tendenziös", einmal „wört- 
lich” -" Kodolitsch' findet immer 
einen Vorwand zur Hetze gegen links. 

Als Kodolitsch merkte, daß er 
auch s0 nicht durchkam, schaltete 
er abermals auf weinerlich um. Den 
Zwischenruf eines Vertrauensmanns 
zum Anlaß. nehmend, meinte er s0- 
war: „Kollegen, es is doch ein alar- 
mierendes Zeichen, wenn man nicht 
‚einmal mehr ausreden kann. Ich ha- 
be dus Gefühl, daß ich hier nur noch 
als Sparringspartner eingeladen wer 
de,” (Vorher behauptete er noch, 
überhaupt nicht eingeladen worden 
au sein). 

Insgesamt brachte die Diskussion 


kümmerten sich nicht um die ger 
samtarabische und palästinensische 
Sache. Sie betrachteten die Pallsti- 
nenser nur noch als Flächtlinge, die 
man irgendwo ansiedeln könne. Er 
forderte dieGuerilloros auf, den Krieg 
in das Herz Israels zu tragen, Gleich- 
zeitig zog er libyiche Freiwillige aus 
Libanon und Syrien ab, die sich dort 
dem Widerstand angeschlossen. hat- 
ten. 


dl als Waffe 


Im April 1973 forderte Ghaddafi, 
die arabischen Staaten sollten. die 
Waffe des Erdöls benutzen und sich 
dabei auf eine gemeinsame Politik 
einigen, Er kritisierte, daß sich die 
arabischen Staaten gegeneinander aus- 
spielten: „Wenn ein Land die Boh- 
nungen drosselt, kurbelt sein Nachbar 
sie an.“ Dann gab er bekannt, als 
Protest gegen die Unterstützung Is 
raels durch die westlichen Länder 
habe Libyen die Öllieferungen einen 
Tag lang eingestellt. 

Während des Oktoberkriegs nahm 
dann auch Libyen an einer Konferenz 
in Kuwait über die Verwendung des 
Erdöls als Waffe teil. Ghaddafi be- 
zeichnete die Einberufung von Kriegs 
freiwilligen für Israel in Holland alı 
Asgression, lobte in persönlichen. 
Schreiben an die Staatschefs die Hal- 
tung der BRD, Frankreichs, Groß- 
britanniens und Italiens und zwang 
einen westdeutschen Tanker(34 000 1) 
zur Änderung der Ladepapiere von 
Rotterdam auf einen westdeutschen 
Zielhafen. Er drohte Europa mit 
einem vollen Ölboykott: Dann gehe 
zwar auch die libysche Industrie zu- 
‚gründe, vor allem aber die der Impe- 
ialisten, In Libyen lebten sowieso, 
3/4 der Bevölkerung in Zelten und 
hätten schr geringe Bedürfnisse. 

Die BRD-Regierung ließ verlauten, 
sie fühle sich von Libyen nicht er: 
preßt, In der Tat stellte sich inzwi- 
schen heraus, daß Libyen von Anfang 
an sich nicht an einem Embargo be- 
teligt hatte. Vor wenigen Tagen warn- 
te die Organisation erdölexportieren- 
der arabischer Staaten OAPEC Li- 

jen vor weiteren Lieferungen in die 

ISA und stellte fest, daß die USA 
trotz des Embargos rund 700 000, 
barrels arabisches ÖI täglich erhalten 
(entsprechend 36 Millionen t 1. Jahr) 
davon 60:90% aus Libyen. Das US- 
Handelministerium verfügte darauf- 
imhaltung der 
Herkunft von Öllieferungen. Es ist 
allerdings fraglich, ob überhaupt ir- 
‚gendein arabisches Land die USA 
boykottiert hat. 
allerdings fraglich, ob überhaupt ir- 
sendein arabisches Land die USA 
boykottiert hat. 

Sich innerhalb der arabischen Stas- 
ten als faschistischer Einpeitscher 
und als Provokateur zu betätigen, das. 
ist also die besondere Gegenleistung 
für die Imperialisten, die die libysche 


Ziel und Method Ausschluß- 
politik und machte die Notwendig- 
keit eines solidarischen Zusammen- 
stehens aller fortschrittlichen Gewerk- 
schafter deutlich. 

Argumentation und Beweisführung 
der Linken waren derart massiv, di 
die Gefolgschaft der rechten Gewerk- 
schaftsführung im _Wilhelmaburger 
Vertrauenskörper weitgehend zum 
Schweigen verurteilt und im hoh 
Maße verunsichert war. Dies 
sich auch bei der Abstimmung einer 
Solidaritätserklärung mit den gemaß- 
regelten linken Vertrauensleuten aus 
Grasbrook: Nur zwei Stimmen spra- 
chen sich gegen die Solidaritätser- 
Klärung aus, die Hälfte dafür, der 
Rest enthielt sich der Stimme. Ko- 
dolitsch's Gefolgschaft war ausein- 
andergebrochen und ey wird Ihm 


Einige bisher 
indifferente Kollegen haben sich ein- 
deutig auf die Seite der Linken ge- 
stellt. 

Zukünftig wird es für die Texaco- 
Linken entscheidend darauf ankom- 
men, den erreichten Diskussions und 
Erkenntnisstand breit unter den Kok 
open zu verankern. Erste kleine Er- 
folge in dieser Hinsicht konnten be- 
reits erreicht werden, indem einige 
‚gewerkschaftlich organisierte Kolle- 
‚gen für die Teilnahme an Vertrauens: 
eutesitzungen gewonnen werden 
konnten. “ 


111,74 
Betriebszelle Texaco, 


‚eine recht ausführliche Klarheit über 


. ; 


Kb/Gruppe Hamburg ; 


f 
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Die Haltung der Kommunisten 
zu _zwischenimperialistischen 


Die chinesische Außenpolitik geht 
davon zus, daß es in der, tige 
‚gibt, näm- 


Welt zwei „Hauptfeinde' 

lich den „Sozialimperialismus“ der 
Sowjetunion und den US-Imperialis- 
mus. Von diesen beiden wird der 


Sinn al der gefährlchere Feind an- 
gesehen. 


Vor dem Hinteı dieser Ein- 
schätzung sieht die VR China speziell 
in den imperialistischen Staaten West- 
europas objektive Verbündete im 
fampt gen die zwei Supermächse“, 
Die ie Außenpolitik gegen- 
über diesen Staaten erschöpft sich 
nicht in den Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz, d.h. in wirtschaftlichen, 
kulturellen und diplomatischen Be: 
ziehungen. Vielmehr ist das Verhält- 
nis dadurch gekennzeichnet, daß die 
VR China die westeuropäischen Staa- 
ten ausdrücklich ermuntert, sich wirt 
schaftlich und politisch enger zusam- 
menzuschließen und „ihre Verteidi- 
Sungsanstrengungen zu verstärken“. 

Das beinhaltet u.a. auch, daß die 
VR China in den letzten Jahren ihre 
Kritik am aggressiven Imperialismus. 
und Militarismus der BRD und Japans. 
weitgehend eingestellt hat zugunsten 
iner Unterstützung von deren „Kampf 
gegen die Supermächte“. 

Es ist ohne weiteres klar, daß zwi- 
schen dem US-Imperialismus, dem 
Sowjetrevisionismus und den westeu- 
sopäischen Imperialisten Widersprüche 
bestehen. Das kann vom Standpunkt 
des internafionalen Proletariats und 
des Sozialismus aus nützlich sein. 

Die Stellungnahme des internatio- 
nalen Proletarists und der kommuni- 
stischen Bewegung darf jedoch nie- 
mals die Form einer Parteinahme für 
diese oder jene imperialistische Macht 

Gerade darum aber han- 
delt es sich bei der Außenpolitik der 
'VR China gegenüber den westeuropä- 
ischen Imperialisten, wenn deren ex- 
Pansive und aggressive Anstrengungen 

mgen 

eitspolitik „gegen die 

als Ausdruck von 

genüber 

chtfertigte 

„Verteidigungsanstrengungen“ fehl- 
interpretiert werden. 

Erinnert sei in diesem Zusammen- 
hang an die Haltung der Kommuni- 
stischen Internationale zum Zweiten 
imperialistischen Weltkrieg. Die Kom- 
munisten lehnten diesen Krieg als von 
allen Seiten ungerechten imperia- 
listischen Krieg ab; die Kommunisten 
Frankreichs 2.B. lehnten es ab, einen 
Standpunkt der „Vaterlandsverteidi- 
‚gung‘ gegen den’ deutschen Faschis- 
mus zu beziehen (wasihnen bisweilen 
heute noch von Trotzkisten und an- 
deren Antikommunisten vorgeworfen 
wird). Dies änderte sich erst, als der 
deutsche Imperialismus selbst durch 
den Überfall auf die Sowjetunion den 
Charakter des Krieges änderte - d.h. 
wo dieser nicht mehr nur als imperia- 
istischer Raubkrieg geführt wurde, 


sich dagegen erheben, müssen den im- 
tischen Charakter der beiden 

mäsen zeigen, da desr Kg den 
m zeigen, ser ion 
Völkern der Welt lediglich Schaden 
zufügt und Ihnen nicht im geringsten 
mätzt, sie müssen die verbrecherischen 
Taten der sosialdemokratischen Par- 
teien enılarven, die den imperialisti- 
chen Krieg unterstützen und die In- 
teresen_des Proletariats verraten." 


sondern zur Vorbereitung neuer Raub- 


Das ganze Geschrei der imperiali- 
stischen Politiker Westeuropas über 
die „russische Drohung“ etc., das die 
chinesische Presse so wohlwollend 
aufnimmt, ist doeh nichts anderes als 
ein Ablenkungsmandver, um die ei- 
‚Benen gesteigerten Kriegsrüstungen 
zu rechtfertigen. Die ersten, die diese 
gesteigerten expansiven und aggressi- 
ven Bestrebungen der westeuropäk- 


Der alte unheilvolle Größenwahnsinn des deutschen Imperialismus in der Mas- 


ke der „europäischen Unabhängigkeit” (,. 
Dieser Standpunkt muß besonders 
betont werden, weil bereits der Ver- 
such unternommen wird, die chinesi- 
sche Politik der „Einheitsfront gegen 
die Supermächte”“ mit der antifaschi- 
stischen Allianz im Zweiten Weltkrieg 
zu vergleichen: damals habe sich die 
Sowjetunion ja auch mit imperlalisti- 
‚schen Mächten gegen den deutschen 
Faschismus verbündet. Dieses 
Bündnis_wurde aber, durch den 
deutschen Überfall auf die Sowjet- 
union erzwungen: skm 


2.1.72) 

schen Imperialisten zu spüren bekom- 
men, sind übrigens nicht einmal die 
„zwei Supermächte“, sondern die 
Völker der „Dritten Welt” (z.Zt. vor 
allem der arabischen Länder) und die 
werktätigen Massen Westeuropas 
selbst. 

Die „KVZ“ des KBW schreibt mit 
größter Selbstverständlichkeit: 

„In ihrer Außenpolitik gegenüber 
den westeuropäischen Staaten gehen 
die ‚n Kommunisten von 
der Einschätzung aus, daß Europa 


union erzwungen; enkam 
nicht etwa zustande, weil die Kom- 
munisten die Sache des US-Imperia- 
limus und seiner imperialistischeı 

Verbündeten für „besser“, „gerech- 
ter" etc. gehalten hätten als den deut- 
schen Faschismus. 


Die antifaschistische Allianz wirkte 
sich in dem Moment auch negativ aus, 
wo „vergessen“ wurde, was den US- 
Imperialismus, den britischen und 
französischen Imperialismus in den 
‚Krieg geführt hatte, wo ihr Krieg als 
gerechter Krieg hingestellt wurde, wo 
die imperialistischen Verbündeten der 
Sowjetunion als Kräfte des Friedens 
und der Demokratie hingestellt wur- 
den. (130) 

Was bedeutet es also, wenn die VR 
China erklärt, die imperialistischen 
Staaten Westeuropas müßten sich „ 
Verteidigung ihrer Unabhängigki 
zusammenschließen und „ihre Ves 
digungsanstrengungen verstärken"? 
Die notorischen Verteidiger der Aus- 


Die deutschen Imperialisten träumen davon, China gegen die Sowjetunion aus- 
spielen zu können „Morgenpost“, 29.6.73) 


sondern auf der anderen $ 
auch gerechter Krieg für die Verteidi- 
mung der Sowjeimacht, des ersten 
sozialistischen Staaten. Erst dann 
kam es zu einem Bündnis des Sowjet- 
staaten mit einer der imperialistischen 
Krigepartien, 

10 schrieb nach dem faschisti- 
schen Überfall auf Polen 1939: 

„Der jeut ausgebrochene Krieg 
dar” sowohl von seiten Englands 
und Frankreichs als auch von seiten 
Deutschlands ein ungerechter, ein 
räuberischer, ein  imperlalistischer 
Krieg, Die kommunistischen Parteien 
und die Völker aller Länder müssen 


is | senpolitik der VR China sollten Klipp 


und klar sagen, ob sie diese E In 
ehätzung der imperialistischen 
in Westeuropas durch die chine- 
sischen Außenpolltiker für richtig hal 
ten oder nicht, 

Wir halten diese Einschätzui 
krass falsch. Wenn impe: 
Staaten sich zusammenschließen, so 
geschieht das nie zur Verteidigung 
Ihrer Unabhängigkeit, sondern zur 
Verstärkung ihren Gewichts im im- 
perialistischen _Konkurrenzkampf. 

jenn imperilistische Staaten rüsten, 
so geschleht das nicht aur Vorteldi- 
nung der nationalen Unabhängigkeit, 


der Einschätzung aus, daß Europa 
‚gegenwärtig den strategischen Schwer- 
Punkt im Ringen der Supermächte 
um die Weltherrschaft darstellt. Dabei 
‚halten sie es für richtig, alle Strömun- 
‚sen in der westeuropäischen Politik 
Zu ermutigen, die sich diesem Hege- 
moniebesreben _enigegenstellen.” 
(131) Diessei „nichts anderes als eine 
korrekte Anwendung der Generallinie 
der Außenpolitik sozialistischer Stas- 
ten auf die besondere Situation in 
Westeuropa.“ 

Eine erstaunliche These! Man 
braucht. nur die „Peking Rundschau” 
z.B. aufzuschlagen, um zu sehen, wer 
da „ermutigt” wird: Schröder, Strauß, 
Pompidou, Heath — reaktionäre im- 
perislistische Politiker. Und die Poli- 
tik, zu der sie „ermutigt“ werden, ist 
selbstverständlich _imperialistische, 
aggressive und expansive Politik 
maskjert mit verlogenen Phrasen über 
nationale Unabhängigkeit, Kampf 
gegen Hegemoniebestrebungen, „Ge- 
fahr aus dem Osten“, „europäische 
Solidarität; ete. blah blah .. Imperia- 
listen zu „ermutigen“, das heißt eben 
stets, imperialistische Politik zu er- 
mutigen. 

Die „KVZ“ übertreibt das Toleranz- 
maß an zuzubilligender Naivität, wenn 
sie fortführt, daß „die chinesischen 
Genossen Keinen "imperialistischen 
Zusammenschluß der westeuropdi- 
schen Länder (unterstützen), sondern 
fie unterstützen einen Zusammen- 
schluß nur, insofern er gegen das 
Hegemoniebestreben der beiden Sw- 
permächte gerichtet ist .." (131) 

Diese haarsträubende „Logik“ 
eines Berufsopportunisten ist sehr 
ausbaufähig. Etwa so: wir unterstüt- 
zen die NPD nicht als faschistische 
Partei, sondern nur, insofern sie gegen 
die bürgerlichen Parteien SPD und 
CDU gerichtet ist. (Wir fassen dies 
als Übertreibung, und nicht etwa als 

ung an die Adrene des KDW 


Die EG Ist eben ein imperlalisti 
scher Zusammenschluß zu imperiali- 
stischen Zwecken, und es Ist unsinnig, 
davon zu abstrahleren — d.h. die EG 
„als solche" von ihrem Imperialisti- 
ächen Klassencharakter zu lösen. Im 
übrigen waren die Imperialisten noch 
nie darum verlegen, ihre eigenen 
imperialistischen Ziele als Kampf ge- 
‚gen die Vorherrschaft anderer 
Imperialistischer Mächte propagandi- 


stisch vor den Massen zu vertreten 


Beispiele: das deutsche Kaiserreich 
und der deutsche Faschismi 
Aufgabe der 


naler Verteidigung gegen die Drohung 
aus dem Osten“, von „europlischer 
Solidarität" etc. entgegenzutreten und 
den Meresiven, expansionistischen 
Hintergrund aufzuzeigen. In diesem 
Sinn müssen wir uns auch von der Be- 
schönigung und Verharmlosung des 
westeuropäischen Imperialismus 
durch chinesische Politiker abgrenzen. 


Steine aus dem Glashaus — 
revisionistische Hetze gegen die 
VR China 


Die  revisionistischen Parteien, 
„mit der KP4SU an der Spitze“, 
rgießen eine Flut von Beschimpfun- 
‚gen über die VR China, die weitgehend 
»o blöd und inhaltsleer sind, daß es 
sich nicht lohnt, sie in Einzelheiten 
wiederzugeben. Freilich wäre es selt- 
sam, wenn die Revisionisten sich nicht 
auch tatsächliche Unklarhei- 
ten und Fehler der chinesischen 
Außenpolitik zu demagogischen 
Zwecken zunutze machen würden. 
schen Angrifie gegen du anilsehe 

‚Angriffe gegen. 
China den Charakter von Kriegshetze. 
Dies ergibt sich klar aus dem politi- 
schen Verständnis des Revisionismus. 
Ebenso wie der Überfall auf die CSSR 
1968 als „brüderliche Hilfe“ und 
„Rettung des Sozialismus” deklariert 
‚wurden, würden die Revisionisten im 
Prinzip such einen Überfall auf die 
VR China „rechtfertigen“ können 
zumal die jetzt schon gegen China er- 
hobenen revisionistischen Vorwürfe 
weit schwerer sind als 1968 gegen 
Dubeek & Co. in der CSSR. 
(Val. dazu den 1. Teil dieses Artikels 
inAK 34) 

Unmittelbar zielen die revisionisti- 
schen Angriffe darauf, die KPCh zu 
diskreditieren (und damit auch z.B. 
deren Revisionismus-Kritik und die 
marxistisch-Ieninistischen Organisa- 
tionen), und darauf, von der Außen- 
politik der reyisionistischen Staaten 
selbst abzulenken. 


wur 
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ben, während die sowjetische Rı 
rung als Vorkämpfer für das Selbst- 
bestimmungsrecht der Völker in den 


und viele andere nationale Minder- 
heiten unterdrückt. 

Die Sowjetrevisionisten unterstütz- 
ten den Völkermord der ni 
schen Zentralregierung in Biafra, sie 
üsteten und rüsten die irakische Bour- 
geoisie zur Unterdrückung des kurdi- 
chen Volkes aus. Als Vertreter des 
Selbstbestimmungsrechts der Völker 
und Ankläger der chinesischen Politik 
sind die Revisionisten wirklich nicht 
sehr glaubwürdig! 

Und wenn die Unterstützung der 
„Europäischen Gemeinschaft” durch 
die chinesische Aı tik von den 
Revisionisten mgeeriften 
wird — wer waren denn die ersten, 
‚die imperialistische Politiker als „ver: 
nünftig“ und „maßvoll” anpriesen, 
die die „realistische Fraktion” des 
Imperialismus erfanden, die mit dem 
Sanzösischen Im; ws firteten? 
Die Führer der 

"Wenn die Sowjetregierung so etwas 
macht, ist es angeblich „sozialistische 
Außenpolitik entsprechend den lenin- 
schen Prinzipien der friedlichen Ko- 
existenz“‘, im Falle Chinas aber „Ver- 
rat“ und „Schützenhilfe für den Im- 
perialismus“. 

Die pharisderhafte, verlogene Pole- 
mik der Revisionisten gegen die VR 
China soll davon ablenken, daß der 
Sowjetrevisionigmus nicht nur dem 
Imperialismus zahlreiche Zugeständ- 
nisse gemacht hat, sondern selbst in 
seiner Außenpolitik imperialistische 
Züge hat. Dieses Manöver gelingt na- 
türlich dann. verhältnismäßig gut, 
wenn die  revisionistische Polemik 
sich in einzelnen Fragen auf Unklar. 
beiten und Schwächen der chinesi- 
schen Außenpolitik stützen kann. 


N 
A 
H 
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Die Imperialisten mobilisieren den 


ussonschrack“, um die eigene Aufrüstung 


und Kriegsvorbereitung voranzutreiben (,„Morgenpost”, 31.8.73) 


An einem noch aktuellen Beispiel 
wird das besonders deutlich, nämlich 
an der revisionistischen Polemik gegen 
das diplomatische Verhalten der 

China gegenüber der faschistischen 
Junta Chiles. Die Revisionisten ver- 
spritzen kübelweise Gift und Galle, 
weil China die diplomatischen Bezie: 


men, daß die Sowjetunion und andere 
revisionistische Staaten die Beziehun- 
gen zur Junta „unterbrochen” haben. 

Kein Revisionist aber regte sich, 
auf, keine kritische Anmerkung er- 
schien in „UZ” und ähnlichen Zei 
tungen, daß die sowjetische Regierung 
seit Jahren ihre Beziehungen zur fa 
schistischen Junta in Kambodscha 
aufrechterhalten hat. Sind etwa die 


Und dabei gab und gibt es in Kam- 
bodscha — anders als in Chile 
immer ausgedehntere befreite Gebiete 
und eine Keı ieser Geb 

Bin anderes Deispiel: Pakiat 
Hier malten die Berfenine Hal 
tung Chinas in den schwärzesten Far- 


Trotzkistische Schützenhilfe 
für den Revisionismus 


Die Trotzkisten haben seit eh und 
je geleugnet, daß die Volksrepublik 
‚China ein sozialistisches Land ist, wie 
sie überhaupt stets die Enistene sozia- 
istischer Länder abgestritten haben. 
$o wie Trotzki in den 20er und 
30er Jahren den Aufbau des Sorlalis- 
mus in der Sowjetunion für unmög- 
lich erklärte, so leugnen die Trotz- 
kisten diese‘ Möglichkeit auch, für 
China: da das Proletariat-in China 
zahlenmäßig schr schwach 
sch nicht vorhanden“ w 
Sig der Chin 
auf die Massen 


schwerer f, 
„nicht ohne Verzerrungen und schwe« 
fo Deformationen für die Politik 


KP blieb“ (133). 


. 
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s. VR China 


Unklarheiten und Fehler der chine- 
sischen Außenpolitik in einzelnen Fr 
gen bieten den Trotzkisten natürliche 
Angriffsflächen. Der Zweck aber ist 
steta, den sozialistischen Charakter der 
VR China zu leugnen. 

Die demagogischen Angriffe der 
Trotskisten gegen die chinesische 
‚Außenpolitik. sollen bestreiten, daß 
zwischen der Außenpolitik Chinas 
und der Sowjetunion wesentliche U n-' 
terschiede bestehen. Die Trotz-| 
kisten behaupten, daß sich die chine- 
sische Außenpolitik „in keinem we- 
sentlichen Punkt von der vielge- 
‚schmähten ‚friedlichen Koexistenapo- 
itik' der VÄSSR unterscheidet.” (134) 

Die Konsequenz auk dieser These 
ist objektiv eine Aufwertung 
‚des Sowjetrevisionismus. Diese Kon- 
sequenz wird gelegentlich auch aus- 
‚drücklich vollzogen. So etwa in der 
Pakistan-Frage wo die Trotzkisten 
nicht nur darauf verzichteten, die im- 
perllistische Politik Indiens und der‘ 
Sowjetunion in diesem Zusammen- 
hang zu entlarven, sondern im Gegen- 
teil die Rolle des Sowjetrevisionismus, 
und der indischen Bourgeoisio noch 
verherrlichten. (135) 

Wenn die Trotzkisten behaupten 
die sowjetische Außenpolitik unt 
scheide sich nicht wesentlich von der 
‚Chinas, so Ist zu fragen: hat China die 
CSSR überfallen? Bedroht China mi 
ürsch die Sowjetunion? Es muß ja 
wohl so sein, da die Trotzkisten zwi- 
schen der Politik des Sowjetrevisionis- 
mus und der Politik der VR China k 
nen wesentlichen Unterschied entdel 
ken können? ! 

eiter ist es wohl doch ein Unter- 
schied, daß China für die Rechte der 
Länder auf ihre TerritorialGewässer 
eintritt, während die Sowjetunion an 
der Ausplünderung dieerGe- 
wässer teilnimmt. Und dies gilt für ei- 
ne Reihe weiterer Fragen, wo es vor 
allem darum geht, die Länder der 
Dritten Welt vor imperilistischer Aus- 
plünderung zu schützen. 

Die Trotzkisten leugnen praktisch, 
‚daß der Sowjetrevisionismus eine nach 
Hegemonie: strebende Außenpolitik 
betreibt, China jedoch nicht. Mit der 
Leugnung dieses wesentlichen Unter- 
schieds leisten die Trotzkisten wieder 
einmal Schützenhilfe für den Revisio- 
nismus, 


Zu einigen Irrtümern des KBW 


I relartv ist, desto mehr zwingen sie die 


anderen Staaten, ihre Unabhängigkeit 
‚segenüber den Supermächten herzu- 
stellen bzw. zu verteidigen, Das gilt 
selbst für die Imperialistischen Stas- 
ten Europas, die sich aus der Abhän- 
igkeit des US-Imperiatismus lösen 
und eine selbständige imperialistische 
Politik betreiben wollen. Auch diese 
‚Entwicklung schwächt den Imperialis- 
mus insgesamt und widerspricht den 
Hegemoniebestrebungen der beiden 
‚Supermächte. Insofern ist diese Ent- 
wicklung nicht schlecht, sondern gut. 
Auch sie kann von den Völkern der 
Welt und von der Arbeiterklasse des 
Jeweiligen imperialistischen Landes 
ausgenutzt werden, weil sie den Feind. 
differenziert und nicht das Proletarlat 
ledes einzelnen Landes sofort in die 
Konfrontation mit dem ganzen impe- 
rülistischen System treibt. Vielmehr 
‚können die Völker der Welt und das 
Internationale Proletariat ihre Feinde 
zunächst getrennt angreifen und schla- 
gen. 

‚Für das westdeutsche Proletariat 
bedeutet dies keineswegs, daß es sich 
mit der westdeutschen Bourgeoisie 
‚gegen die USA oder den Soztalimpe- 
rialismus verbünden und die Herstel- 
hung der EG unterstützen könnte. Es 
bedeutet einfach, daß der Kampf ge- 
‚sen die westdeutsche Bourgeoisie in 
dem Maße erleichtert wird, wie sich 
die Feinde auf der Seite des Imperia- 
tımus und der internationalen Kon- 
terrevolution differenzieren und das 
westdeutsche Proletariat sich im we- 
‚sentlichen zunächst seiner eigenen 
Bourgeoisie entgegenstellen kann, um 
diese zu schlagen, bevor es sofort die 
‚ganze internationale Konterrevoluti- 
on auf dem Hals hat.” (136) 

1.8. behauptet also zunächst, die 
westeuropäischen Imperülisten seien. 
durch die „Supermächte“ gezwungen, 
sich zusammenzuschließen, um ihre 
staatliche Unabhängigkeit zu vertei- 
digen. Noch deutlicher wird dies in ei- 
nem anderen Artikel der „KVZ“ 
„Das Komplott der Supermächte 
Zwingt die europäischen Staaten, sich 
zusammenzuschließen.“ (137) 

Dies heißt, die imperialistische 
Propaganda gläubig nachzuplappern. 
Es ist leicht zu sehen, daß es sich bei 
der „Einigung Europas“ um einen hi- 
storischen Prozeß handelt, der sich 
nach dem 2. imperialisischen Krieg, 
praktisch entwickelte, und dessen 
Stoßrichtung nicht „gegen die Super- 
mächte“ ging (die Sowjetunion war 
damals noch ein sozialistisches 


‚Land!!), sondern gegen die Sowjetuni- 


den „Habenichtsen, die sich zusam- 
menschließen müssen” etc. entlarven, 
Sit us igenem Umvrstan oder sus 
falsch verstandener Loyalität gegen- 
über der VR China die Impertaitl. 
schen Schnacks nachzubeten. 

Weiter: J.$. behauptet, daß diese 
Entwicklung, d.h. hier speziell die 
„Unabhängigkeitsbestrebungen“ der 
Westeuropäischen Imperialisten, den 
Imperialismus insgesamt schwächt. 
‚Auch dies ist so nicht richtig. 

Wenn die westeuroplischen Impe- 
Halisten eine mehr „selbständige“ Po- 
Aitik treiben wollen, »o erfordert dies 
verstärkte Anstrengungen auf ver- 
schiedenen Gebieten der Wirtschaft 
und Politik, die aus den werktätigen 
Massen herausgepreßt werden. Soweit 
dies gelingt, # t Ark. es objektiv 
den Imperialismus insgesamt. 
Dies wird besonders deutlich in der 
Frage der militärischen Rüstung, die 
unter Vorwänden wie „Gefahr aus 
‚dem: Osten“, „mehr Unabhängigkeit 
von unseren amerikanischen Verbün- 
deten“ u.. vorangetrieben wird, und 
wodurch das militärische Potential der 
NATO insgesamt natürlich nicht ge- 
schwächt, sondern gestärkt wird. Dies 
ist dem US-Imperialismus nicht ein- 
mal’besonders unangenehm. 

Verstärkt werden unter dem Vor- 
wand der „Unabhängigkeit Europas“ 
etc. auch der Kapitalexport, der kapi- 
alistische Konzentrationsprozeß, Be- 
mühungen um neue, „unabhängige“ 
Energie-Quellen u.a. 

Schließlich erlaubt eine stärkere 
der_westeuropäl- 

Imperilis- 
gesteigerte 
und verfeinerte Arbeitsteilung beim 
Eindringen in die Länder der „Dritten 
Welt" — d.h. die westeuropäischen 
Imperialisten könnten Aufgaben wahr- 
nehmen, die den US-Imperialisten ver- 
sperrt sind, z.B. die Politik des (ranzö- 
sischen Imperialismus gegenüber Li- 
byen und anderen arabischen Staaten. 

Die Verschärfung der zwischenim- 
perilistischen Widersprüche und das 
Auftreten bzw. die Entwicklung einer 
neuen imperialistischen „Supermacht“ 
— die EG — „zwingt“ zunächst ein- 
mal alle Imperilisten dazu, ihre 
‚Anstrengungen zu verstärken, und in 
diesem Maß wird auch der Imperialis- 
mus insgesamt gestärkt. G e- 
schwächt jedoch wird der Impe- 
nlalismus in dem Maß, wie die ver: 
schärfte Auspressung der werktätigen. 
Massen nicht mehr durch dkonomi- 
sche Vorteile und ideologische Bemü- 


mit dem ganzen imperialistischen Sy- 
stem weibl.” 

‚An anderer Stelle desselben Art: 
kels behauptet J.$., daß „das west- 
deutsche Proletarlat sich im wesentli- 
chen zunächst seiner eigenen Bourge- 
oisie entgogenstellen kann, um diese 
zu schlagen, bevor es sofort die ganze 
internationale Konterrevolution auf 
Hals hat, 

Ein nalver Traum, Die Widersprü- 
‚che unter den Imperialisten haben die- 
se kaum je gehindert, gegen die revo- 
hutionäre Arbeiterbewegung zusam- 
menzustehen. 80 war es 1871 bei der 
Niederschlagung der Pariser Comune, 
so war es beim Versuch der Imperiali- 
sten, die Junge Sowjetmacht zu zer- 


Was speziell die BRD angeht, so 
sind hier vor allem starke militärische 
Verbände des US-Imperialismus. 
‚oniert. Bei allem „Selbständigkei 
Streben des westdeutschen Imperlalis- 
mus gibt es doch keinen imperialisti- 
schen Politiker in der BRD, der für 
den Abzug dieser Truppen eintre- 
ten würde, Die militärische „Präsenz“ 
des US-Imperialismus in der BRD 
dürfte von den westdettschen Imperk- 
alisten wohl erst dann in Frage ge- 
stellt werden, wenn sie selbst (und die 
anderen westeuroplischen Imperlali- 
sten) den eigenen militärischen Appa- 
rat entsprechend aufgebaut haben. 
Selbst wenn es einmal zum Abzug 
der US-Truppen aus der BRD kom- 
‚men sollte (was momentan noch gar 
nicht zur Diskussion steht), könnten 
diese Truppen im „Ernstfall” gegen ei- 
ne revolutionäre Bewegung sehr rasch 
wieder zur Verfügung gestellt werden 
G„Luftbrücke"). 

Im Übrigen, was J. S. offenbar 
auch übersehen hat, macht der Pro- 
zeß der „europäischen Einigung” (der 
von dem „Selbständigkeits”-Streben 
der westeuropäischen Imperialisten 
nicht zu trennen ist) es völlig unwahr- 
scheinlich, „daß in einem Krieg zwi- 
schen Revolution und Konterrevolu- 
tion das Proletariat eines westeuropä- 
ischen Landes nur seiner eigenen 
Bourgeoisie gegenüberstehen würde — 
die Konterrevolution nimmt „gesamt- 
europäischen” Charakt 

Die Haltung des KBW gegenüber 
dem ‘Streben der westeuropäischen 
Imperialisten nach mehr „Selbstän- 
digkeit" und „Unabhängigkeit ist 
durchaus zwiespältig. Zwar ruft der 
KBW auf zum Kampf gegen die Kon- 
kreten Auswirkungen dieser 
Politik („Gegen die Nolstandamaß- 


Zu einigen Irrtümern des KBW 


Im ersten Abschnitt dieses Teils 
sind wir schon auf einen Aspekt der 
Haltung des KBW zur chinesischen 
Außenpolitik, speziell gegenüber West- 
europa, eingegangen. 

‚Am klarsten zusammengefaßt sind 
die entsprechenden Fehlpositionen 
des KBW in dem Artikel von 3S., 
„Der Aufruhr in der Welt verstärkt 
Sich“, in der „KVZ" vom 24.10.73 
Hier zunächst ein längeres Zitat dar- 
aus: 

„Er ist 10: Je mehr die beiden Su- 
permächte in ihren Hegemoniebestre- 
bungen miteinander zusammenarbei- 
ten und rialisieren, wobei die Rivall- 
ıdt absolut und die Zusammenarbeit 


Einige Genossen haben die Er- 
Klärung im ersten Teil dieses Arti- 
keis(AK 34) nicht akzeptiert oder 
nicht verstanden, daß zwischen 
den Prinzipien der Friedlichen 
Koexistenz und dem proletari- 
schen Internationalismusein W i- 
dersprüch besteht. Der pro- 
letarische Internationalismus ist 
immer das Grundprinzip soziali- 
stischer Außenpolitik, die Friedli- 
che Koexistenz ist ein Teilder s0- 
zialistischen Außenpolitik — di 
zwischen kann kein Widerspruch 
sein, sagen die Genossen. 

Der proletarische Internationa- 
lismus und die Friedliche Koexk- 
stenz = soweit sie auf imperlali- 
stische und kapitallsische (bzw 
haldkapitalistische) Staaten ange- 
wandt wird - haben es mit unter“ 
schiedlichen Klassen zu tun, Der 
proletarische Internationaliım 
fichtet sich an rktätigen 
Massen, die Friedliche Koexistenz, 
dagegen an die Nourgeoisie 

Dies heißt natürlich nicht, 
es nicht auch für das Proletariat 
eines imperialistischen Landes 
vorteilhafter Ist, wenn Bezichun 
gen der Friedlichen Kocxistenz 
au den walalistischen Ländern 
bestehen, alı wenn Krieg geführt 
wird. 80 steht die Frage aber gar 


mächte" ging (die Sowjetunion war 
damals noch ein sozialistischen 
Land!!), sondern gegen die Sowjetunk- 
om und die neuentstandenen sozialisti- 
schen Staaten, gegen die Völker der 
„Dritten Welt“ und gegen die werktä- 
pen Massen Westeuropas selbst. Dies 
war der Grund für die Imperialisti- 
schen Zusammenschlüsse wie EWG 
und NATO. 

Die Imperislisten Westeuropas r#- 
sten zu einem neuen Umverteilungs- 
‚kampf, zu einem neuen Eindringen in 
die Länder der „Dritten Welt“ — und 
dies ist grundsätzlich verschieden, von 
dem gerechten Unabhängigkeitskampf 
unterdräckter Völker. 

Die Kommunisten müssen deshalb 
das ganze imperialistische Gerede von 
einem „unabhängigen Europa“, von 


———— —Friedliche Koexistenz und proletarischer Internationalismus- 


wirtschaftlicher, kultureller u. 
Ebene mit einem _ imperialis 
schen Staat sind Beziehungen zur 
Bourgeoisie, und nicht Beziehun- 
gen zum V 01 k des betreffen- 
den imperialistischen Landes. 
Wer dies abstreitet, sollte am 
besten auch gleich leugnen, daß 
Regierungen der imperiall 
schen Staaten die Interessen der 
Bourgeolie vertreten. 
Kompromiß mit der Bourgeol- 
sie eines imperialistischen Landes, 
aastliche Bewirtung imperialisti- 
scher Politiker und Austausch 
plomatischer Höflichkeiten, Han 
deubezichungen zum „gegenseit 


tarischen Internationallsmus im 
Widerspruch. Dies darf man aller- 
dings nicht mechanistisch so ver- 
wären diese beiden 


mehr ergänzen sie einander tat- 
sächlich Im Sinn der Dialektik, 
10) 

In AK 34 war schon darauf 
hingewiesen worden, daß sich der 


Widerspruch am deutlichsten In 
der Frage der  „Nichteinmi 
schung”, d.h, einam der fünf Prin- 
zipien der Friedlichen Koexi- 


venz. zeigt. 


hungen („europäische Solidarität”" ge: 
Massen nicht mehr durch ökonomi- 
sche Vorteile und ideologische Baml- 
hungen („europäische Solidarität” 
‚gen die „Erpressung“ der Rohstoffge- 
biete der „Dritten Welt“ und gegen 
die „Supermächte“) den Massen 
schmackhaft gemacht werden kann, 
sondern Widerstand hervorruft 

Diese Entwicklung ist also nur in 
‚dem Sinne „gut“, wie der Imperialis- 
mus überhaupt „gut“ ist, weil er die 
unmittelbare Vorstufe des Sozialis- 
mus ist, 

3.8. behauptet, diese Entwicklung 
erleichtere den werktätigen Massen 
der imperialistischen Staaten und den 
unterdrückten Völkern ihren Kampf, 
„weil sie den Feind differenziert und 
nicht das Proletariat jedes einzelnen 
Landes sofort in die Konfrontation 


Wenn ein sozialistisches Land 
dem Proletariat eines kapitalisti 
schen Landes durch eine militäri- 
sche Intervention zu Hilfe 
kommt, um dessen Bourgeoisie zu 
schlagen, so ist die Friedliche Ko- 
existenz absolut aufgehoben, Ge- 
wissermaßen eine Stufe darunter 
steht es, wenn ein sozialistischen 
Land revolutionäre Bewegungen 
in einem kapitalistischen Land 
‚durch militärische und andere Zu- 
wendungen unterstützt. In die- 
som Fall besteht zwar noch 


den zwischenstaatlichen Bezie- 
hungen (es herrscht kein Krieg 
zwischen ihnen), aber der proleta- 
‚ernationallamus (die Un- 
terstötzung der revolutionären 
Bewegune) übervigt gegenüber 
den Prinzipien der Friedlichen 
Kooxistenz, Von Nichteinmi- 
schung wird man in einem sol 
‚chen Vall nicht mehr reden kön- 
‚en, (China hat in dieser Weise 
Yängere Zeit u.a. revolutionäre De- 
wegungen In Burma und Indien 
unterstützt, sowie natürlich in 
Indochina) 

Außerdem gibt es abgestufte 
mindere Formen der Unterstüt- 
zung für revolutionäre Dewegun- 
en. Der Extremfall wäre auf der 
anderen Seite der fast völlige Ver- 


nahmen” etc.). aber immer wieder tut 
kreten Auswirkungen dieser 
Politik („Gegen die Notstandsmaß- 
nahmen” etc.), aber immer wieder tut 
der KBW trotzdem s0, als ob die Poli- 
tik der westeuropäischen Imperial 
sten irgendetwas mit einem angebli- 
chen Unabhängigkeitskampf „gegen 
die Supermächte” zu tun hätte. 3.8 
z.B. spricht von der „Unterstützung 
dieser Länder (durch China - Anm. 
AK-Red.) bei der Vertehligung ihrer 
Unabhängigkeit gegen die beiden 5 
permächte”.(138) Dies ist im Grunde 
eine Verschleierung der Interessen der 
westeuropäischen Imperialisten. 

Es wäre nur konsequent, wenn 
der KBW, gemäß den aktuellen Pa- 
rolen der chinesischen Außenpolitik 
schließlich gleichfalls zur Schlußfol- 
‚gerung käme, daß die „Verteidigungs- 


zicht auf eine parteiliche Stellung- 
nahme zu den „inneren Angele- 
‚genheiten“ der imperialistischen 
Länder, was heißen würde, daß 
in diesem konkreten Fall die 
Friedliche Koexistenz die Haupt- 
seite des Widerspruchs über 
dem proletarischen Internationa- 
Hiumus bilde 

Der proletarische Internatio- 
nalismus ist seinem Wesen nach 
„Einmischung” in die „Inneren 
Angelegenheiten“ eines impertali- 
stischen Landes. Konkret ist im- 
mer die Frage, wie weit diese 
„Einmischung“ getrieben wird 
ind welche Zugeständnisse zu- 
gansten der Friedlichen Koex- 
‚stenz gemacht werden. Es wird 
wahrscheinlich die außenpolit- 
schen Beziehungen „belasten“, 
wenn ein sozialistischen Land all 
zu deutlich zu den Klamenkämp- 
fen in einem imperialistischen 
Land Stellung bezieht und einen 
erklärt parteilichen Standpunkt 
einnimmt. Als Beispiel mag die 
außenpoliische „Isollerung” der 


'VR_ China während der großen 
proletarischen Kulturrevolution 
1966/67 di Man braucht 
nur di „Peking Rund 
schau'“ aus jener Zeit zu verklel- 


‚chen mit aktuellen Ausgaben, um 
zu sehen, daß die damals sehr in- 


anstrengungen” der NATO posteigert 
werden müssen, daß der RG-Zusam- 
menschluß eine „positive Tender 
ist und daß die imperialistische Dow 


neoisie Westeuropas eine Rolle Im 
;ampf wegen die Supermächte”" 
Apielen kan. 


Vorerst begnögt man sich mit dei 
Halbherzigkeit, zwar die chinesischen 
Einschätzungen der Weltlage in Bausch 
und Bogen für korrekt zu erklären 
(139), aber in vielen konkreten Fällen 
das Gegenteil zu tun. [} 


Sowietunion, England und den Vereinigten 
Staaten an der Spitze, stand die Sache der 
Gerechtigkeit, der Freiheit und das Fort- 


131.) Die Politik der VR China gegenüber. 
den Supermächten und den. imperialisti- 
schen Ländern Europas, „KVZ" vom 10, 
10.73,5.14 

132.) Indien und Paklttan waren bin 1947 
britische Kolonie, Alt der britische Imparl- 
lismun sich 1947 zurückziehen mußte, wur- 
de can Gebiet geteilt In die selbständigen 
Stasten Indien und Pakistan, und zwar nach 
dem Prinzip, mohemedanische Bevölkerung 
zu Pakistan zu geben, und die Hindu-Bevöl- 
kerung zu Indien. Die Bevölkerung Kasch- 
mirs, nördlich von Indien, bestand zu 80% 
aus Mohamedanern und wünschte den An- 
Achtuß, on Pakistan. Der Landesfürst war je- 
dochein Hindu,der Kaschmir an Indien an- 
chlioen wollte. Indische Truppen überfie- 
Jen Kaschmir und unterdrückten den Wider- 
stand der Bevölkerung. Es kam zum ersten 
Indisch pakistanischen Krieg. 

‚Auf Vorschlag der UNO wurde Kasch- 
mir daraufhin provisorisch geteilt, 
bis zum Stattfinden einer V ol ksab- 
stimmung über die Zukunft Kasch- 
mir. Dies war 1940. 

Indien bagann jedoch zügig, sich „si- 
nen" Teil Kaschmirs endgültig einzuverli- 
ben. 1967 wurde der von indischen Trup- 
Pen beustzte Teil Kaschmirs zu einem Be- 
standteil Indians erklärt, gegen dan Protest 
der UNO. 

Aufstände in Kaschmir wurden von der 
indischen Bourgeoisie 1953 und 1965 biu- 


Land’; „Spartacus”, Nr. 40/dull 73 Zeit 
schritt Ser gleichnamigen trotzkisischen 


er Sache (laut NRF 1/72, 8. 17, Anmer- 
kung unten). 

136.) Der Aufruhr in der Welt verstärkt 
sich, Politischer Berichten Sakretärs an 
das Zentrale Komiten vom 13. Oktober, 
in „KVZ” vom 24.10.73. 8. 12 

137.) Gegensätze in EWG und NATO, in 
„KVZ“ vom 10.12.79,8.3 

Fa8.) wie 131 


tensive und klar parteiliche Stel- 
hungnahme der KPCH zu den 
Kiassenkämpfen in Westeuropa 
weitgehend verschwunden 
ist zugunsten möglichst harmonl- 
scher außenpolitischer Beziehun- 
gen zu den Bourgeolsion dieser 
Länder, ‚Dies geht soweit, daß in 
der chinesischen Presse Artikel in 
der Art romantischer Reisehe- 
schreibungen erscheinen, in de- 
nen zwar die Sorgen wekteuropl- 
ischer Kapitalisten und imperiali- 
stischer Politiker erwähnt wer- 
den, aber das Proletarat kaum 
erscheint. (141) 


Es ist also sehr wohl so, daß 
die wozialistische Außenpolitik je- 
konkret bestimmt, worauf 
Schwergewicht im Kinzelfall 
legt wird - proletarischer Inter- 
tionalismus und _ parteiliche 
Stellungnahme zu den Klassen 
kämpfen oder Friedliche Koex« 
stenz und möglichst harmonische 
außenpolitische Jeaichungen, wor 
bei dies natürlich keine absol- 
ten, einander ausschließenden Ak 
ternativen sind, sondern sie sozu- 
sagen in oinam Jeweils bestimm- 
ten Mischungsverhältnis neben- 
einander existieren, dies Verhält- 
nis aber von Fall zu Fall unter- 
schiedlich sein kann entsprechend 
‚den konkreten Nedingungen und 


Einschätzungen, " 
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ine „praktische Wendung" der neu- 
n „Linie” des KBW zeigte die 
famburger SSG/KBW in der Frage 
der Verbotsdrohungen genen den 
KSV. 

Nach dem Bekanntwerden des Ver- 
botsantrages der Westberliner CDU, 
SPD und FDP fand in Hamburg auf 
Initiative des KSV und der „KPD“ 
ein Gespräch übe: 
monstration sta 

Die Vertreter der SSG/KBW traten 
bei diesem Gespräch außerordentlich 
demagogisch auf: Sie erklärten eine 
Demonstration im Zusammenhang 
mit den Verbots-Drohungen gegen den 
KSV für „sektiererisch” und forderten 
die, anwesenden Organisationen auf, 
stäftdessen an einer bereits von di 
SG geplanten Demonstration „ 
die Notstandsmaßnahmen“ tilzu: 
men (der zweite Anlauf nach der ab- 
gesagien Demonstration am 8. De- 
zember). 

Die Vertreter der 8$G beteuerter 
wie unendlich wichtig es doch sei 
den Kampf gegen die „Notstands- 
maßnahmen“ insgesamt zu 
führen, dies sei aber nicht der Fall, 
wenn das drohende KSV-Verbot zum 
Anlaß genommen würde. Den KSV 
würden „die Massen" sowieso gar 
nicht kennen, die „Notstandsmaßnah- 
men” aber spürt doch jeder, 

Nun hatte die „KPD“ tatsächlich 
eine zentrale „Plattform“ vorgelegt, 
die völlig. studentisch-borniert war, 
d.h. sich auf die Situation an den 
Universitäten beschränkte, ohne den 
Gesamtzusammenhang mit der Klas- 
senkampfsituation herzustellen. Die 
Vertreter der „KPD“ erklärten jedoch 
von vornherein diese „Plattform“ für 
nicht verbindlich und 
bereit, eine Demonstration mit der 
Stoßrichtung zu unterstützen, daß der 
Kampf gegen das drohende KSV- 
bot verbunden würde mit dem Kampf 
genen die Angriffe der Bourgeoisie 
allgemein. , 

Es wurde von Sprechern der „KPD“ 
und des KB aufgezeigt, wie sich die 
SSG noch stets mit wechselnden Aus- 
reden aus der konkreten Solidarität 
herausgewunden hat, während sie auf 
der anderen Seite bei jedem Schlag 
gegen sie selbst ein organisationsbor- 
niertes, wehleidiges Gezeter anstimmit. 

Der KB erinnerte u.a. an die Kam- 
pagne um die beiden von der Schul- 


Am 12, Dezember wurde im West- 
berliner Abgeordnetenhaus ein SPD- 
Antrag angenommen, in dem die 
westdeutsche Regierung aufgefordert 
wird, den,Kommunistischen Studen- 
tenverband* (KSV) der „KPD“ zu 
verbieten. 


rausgegangen war ein Antrag der 

CDU, den KSV in Westberlin zu 
verbieten. Die SPD brachte dagegen 
vor, daß ein Verbot des KSV 
allein in Westberlin nicht günstig 
sei wegen der besonderen Situation 
der Stadt sowie aus taktischen Grün- 
den im Rahmen der gesamten 
Kommunisten - Verfolgung in der 
BRD und Westberlin. Die CDU ließ 
sich von den Argumenten der SPD 
Überzeugen und stimmte deren wei- 
tergehendem Antrag auf Verbot des 
KSV in der BRD und Westberlin zu. 

Die Studentenbewegung allgemein 
und speziell der KSV ist seit längerer 
Zeit Gegenstand einer kontinulerli- 
‚chen Hetzkampagne der Bourgeoisie, 
Es soll der Eindruck erweckt werden, 
daß „an den Universitäten der Ter- 
vor regiert”, daß eine „kleine radik: 
le Minderheit” es den „guten, fleißi- 
gen” Studenten unmöglich macht, 
zu arbeiten. 

Der tatsächliche Terror an den 
Universitäten geht von der Bour- 
geolsie aus: 

Reaktionäre Professoren haben 
das „Recht” auf ihrer Seite, wenn 
sie einen marxistischen Wissenschaft- 
Ier wegen seiner politischen Einstel- 
hung daran hindern, überhaupt an 
der Universität eingestellt zu wer- 
den - aber dieselben Leute krei- 
schen laut „‚Terror”, wenn sie in ih- 
ren Vorlesungen auch nur von einem 
Zwischenruf unterbrochen werden, 

Kapitalistenknechte wie der Köl 
ner Professor Scheuch haben di 
„Recht”,2.B. im Auftrag von Pharm: 
Konzernen „wissenschaftliche Gut- 
achten" auszustellen, in denen sie 


daß nicht 
‚dern die „schlechi 


Eltern an körperlichen Schäden der 


behörde entlassenen Referendare 
Hindemith und Altenburg (Mitglieder 
‚der SSG) vor einigen Wochen. Damals. 
hatte die SSG die Kampagne in total 
bornierter Weise auf Schulprobleme, 
und speziell auf die Wiedereinstellung 
der beiden Referendare eingeengt, 
‚Ohne diesen Kampf mit den Entlas- 
sungen in den Betri ‚oder 
auch nur dem allgemeinen 
Berufsverbot im öffentlichen Dienst 
zu verbinden. 


Es ist bezeichnend, daß die SSG 
uns damals in einem Flugblatt folgen- 
de Auffassung zum Vorwurf 
machte: „Man müsse die Sache in 
größeren Zusammenhängen‘ sehen 
und dürfe nicht alles so konkret auf 
die Schule und die Sache, um die ex 
echt, berehen.“ (Flugblatt vom. 26. 


Mit. dieser etwas demagogischen 
Umschreibung ist ‚gemeint, daß wir 
tatsächlich im Gespräch mit der SSG 
die Notwendigkeit betonten, die Din- 
ge um Hindemith/Altenburg nicht 
mit der Nase am Bauchnabel, sondern 
in „größerem Zusammenhang“ zu be- 
handeln, nämlich im Zusammenhang 
mit den umfassenden Angriffen der 
Bourgeoisie. 

Die SSG-Vertreter beim Bündnis- 
gespräch (in der Frage des drohenden 
KSV-Verbots) ernteten deshalb auch 
nur Gelächter, als ausgerechnet sie 
sich jetzt in die Pose derjenigen wer- 
fen wollten, die „den größeren Zu- 
sammenhang im Auge haben“, „di 
Interessen der Massen berücksichtigen‘ 
usw. Nachdem die SSG-Vertreter hin- 
reichend klargemacht hatten, daß sie 
an der geplanten Demonstration der 
Aktionseinheit nicht teilnehmen wür- 
den, wurden sie auf allgemeinen Be- 
schluß an die frische Luft gesetzt. 
Dies passierte-ihnen schon einmal, 
nämlich bei den Bündnisgesprächen 
anläßlich der Polizei-Repressalien im 
Mai gegen die „KPD“. Während da- 
mals jedoch die SSG-Vertreter nach 
Rücksprache mit ihren Vorgesetzten 
reumtig wieder aufkreuzten (und die 
SSG dann auch an der Demonstration 


Kinder schuld seien — aber dieselben 
Leute schreien „Terror", wenn sie 
von den Studenten wegen solcher 
Schweinereien zur Redirgestellt wer- 
den. 

Die bürgerliche Justiz kommt den 
reaktionären Professoren inzwischen 
soweit entgegen, daß sie z.B. den ge- 
ringsten Zwischenruf in einer Vorle- 
sung schon zur „Nötigung” und da- 
mit für strafbar erklärt 

Nach Angaben der „Roten Fahne” 
der. „KPD” vom 19.12.73 laufen im 
Zusammenhang mit derartigen „Vor- 
lesungsstörungen” u.ä. rund” 600 
Strafverfahren. 

Die Bourgeoisie bestimmt, wer 
an den Universitäten lehren darf, 
was gelehrt werden darf, w o- 
für undfür wen „geforscht“ 
wird, und sie bestimmt durch das 
Prüfungssystem auch sehr weit- 
sehend, was von den Studenten 
lernt werden soll. Den Wider- 
land gegen diesen Zustand nennt die 
Bourgeoisie „Terror“ und „undemo- 
kratisch”, weil sie an der Erhaltung 
des bestehenden Zustands, natürlich 
nicht nur an den Universitäten, um 
jeden Preis interessiert ist, Daß das 
Vorgehen des KSV in einzelnen F 
ken schlecht überlegt und sektiere- 
risch war und so nicht dazu beitrug, 
die Kampffront zu verbreitern, muß 
vom. Standpunkt der kommuni 
schen und demokratischen Bewegung 
aus kritisiert werden — sollte jedoch 
nicht das Zusammenstehen gegen die- 
sen neuerlichen Vorstoß der Bourge- 
oisie beeinträchtigen, 


Die Verbowdrohung gegen den 
KSV gehört in den Zusammenhang 
der Maßnahmen, mit denen die Bour- 
solsie die Disziplinierung der Werk- 
tätigen und die Vorbereitung auf 
‚kommende Krisen und Klassenkämp- 
fe vorantreibt: Polizel-Einsatz gegen 


misten-Erlaß” im Öffentlichen Dienst 
und in den Gewerkschaften, Verbots- 
vorbereitungen gegen die kommunis- 


5) 


In ihren folgenden Flugblättern 
steigerte die aus der Aktionseinheit 
katapultisrte SSG ihre Demagogie 
noch, Sie sprach vom KSV, „den die 


als ob das die Frage 
behauptete, die Stoßrichtun 
der Aktionseinheit vorbereiteten De- 
monstration sei: „Unterstützt die 
kommunistischen Studenten!“ (beide 
Zitate aus einem Flugblatt vom 1 
12.73). Sie behauptete, die geplante 
Demonstration würde den Zusaramen- 
hang mit den allgemeinen Angriffen 
der Bourgeoisie nicht herstellen, was 
1. konkret nicht stimmte, und 2. vor 


Anzeige 


dieser Aı ‚nur 


Einschätzung zur Politik der VR 


‚suchen mit dieser Broschüre einen 


zu bekämpfen. 
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tischen Organisationen, rassistische 
Hetze und Propagierung der von den 
Nazis her bekannten „Volksgemein- 
schaft” u.a.m. 

Deshalb ist es falsch, den Ver- 
botsantrag gegen den KSV vorwie- 
gend im universitären Rahmen ein- 
zuordnen und das Schwergewicht 
auf die Solidarität von Studenten- 
organisationen und liberalen Wissen- 
schaftlern („fortschrittliche Professo- 
ven”, „aufrechte Demokraten") zu 
iegen, wie es die „KPD” und der 
KSV getan haben. 

In mehreren Städten gab es Pro- 
testversammlungen und Demonstra- 
tionen gegen den Verbotsantrag des 
Westberliner Abgeordnetenhausen, So 
in Westberlin eine Demonstration am 
12. Dezember, an der nach Angaben 
der „Roten Fahne” vom 19.12.73 
etwa 2.500 Menschen. teilnahmen. 
In Hamburg demonstrierten am 18. 
Dezember etwa 1.000 Menschen. 
Aufgerufen hatten dazu die „KPD", 
der KSV, die „Liga gegen den Impe- 

lismus“, der KOMMUNISTISCHE 
BUND, der SSB, die „KPD/ML“ und 
der Ring Bündischer Jugend (RBJ). 
Die Örtliche Gruppe des KBW (SSG) 
war nicht zu einer einheitlichen De- 
monstration zu bewegen, sondern 
führte ihre Anhänger lieber zwei Tage 
später separat auf die Straße. 

Die DKP und ihr Studentenver- 
ein, der MSB, zeigten sich wie schon 
gewohnt auch diesmal von der 
schlechtesten Selte: sie geben sich 
nicht einmal mehr die Mühe, ihre 
Schadenfreude über die Schläge der 
Bourgeoisie gegen die „Chaoten” zu 
verbergen. Wo Immer sie konnten, 
hetzten sie auf studentischen Ver- 
sammlungen gegen den KSV, um 
Solidaritäts-Resolutionen anläßlich 
des Verbotsantrags zu Fall zu brin- 
‚sen. Den erbärmlichen kleinen Zeit- 
‚gewinn, den sich die Revisionisten 
durch diese Dreckarbeit von der 
Bourgeolsie erkaufen möchten, be- 
zahlen sie mit. zunehmender Ent- 
harvung und Diskreditierung unter 
‚den antikapitalistischen Kräften, 


Zur Politik desKBW(NRF) 


In dieser Broschüre haben wir die wichtigsten 

Differenzen zwischen uns und dem 
KBW in der Form von Nachdrucken aus dem 
ARBEITERKAMPF und aus UNSER WEG zu- 
sammengefaßt. Die Broschüre ist demzufolge 
recht umfangreich. Wir können die Lektüre 


‚rtikelzusammenstellung 
da hier, mit Ausnahme der Differenzen in der 


heute in der kommunistischen Bewegung an- 
stehenden Probleme behandelt worden. Die Fra- 


einen guten Überblick, zum einen über das 
System der politischen Widersprüche des KBW 
und zum anderen über die Diskussionen und Pro- 
bleme der kommunistischen Bewegung. Wir ver- 


tatsächlichen Überwindung des Zirkelwesens über 
die ideologische Auseinandersetzung zu leisten 
und gleichzeitig die Form der Auseinandersetzung 


gen (faktisch eine Verfestigung des Zirkelwesens) 


zu bestellen bei: Verlag ARBEITERKAMPF 


dem Stattfinden der Demonstration 
eine besondere Unverschämtheit war. 
Im weiteren steigerte sich die 8SG zu 
der für das eigene politische Denken 
bezeichnenden Behauptung, daß die 
Stoßrichtung der Demonstration der 
Aktionseinheit „nichts mit den Inter- 
essen der Massen und ihrem Kampf 
gemein hat“ (aus einem Flugblatt 
vom 17.12.73). 

Der Kampf gegen das Verbot kom- 
munistischer Organisationen hat mit 
den „Interessen der Massen“ nichts 
‚gemein — diese These der SSG sollte 
man sich merken! 

Das ist eine Steigerung gegenüber 
der früheren These des KBW, es sei 
ssektiererisch‘‘, gegen die Verfolgung 


‚empfehlen, 
‚China, alle 


Schritt zur 


mit Plattheiten und oberflächlichen Einschätzun- 


SOLIDARITÄTSERKLÄRUNG 


KOMMUNISTISCHEN BUNDES/ 
GRUPPE HAMBURG 


(verlesen auf der Demonstration am 18. Dezember) 


Der Kommunistische Bund 
protestiert aufs schärfste gegen 
die Vorbereitungen eines Ver- 
bots des „Kommunistischen 
Studentenverbandes” (KSV). 
Wir erklären, daß wir darin ei 
nen Angriff der Bourgeoisie 
schen, der sich nicht nur gegen 
eine bestimmte Organisation 
richtet, sondern gegen die ge- 
samte kommunistische und 
darüber hinaus gegen die ge- 
samte linke Bewegung. Trotz 
der bestehenden und teilweise 
schr grundsätzlichen politischen 
Differenzen innerhalb der west- 
deutschen Linken. ist ein soll 
darisches Handeln der gesamten 
Linken gegen diese Angriffe 
unbedingt erforderlich. Diese 
Auffassung haben wir bislang 
immer vertreten und werden 
sie auch weiter vertreten, egal, 
welche Organisation der Linken 
davon jeweils konkret betroffen 
ist. 


Wi meinen weiterhin. daß 
die Verbotsvorbereitungen ge- 
gen. linke Organisationen ein 
Bestandteil der allseitigen Of- 
fensive der Bourgeoisie und ihr 
res Staates gegen die Arbeiter: 
klasse ist, ein Bestandteil der 
von der Bourgeoisie betriebe- 
nen Milltarisierung und Faschr 
sierung von Staat und Gesell- 


WEG MIT DEM DROHENDEN VERBOT DES KSV! 


KAMPF DEN VERBOTS! 


GESAMTE KOMMUNISTISCHE UND LINKE BEWE- 


GUNG! 


von Kommunisten zu kämpfen 
fern es sich nicht um Mitglieder 
KBW handelt!!). 


(00 


ion nicht 
„weil auch unsere Beteiligung 

iektiererischen Charakter der K: 
Demonstration nicht ändern könnte“ 

(Flugblatt vom 17.12.73). Interessant 
ist dies besonders deshalb, weil die 
SG sich wenige Tage zuvor einer 
Demonstration des reformistisch-revk 
sionistischen AStA zum BAROG (es 
‚um Stipendien für Studen- 
mit dem 
Anspruch, den Kampf „gegen die Not- 
standsmaßnahmen” in die Demon- 
stration hineinzutragen (Flugblatt 
vom 12.12.73). 

Beim ASIA also ging es, bel den 
kommunistischen und demokratischen 
Organisationen der Aktionseinheit 
zum KSV-Verbot dagegen nicht. Bine 
aufschlußreiche Logik! Entweder läßt 
sich das BAFOG besser mit dem 
‚Kampf „gegen die Notstandsmaßnah- 
men” verbinden als das drohende 
KSV-Verbot, oder die SSG/KBW sieht 
bei einer von den Reformisten orga- 
nisierten Demonstration bessere 
„Chancen“ als bei den Organisationen. 
der Aktionseinheit, Eine dieser beiden 
Überlegungen — oder beide - muß ja 
wohl dem Verhalten der SSG/KBW 
zugrunde liegen? 

Die SSG/KBW hatte schon anläß- 
lich der Hindemith/Altenburg-Kam- 
pagne die notwendige „breiteste Ak- 
onseinheit der Massen” demagogisch 
gegen die Aktionseinheit der Linken 
ausgespielt (Flugblatt vom 26.9.73, 
„Warum ist die breiteste Aktionsein- 
heit der Massen nötig? “, val. dazu 
AK 34,8. 23 und AK 36, 5.27). 

Dieses auch bei den Bündnisgesprä- 
chen zum KSV-Verbot wieder vorge- 
tragene wichtigtuerische Gezeter ist 
nichts weiter als ein Vorwand für die 
Eigenbrötelei der SSG/KBW, für das 
Fernbleiben von einheitlichen Aktio- 
nen. Denn die Alternative „breiteste 
Aktionseinheit der Massen” besteht 
‚jaaktuell garnicht, und die SSG/KBW 
brachte zu ihrer „Massen“demonstra- 
tion zwei Tage nach der Demonstra- 
tion anläßlich des drohenden KSV- 
Verbots (an der etwa 1.000 Men- 
schen teilgenommen hatten), weniger 
als 200 Menschen auf die Beine. iM 


schaft. Aufgabe der Linken Ist 
sin dieser Situation, In der Ar- 
beiterklasse eine umfassende 
Klarheit über diese Entwick“ 
hung zu schaffen und sie auf 
den einzig möglichen Ausweg, 
den unversöhnlichen Kampf 
gegen die Bourgeoisie zur Zer- 
schlagung ihrer Klassenherr- 
schaft zu orientieren. In diesem 
Rahmen ist die notwendige $o- 
Ndarität gegen die Angriffe 
auf die Organisationsfreiheit der 
Linken auch nicht nur eine 
klusive Angelegenheit der Lin- 
ken selber, mit der man die 
Arbeiteg besser nicht belasten 
sollte, wie es offensichtlich von 
einigen Gruppen gemeint wird, 
‚die nicht bereit waren, sich an 
‚der heutigen Demonstration zu 
beteiligen. Wir halten das für 
schädlich und erklären nach- 
drücklich unsere Auffassung, 
daß die Verteidigung auch der 
Organisationsfreiheit der Lin- 
ken (wie die Verteidigung aller 
‚demokratischen Rechte) davon 
abhängt, in welchem Maße die 
Arbeiterklasse selbst in diesem 
Kampf eindeutig und aktiv Par- 
tei ergreift gegen die Hourgeoi- 
sie und ihre diensteifrigen Rr- 
füllungsgehilfen im Staatsapps 
rat, in allen bürgerlichen Par- 
teien und eben in der Ge- 
werkschaftsführung. 


DROHUNGEN GEGEN DIE 


‚Arbeiterkampf Nr, 38/Jan. 74 


Betriehsnahe Tarifpolitik und 
‚innergewerkschaftliche 
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tätigen machen möchte für die Arbeiter und Angestellten un- 


überbieten sich gegenseitig darin, Thesen zur „betriebs- 
‚nahen Tarifpolitik im Zusammenhang mit dem Demo- 
keiiiderengiprosch innerhalb der Gewerkschaften” her- 


Einen solchen Versuch hat jüngst wieder Otto Jacobi 
in seinem Aufsatz „Die innerverbandliche Stellung der 
Vertravensleute in der IG-Chemie-Papier-Keramik” un- 
ternommen. Der Beitrag erschien im September d. J. 

im „Kritisches Jahrbuch °73 — Gewerkschaften und 
Eisssnkampf“ Vai Picher in der Rebe „Informationen 
zur Zei”, 

"Welches sind die Analysen, weichen die Schlußfolgerun- 
‚gen Jscobis, und wie sind letztere vom Standpunkt 
wirklicher, also nicht nur verbal kämpferischer Gewerk- 
schaftspolitik zu beurteilen? 

‚Obwohl wir uns im ARBEITERKAMPF mehrfach mit 
den „Argumenten” der die „betriebsnahe Tarifpoliik” 
propagierenden Tagträumer und Schöngeister auseinan- 
dergesetzt haben — u. a. auch in Nr. 26/März 1973 — 
werden wir an dieser Sjelle noch einmal auf die Irrefüh- 
mungen und Fehleinschätzungen einer solchen Politik 
‚eingehen — diesmal alletdings unter besonderer Berück- 
sichtigung der Auslassungen, die „linke” Gewerkschafter 
und SB-Ideologen bezüglich „betriebmaher Tarifpolitik” 
und „innergewerkschaftlicher Demokratie” von sich zu 
geben pflegen. 

Denn es hat sich gezeigt, daß die Ergüsse des „Sozialisti- 
schen Büros” im allgemeinen und zu diesem Themen- 
kreis im besonderen die Arbeiter und Angestellten irre- 
führen, ihnen die Illusion eines „evolutionär-demokra- 
tischen Weges” in den Gewerkschaften vorspiegeln, damit 
die uneingeschränkte Macht der Gewerkschaftsbürokra- 
tie zementieren, also im Ergebnis nichts anderes sind als 
Wasser auf die Mühlen der Kapitalisten und ihrer Agen- 
tur in der Arbeiterklasse, der Gewerkschaftsführung. 


mittelbare und sehr weitreichende Folgen 


Im folgenden Artikel wird vermcht, die 

Wurzeln der von den „linken” SB-Iern und Soziakdemo- 
kraten propagierten „betriebsnahen Ti tik ala Vor- 
aussetzung innergewerkschaftlicher Demokratie” bloßzu- 
legen. Wir werden zeigen, daß diese „betriebanahe T 
rifpolitik” nichts anderes Ist als ein „betriebsnaher” Be- 
trug, der weder zu mehr Demokratie in den Gewerk- 
schaften führt noch zur Verbemerung der Lebensbedin- 
gungen der Werktätigen schon gar nicht zur Möglichkeit, 
an die Stelle der Macht der Bourgeoisie einmal die 
Macht aller Werktätigen zu etzen. Wir werden beweisen, 
daß die Konzeption der „betriebsnahen Tarifpolitik” 
sich im Gegenteil mit dem Interesse der Kapitalisten 
deckt, sich nahtlos in das kapitalistische System ein- 
paßt und sich als eines der Mittel erweist, ihre Macht 
und das „Recht auf Ausbeutung der Arbeitskraft” um 
jeden Preis zu erhalten. 

Wir werden darüberhinaus die Konsequenzen der „be- 
triebsnahen Tarifpolitik” aufzeigen, die die Gewerk- 
schaftsführung immer dann zieht, wenn es darum geht, 
die Interessen der Arbeiter und Angestellten im Wege des 
Streiks durchzusetzen. Dies ist die Frage nach der Kampf- 
bereitschaft der Gewerkschaftsführung, die sich mehr 
und mehr ausdrückt in der Taktik der „Nadelstiche’ 

und der „Schwerpunktstreiks”, und die einen Vall- oder 
‚gar Flächenstreik mit dem Ziel, die Kapitalisten wirklich 
zu treffen, peinlichst vermeidet. Wir werden schen, daß. 
diese Frage in engsten Zusammenhang steht mit der Or- 
ganisationsstruktur der Gewerkschaften, ihren finanziel- 
ken Vorbereitungen, die das Durchstehen eines wirkli- 
chen Aı fes, eines Flächenstreiks, ausschließen. 
Wir werden zeigen, daß die zunehmende Konzentration 
der Gewerkschaftsführung und ihres Apparates auf die 
Verwaltung der jeuren Masse des DGB-Besitzes 
auf eine mehr als fragwürdige „Bildungsarbeit” und auf 
den Ausbau ihrer Organisation zur „Kontrolle” der Mit- 
gliederbasis die Konzeption der „betriebsnahen Tarifpo- 
litik” geradezu zur Voraussetzung hat, um den Schein 
der Kampforganisation und der innergewerkschaftlichen 
Demokratie zu wahren und die Komplizenschaft der Ge- 
werkschaftsführung mit dem Kapital zu kaschieren, 


Die vier Thesen des 
„Sozialistischen Büros” 


Worten: 


Willensbikdungsprozeß, mit anderen 
der Ausbau der gewerk- 


auf Schutz und Förderung, soweit es 
nicht den Aufbau einer gerechten 


m wesentlichen stützen die SI 
jeologen und „linken” Sozialde-| 
;okraten ihr Plädoyer für eine] 
"„betriebsnahe Tarifpolitik als Voraus 
setzung eines innergewerkschaftlichen 
Demokratisierungsprozesses” auf die 
folgenden vier Thesen: 


1) Durch die betriebsnahe Tarifpoli- 
= tik kann der „innerbetriebliche 
"Lohnspielraum” in den einzelnen Be- 
trieben und Unternehmen durch Se- 
parattarifverträge ausgeschöpft wer- 
den. 
2) Diese Ausschöpfung des „‚innerbe- 
trieblichen Spielraums” durch die 
tarifliche Absicherung der Effektiv- 
iöhne und -gehälter „je nach den) 
Möglichkeiten der einzelnen Betriebe 
und Unternehmen” macht es umso) 
wahrscheinlicher, “... daß das vor- 
rangige Ziel in allen Gewerkschafts- 
Programmen, eine Umverteilung der 
Einkommen in der BRD vorzuneh- 
men, erreicht wird”. Das bisher prak-ı 
izierte Verfahren der „doppelten 
Lohnanpassung”, der Lohn- und Ge- 
haltserhöhung erstens durch die re- 
gionalen Tarifverträge und zweitens] 
durch die übertariflichen Zulagen in 
den Großkonzernen, deren „Lei 
stungsfählgkeit”” durch die regionalen) 
Tarifverträge nicht ausgeschöpft wor- 
‚den ist, hat — #0 die SB-Ideologen — 
„aufs ganze geschen zur Umvertok 
fung der Einkommen nicht geführt." 
Konzept der „betrieben 
politik” würde „die Iohn-J 
Beiriebsräte, 
zugunsten einer innerbetrieblichen ge- 
werkschaftlichen Tarifautonomie ab- 
gebaut.” Dadurch kommt die Lohn- 
‚politik auch in den Großkonzernen, 
aus der bisherigen „sozalpartner- 
schaftlichen Bindung” der Betriebs" 
räte heraus. Somit ist es zu erwarten, 
daß die Vertrauensleute in den Be 
der Großkonzerne zu einer 
kämpferischen Tarifpoliuik zu: 
‚den sich dann] 
inschließen, 10- 
onswerlu 
haben und nicht schon 
heute im Sinne dieses neuen gewerk- 
schaftlichen Konzepten eine „ausge- 
‚zeichnete Gewerkschaftsarbeit” Job 
sei 


röckkehren, Diener 


ein solches Kon- 
Tarifpolitik 
u der „Bine 
ußmöglichkeiten” der Vertrauens + 


eute auf den innergewerkschaftlichen 


schaftlichen Demokratie. Denn. eine 
„betriebsnahe Tarifpolitik” ist ja 
wohl schlechterdings unmöglich, 
wenn an ihr nicht Gewerkschafter be- 
teiligt sind, die die besonderen Ver- 
hältnisse der Betriebe und Unterneh- 
men kennen und aufgrund der Bilan- 
zen und Geschäftsberichte sowie der 
sonstigen Information aus den Be- 
trieben und Unternehmen beurteilen 
können, was in den einzelnen. Lohn- 
und Gehaltsrunden die Kapitalisten 
„zu leisten vermögen”. 

Die Argumentation des Sorialisti 
schen Büros gipfelt in der haarsträu- 
benden Feststellung, die innergewerk- 
schaftliche Situation sei dadurch ge- 
kennzeichnet, daß in der IG-Chemie 
und in der IG-Metall starke Tenden- 
zen festzustellen sind, die Position der 
Vertrauensleute auszubauen. 


Betriebsnahe Tarifpolitik 
— Ausschöpfung des Innerbe- 
trieblichen Lohnspielraumes’? 


Zunchst ist dem SB darin zuzu- 
stimmen, daß das Lohn- und Gehalts- 
gefälle in der chemischen Industrie 
von den Großbetrieben über die mit 
leren Unternehmen bis hin zu den 
Kleinbetrieben besonders groß ist. 
Die bisherige Praxis der Gewerk- 
schaftsführung lief darauf hinaus, in 
den jährlichen Tarifrunden die Klei- 
nen zu schonen und die Großen un- 
‚geichoren zu lassen. Dabei ging sie 
von der durchaus zutreffenden Tat- 
sache aus, daß die Klein - und Mitte 
betriebe eine den Profiten der Groß- 
konzerne angepaßte Lohn: und Ge 
haltsbewegung nicht würden verkraf- 
ten können. 

Die hochkonzentrierte chemische 
Industrie mit ihren außerordentlich 
hohen Investitionen weist nämlich 
in den Großbetrieben etwa im Mine- 
rmlölsektor einen Lohnkostenanteil 
von nur #6 am Gesamtkostevolumen 
auf, während dieser Lohnkostenan- 
teil’ desto größer wird, je kleiner 
Betrieb ist. Es ist nun nicht 
kennen, daß die Politik der 
schaftsführung diese : Entwicklung 
durch niedrige regı wo 
immer möglich 
{riebliche Abschlüsse jahrelang be- 
günstigt hat, getreu der sozialdemo- 
‚kratischen Grundsatzforderung, wo- 


nach " „das private Kigentum an 
Produktionsmitteln . Anspruch hat 
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Sozialordnung...” - hinderlich ist 
und leistungsfähige mittlere und 
kleine Unternehmen stärkt, damit 
sie die wirtschaftlichen Auseinander- 
setzungen mit den Großunternehmen 
bestehen können.” (Grundsatzpro- 
gramm der SPD, Bad Godesberg, 
November 1959) Wichtig war und ist 
also für die SPD und in ihrem Gefok 
ge für die _ Gewerkschaftsführung 
*.. der Schutz des privaten Eigen- 
tums an Produktionsmitteln...”, was 
gesamtgesellschaftlich gesehen nur 
möglich ist, wenn die vielen kleinen 
und mittleren Kapitalisten, die SPD 
nennt sie “... die kleinen und mittle- 
ren leistungsfähigen Unternehmen..." 
gestärkt werden. 

Hier nun liegt ein Dreh- und An- 
gelpunkt in unserer Auseinander- 
setzung mit den SR-Ideologen. Bevor 
sie die „betriebsnahe Tarifpolitik” 
so lauthals propagierten, hätten sie 
sich als „Marxisten” einmal daran 
erinnern sollen, wie die SPD 1959 die 
Liquidierung maristischer Restgeian- 
kengänge begründete. Ihr damaliger 
„Wirtschaftsexperte”, Dr. Heinrich 
Deist, sagte dazu auf dem Godesber- 
ger, Fiogrammparteitag otwa folgen“ 

ies: Marx habe das allmähliche Ver- 
schwinden der kleinen und mittleren 
Betriebe vorausgesagt und ihr not- 
wendiges Aufgehen in den Großkon- 
zernen wie auch ein damit einherge- 
hendes „Herabstürzen” der kleinen 
und mittleren Kapitalisten ins Prole- 
tariat. Beides sei aber nicht eingetre- 
ten. Vielmehr sei mit der Akkumula- 
tion der großen Kapitale auch ei- 
ne breite „Mittelschicht kleiner und 
mittlerer Unternehmer” entstanden, 
‚deren Stellung immer stärker werde, 
wodurch die marxistische Analyse 
weitgehend widerlegt sei. Ex si da- 
her geradezu unmarxistisch, aus die- 
ser Entwicklung. als „Volkspartei 
nicht die Konsequenz 

und auch noch an 
festzuhalten, die mit 
keit kollide 


‚Natürlich verschwieg Deist seiner- 
zeit die tatsächliche Entwicklung, in 
deren Verlauf zwar eine relativ breite 
„Mittelschicht“ mittlerer, kleiner und 
kteins ion entstanden war, 
aber erstens durch eine Subventions 
politik. der Öffentlichen Hände auf 
Kosten der Werktätigen in Form un- 
glaublicher Steuerbegünstigungen, von 
denen die großen wie die kleinen Ka: 
pitalisten gleichermaßen profitierten 
und zweitens in Form einer Abhän- 


hat, Die Arbaltor und Angmmeilen von 
Texsco sowie ihre Vertrauensloute und 
Betriebsräte haban bereits jahrelange Er 
fahrungen mit diesem Konzept der IG- 
‚Chemie-Führer machen müssen, die alle- 
samt sehr schlecht waren und In keiner 


angjhrig be 
tohenen „Betriebanahen Taritpolik“ fr 
Betriebe z.B. der Mineralßlindustrie, wer 
Fiekeit der kleinen von den mittleren 
und den mittleren von den große: 
die jeder heute beobachten kann, 
wenn einer der mittleren und großen 
in Liquiditätsschwierigkeiten kommt. 

Selbstverständlich waren Deist und 
seinen „Mitgenossen” Wehner und 
Ollenhauer seinerzeit diese Tatsachen 
bekannt. Ihnen kam es aber schon 
seit.langem nicht mehr darauf an, 
sie im Proletariat bewußt zu machen, 
um etwas daran zu ändern, sondern 
allein darauf, durch die "bewußte 
Förderung kapitalistischen Profitstre- 
bens in Form der „Absi der 
Kleinen” nach durch und durch bür- 
gerlicher Methode ihre christdemo- 
kratischen 'buhler  auszuste- 
chen. . 

Vor diesem ideologischen Hinter- 
grund muß die gewerkschaftliche 
Praxis. der überbetrieblich-zentralen 
Tarifpolitik gesehen werden, die — 
wie das Sozialistische Büro beklagt — 
nicht dazu geführt habe,“...den mög- 
lichen Lohnspielraum der Unterneh- 
men voll auszuschöpfen.” Natürlich 
ergab und ergibt sich bei ihrer Prak- 
tizierung für das betriebliche Manage- 
ment eine „innerbetriebliche Lohn- 
manipuliermasse”, die es „im Interes- 
se ihrer personalpolitischen Ziele ver- 
teilen kann”, indem es mit „sozial- 
partnerschaftlich” gebundenen Be- 
triebsräten entsprechende Be- 
triebsvereinbärangen abschließt. Na- 
türlich ergeben sich dadurch nicht 
nur erhebliche Lohnunterschiede zwi- 
schen den großen, mittleren und klei- 
nen Unternehmen, sondern auch er- 
hebliche Lohn- und Gehaltsgefälle 
innerhalb der Großkonzerne selbst, 
Aititikstret"cAlichuichier Lone 
die selbstverständlich nicht zögeı 
das „Leistungsprinzip" bei der Vertei 
ung der innerbetrieblichen Lohnma- 
nipuliermasse anzuwenden. 

Aber ist all dem durch die „be- 
triebsnahe Tarifpolitik", also durch 
die  „tarifpolitische Ausschöpfung 
des _ innerbetrieblichen Lohnspiek- 
raums” beizukommen? 

Zunächst: Es trifft nicht zu, daß 
die gewerkschaftliche Praxis — wie 
das Sozialistische Büro unterstellt — 
durch die überbetrieblich-zentrale 
Tarifpolitik in den letzten Jahren be- 
stimmt worden ist. Die Tatsache, daß 
die 1G-Chemie It. Geschäftsbericht 
1969 - 1971 jährlich 1006 Lohn 
und Gehaltstarifverträge, 521 Vertri- 
8: für Ausbildungshilfe, 272 Urlaubs- 
abkommen und Urlaubsgeldvereinba- 
rungen, 185 Arbeitszeitabkommen 
und 431 sonstige Verträge abge- 
schlosen hat, zeigt, daß die Ge- 
werkschaftsführung schon längst in 
einigen Bereichen zur vom Sozial 
stischen Büro so vehement geforder- 
ten „betriebsnahen Tarifpolitik” über- 
enangen ist 

Weiterhin: Dem Sozialistischen 
Büro scheint völlig entgangen zu sein, 
daß es aufgrund der Bilanzen und Ge- 
schäftsberichte der großen und mul- 
nationalen Konzerne eben heute 
nicht mehr feststellbar ist, wie hoch 
die im Inland erwirtschafteten Profi 
1 dieser Giganten tatslchlich sind, 
Will man also — um in der Terminolo“ 
gie des SB zu bleiben — feststellen, 
was die großen Konzerne „wirklich 
leisten können”, so muß man nicht 
nur die Bilanzen und Gewinn- und 
Verlustrechnungen auf bestimmte 
Kennziffern hin untersuchen, sondern 
man muß wich das gesamte statisti 
sche Material mit heranziehen. Selbst 
dann ist es noch unmöglich, die wirk- 
lichen Gewinne herauszurechnen, 
weil man die tatsächlichen Zukaufs. 
preise der Einsatzprodukte — die best 
gehütetsten Geheimnisse eines multi 
nationalen Konzerns — nicht kennt. 
Durch diese Preismanipulation - und 
noch durch viele andere Kniffe mehr 

etwa durch die Verlegung der steu- 
erlichen Abschreibung auf die Jahre 
der fetten Profite — int os den Groß- 
'konzernen möglich, die Gewinne ent- 
stehen zu lassen, wo und wann sie sie 
haben wollen. Allein schon aus die: 


lurch die „betriebsnahe 
nichts als eine blutleere 


konzerns 
Tarifpolit) 
Fiktion. 
Aber selbst wenn dem nicht so 
wäre, die Profite also in ihrer rein- 
sten Tatsichlichkeit fertgestellt und 


I ? 


als „Argument” in der Tarifausein- 
andersetzung benutzt werden könn- 
ten, s0 dürfte doch kein Marxist für 
eine „betriebsnahe Tarifpolitik" sein, 
Diese paßt sich nämlich nahtlos im das 
kapitalistische Wirtschafts- und Ge- 
sellschaftssystem ein, indem sie jedem 
Kapitalisten nur „das zumutet, was 
er leisten kann.” Wenn eine Tarifpo- 
litik © hundertprozentig systemkon- 
form ist, so ist es die „betriebsnahe 
Tarifpolitik”, Ein Beispiel soll dies 
verdeutlichen: 

Als im November/Dezember 1971 
bei Texaco die Raffinerien Heide und 
‚Grasbrook und einige Läger im Ruhr- 
gebiet bestreikt wurden für „vier 
Prozent Vorweganhebung, um deı 
Lohnstandard der übrigen internatio- 
nalen Mineralölgesellschaften zu 
reichen“, da konterte der Texaco- 
Vorstand die Argumentation der Ge- 
werkschaftsführung in einem Schrei- 
ben an die Privatanschriften der strei- 
kenden Kollegen mit dem Hinweis, 
getrennte Haustarife für einzelne Un- 
ternehmen würden gerade deshalb ab- 
geschlossen, um die besonderen 
Verhältnisse dieser Unternehmen zu 
berücksichtigen,“ 

Halten wir den Kernsatz fest: Die 
betriebsnahe Tarifpolitik dient den 
besonderen Verhältnissen der 
einzelnen Unternehmen. Ja, so ist es: 
Alles, auch der größte Betrug an den 
Werktätigen dient im Kapitalismus 
den besonderen Verhältnissen. Alles 
‚muß sich eben nahtlos in das System 
einpassen, damit seine Existenz,koste 
es, was es wolle, verewigt wird. Den 
kleinen Kapitalisten darf nicht zuviel 


SPD-Grundsatzprogn 
gestärkt werden. Den großen K. 
listen dagegen soll „abverlangt“ 
den, „was sie zu leisten vermögen‘ 
was sie also ohnehin freiwillig ge- 
geben hätten. Auf nichts anderes luft 
die Konzeption des SB hinaus. Wenn 
Marx und Engels wüßten, daß tich 
diese Leute zu Iren Epigonen rechnen! 
Aber treiben wir die Logik der 
„betriebsnahen Tarifpolitik" noch et- 
Was weiter. Das Sozialistische Büro 
behauptet, diese „neue“ Konzeption 
führe dazu, daß im Bewußtsein vieler 
„Lohnabhängiger“ nicht mehr. der 
Betriebsrat, sondern die Gewerkschaft 
als Garant für Lohnverbesserungen 
erscheinen werde. Für wie dumm 
hält das SB die Kapitalisten und die 
Gewerkschaftsführung eigentlich? 
Kann sich das SB wirklich nicht vor 
stellen, daß sich die Gewerkschafts- 
führung mit den Kapitalisten in „be- 
riebsnahen“ Tarifverträgen geireu 
‚dem „Leistungsprinzip” über eine be- 
stimmte, von der „betriebsnahen“ 
Lohn- und Gehaltssiaffel nicht er- 
faßte Lohn- und Gehaltssumme ein 
sen könnte „ die gemäß einem in 
einer zwischen Betriebsrat und Unter- 
sahmensleitung zu vereinbarenden 
Leistungsbewertung enthaltenen Punkt- 
system verteilt würde? 
as wäre die perfekte betriebsnahe, 
Tarifpolitik - nach dem Geschmack 
des SB, diesem linken Flankenschut 
einer zum _ Erfüllungsgehilfen 
exiblen Kapitalismus degenerierten 
Sozialdemokratie. 


Ita: 


‚Ausschöpfung des innerbetrieb- 
lichen Lohnspielraums — „Um- 
verteilung“ der Einkommen 7 


„Aufs Ganze gesehen“, so klagt 
‚das SB, hat „das System der doppelten 
Lohnanpassung“, also durch die über- 
betrieblich-zentrale Tarifpolitik und, 
‚durch die ihr folgende zweite inne, 
betriebliche Lohnwelle, „nicht zu es 
ner Umverteilung der Einkommen ge- 
führt, was als vorrangiges Ziel in allen 
Gewerkschaftiprogrammen steht. Die 
von den Gewerkschaften ausgehandel 
ten Lohnerhöhungen hielten sich alle 
Im Rahmen des Produktivirdtafore- 
schrien 

Ja, glaubt denn das Sozialistische 
‚Büro, eine im Zuge der „betriebana- 
hen Tarifpolitik” zwischen Gewerk- 
schaftsführung und Kapitalisten aus- 
gehandelte Lohn- und Gehaltserhö- 
hung würde sich nicht mehr „im 
Rahmen des Produk ivitätsfortschritts" 


A 


Büro 


halten? Ganz abgesehen davon, dab 
wir in den folgenden Abschnitten 
‚noch. zeigen werden, wie sehr und 
warum sich das SB gerade in diesem 
Punkt auf dem Holzweg befindet, so. 
Ist doch interessant, festzuhalten, wo- 
für sich das „revolutionäre“ SB so 
alles einsetzt: „„.für die Umverteilung 
der Einkommen, 


nicht an, daß es sich 
hier nur um einen Lapsus handelt, 
Wer das Wesen der „betriebsnahen 
‚Tarifpolitik“ begriffen hat, wer ihren. 
Zusammenhang mit dem „Leistungs 
prinzip" und den des „Leistungs- 
prinzips“ mit der bürgerlichen Ideo- 
logie vom Privateigentum sieht, der 
muß annehmen, daß hinter all dem 
System steckt. Der Kapitalismus soll 
nicht zerstört, sondern „akzeptabel“ 
gemacht werden. Deshalb wird den 
Arbeitern und Angestellten eingeredet, 
die gegenwärtig zugegebenermaßen 
noch „ungerechte“ Einkommens- und 
Vermögensverteilung werde durch 
neue Strategien der Gewerkschaften 
allmählich korrigiert. Wie schnell das 
sche, hänge aber nicht nur von der 
Wirksamkeit jener Strategien ab, 
sondern auch vom Einsatz und Kön- 
nen der Arbeiter und Angestellten, 
Jeder könne es zu etwas bringen. 
Durch neue Entlohnungsmethoden 
werde das Lohnfindungssystem nicht 
nur „gerechter“, er führe auch lang- 
sam, aber sicher zur Überwindung des 
kapitalistischen Systems. \\ 

Es dürfte unter Marxisten klar sein, 
daß die Kapitalisten alle ernsthaften 
Versuche einer „Umverteilung" ihres. 
(1) Vermögens zugunsten der Arbeiter 


‚den. Bedeutet dies doch in der Kon- 
sequenz Beschneidung und Einschrän- 
kung ihrer wirtschaftlichen und poli- 
tischen Macht. Was aber sollte die 
Kapitalisten bewegen, mehr oder we- 
iger freiwillig solch gefährlichen 
Plänen (Umverteilung) zuzustimmen! 
Gänzlich zynisch aber wird es, wenn 
‚die SB-Ideologen den Arbeitern emp- 
fehlen, solche Pläne auch noch mit 
Hilfe und im Gefolge von Gewerk- 
schaftsführern zu „erkämpfen“, die 
selbst zu den eifrigsten Gefolgsleuten,, 
zu Agenten der Kapitalisten gehören. 

Es ist doch durchaus naheliegend, 


zur Kenntnis nimmt und analyı 


uahme und jede 
Politik, die die Bourgeoisie hinnimmt 
‚oder = wie im Falle der „betriebsna- 
hen Tarifpolitik" — sogar propagiert, 
nur einem Ziel dient; Ihrer Vorberei- 
tung auf die bereits stattfindenden 
ind die kommenden ökonomischen 
und politischen Auseinandersetzun- 
gen im Weltmaßstab. Der westdeut- 
schen Kapitalistenklasse geht es zu- 
nächst um die Vorherrschaft in Euro- 
Pa innerhalb der EG, Sie trifft dabei 
auf die französische und englische 
jourgeoisie. Die nationalen und inter- 
nationalen Zusammenschlüsse großer 
Unternehmen, die die Konkurrenz 
aufdem „neuen Gemeinsamen Markt" 
aus dem Felde schlagen sollen, wach- 
sen von Tag zu Tag. Von der „Opera- 
tionsbasis“ einer Vormachtstellung in 
Westeuropa aus,hofft die Bourgeoisie 
in der BRD, ihre Position in der Welt 
gegenüber der japanischen und der 
amerikanischen Kapitalistenklasse zu 
festigen und möglichst auszubauen. 

Diese Ziele kann die westdeutsche 
Kapitalistenklasse mar erreichen, wenn 
sie gegenüber der Arbeiterklasse eine 
scharfe Politik verfolgt: Durchratio- 
nalisierung der Produktion unter Zu- 
hilfenahme aller technologischen Mit- 
tel, Reduzierung der Belegschaften in 
n Betrieben auf ein Mindestmaß, 
Senkung des Lohnniveaus und Stei- 
gerung des Arbeitstempos. 

Eines der Konzepte, das der Rea- 
lisierung dieser Maßnahmen dient, ist 
die „betriebsnahe Tarifpolitik“. Sie 
baut auf dem Gedanken der „indivi- 
duellen Lohnfindung“ auf. Löhne und 
Gehälter sollen nicht nur den „Lei- 
stungsyermögen" der großen und klei- 
nen Kapitalisten. angepaßt werden,” 
sondern auch den Leistungen einzel. 
ner Arbeiter und Angestellter. Diese 
‚Anpassung ist wiederum nur aufgrund 
von Leistungsbeurteilungs- und. be- 
messungssystemen- möglich. Hinzu 
kommt noch eine Reihe von Lohn- 
anreizverfahren. 

Wer die Entiohnungssysteme auf- 
grund von  Leistungsbeurteilungen 
kennt, kommt zu dem Ergebnis, daß 
der Arbeiter mithilfe der „betriebs- 
‚nahen Tarifpolitik‘ seine Arbeitskraft 
nicht so teuer, sondern so billig wie 
möglich verkauft, wodurch er völlig 
unbewußt seinen Beitrag leistet zu 
den ökonomischen und bald auch 


‚daß all diese feinen „Umverteilungs“. | t#t5ächlichen | Kriegsvorbereitungen 
Pline nichts anderes sind als demago. | GET Jeweligen nationalen oder kont- 
ische Fallen. in die die Gewerk. | Rentalen Bourgeoisie 


Pläne nichts anderes sing aıs demago- 
gische Fallen, in die die Gewerk- 
schaftsführer (im Auftrag der Kapita- 
listen) die Arbeiter locken, um ihnen 
schließlich — vielleicht in fünf, 10 
‚oder 20 Jahren — zu erzählen, daß es 
diesmal noch nicht so recht geklappt 
hat und daß jetzt dieser und jener 
Plan von den Arbeitern befolgt wer- 
den müsse, daß man mit diesen neuen 
Plänen den Kapitalisten mal ordent- 
lich an den Kragen gehen will usw. 

Seit Jahrzehnten treten die Ge- 
werkschaftsführer mit solchen Plän- 
chen an die Arbeiter heran, preisen ie 
als, ‚Ben Knüller, als die Masche, 
die"Lage der Arbeiter grundsitzlch 
zu verändern bei gleichzeitiger Ver- 
meidung einer Revolution, preisen 
ihre Pläne mit großem Aufwand und 
haben doch nur ein einziges Ziel dabei 
vor Augen, nämlich die Arbeiter da- 
von abzuhalten, mit dem gesamten 
politischen und sozialen System des 
Kapitalismus zu brechen. Bezüglich 
‚der Vermögens-Umverteilungs-Pläne 
der Gewerkschaftsführer bedeutet 
dies, daß es den Werktätigen gar nicht 
um „Umverteilung“ der Einkommen 
und Vermögen der Kapitalisten geht, 
sondern ausschließlich darum, das 
m te Einkommen und das 
m te Vermögen, namentlich 
'roduk ivvermögen in die Hand 
zu bekommen, und zwar Un ver« 
teilt, 

Einem Marxisten stellt ich daher 
‚das Problem der „Umverteilung“ der 
Einkommen und Vermögen gar nicht. 
Unter den Bedingungen det kapitalr 
stischen Produktionsweise lautet für 
ihn die Frage ganz einfach: Führt die 
„betriebsnahe Tarifpolitik" dazu, daß 
die die Produzent 
ihre Arbeitskraft an den Kapitalisten 
0 teuer wie möglich verkaufen kön- 
nen? 

Diese Frage kann nur derienige 
richtig beantworten, der bereit und in 
der Lage ist, sich klarzumachen, wel 
che Ziele die Kapitalisten gegenüber 
der Arbeiterklasse in den nächsten 
Jahren. verfolgen. w< 
Tatsachen in den Betrieben wie auf 


nenialen Bourgeoisie. 
Zwei einfache Beispiele sollen dies 
verdeutlichen: 
Bei den sogenannten Kleinstzeit- 
verfahren (Systeme. yorbestimmter 
Zeiten: MTM und Work Factor) wer- 
den im „betriebsnahen" Tarifvertrag 
(bisher in der Regel noch durch Be- 
\riebsvereinbarungen zwischen Unter- 
nehmensleitung und Betriebsrat) ln- 
zeiten festgelegt. Der Arbeiter erhält 
bei dieser Lohnform über einen ver- 
einbarten Zeitraum einen festgelegten 
Lohn, wenn er ein vorgegebenes Lei- 
stungspensum innerhalb der Planzeit 
ständig erfült. Bleibt er unter dem 
seforderten Pensum, wind sein Lohn 
entsprechend gekürzt. Ist er dagegen 
in der Lage, dauerhaft höhere Lei 
stungen zu bringen, so kann er einen 
neuen Lohnvertrag abschließen. Dies 
ist aber immer nur erst nach Ablauf 
des im alten Lohnvertrag  festgeleg- 
ten Zeitabschnitts möglich. Im Unter- 
schied zum traditionellen Akkord 
führen Mehrleistungen des Arbeiters. 
also nicht unmittelbar, sondern immer 
erst Wochen, oft gar Monafe später 
und such dann nur nach Zustimmung 
des Kapitalisten zu Mehrverdiensten, 
'Noch einschneidender wirken sich 
die Punktsysteme aus, die zur Beur- 
teilung und Bemessung der Leistungen 
im Angestelltensektor herangezogen 
werden. Gemäß dieser Punktsysteme 
wird die Leistung der Angestellten 
nach „Qualität” und „Quantität”* der 
von ihnen ausgeführten Arbeit mit 
bestimmten Punktsummen bemessen, 
In Tarifverträgen oder Betriebwerein- 
barungen wird. festgelegt, _ weiche 
Punktsummen welchen Gehältern 
„entsprechen“. Je höher also die 
Punktsumme, desto höher das Gehalt, 
Pro Gruppe und Abteilung wird nun 
in einer Kurve der Leistungsstand der 
Gruppe und der Abteilung graphisch 
dargestellt. Diese Kurve verläuft nach 
den ersten Beurteilungen und Bemes- 
sungen „normal”, weswegen sie auch 
‚den Namen „Normalverteilungskurve”“ 
trägt. Eine geringe Anzahl von Kolie- 
gen kommt danach auf eine niedrige 
Punktzahl, die meisten erreichen eine 


‚den von kontinentalen Monopolen 
immer heißer umkämpften Märkten 


mittlere und wieder eine geringe An- 
zahl wird mit hohen Punktaahlen be- 


— 


wertet. Der Kapitalist hat Jotat die 
Möglichkeit, die Gehälter systematisch 
zu drücken, bei gleichzeitiger 
hung der Anforderungen. Zunächst 
„eliminiert“ er die Kollegen mit den 
niedrigen Punktsummen durch Ver- 
setzung oder Entlassung. An ihre Stel- 
ie treten jetzt Kollegen aus der bisher 
mit „mittleren“ Punktsummen bewer- 
teten Gruppe. Entsprechend wird der 
Beurteilungsmaßstab verschärft, damit 
die Kollegen aus der Gruppe mit den 
bisher „mittleren“ _Punktsummen 
durch die neue Beurteilung auch tat- 
sächlich nur die niedrigen Punktzah- 
len und die niedrigen Gehälter errei- 
chen. Entsprechend fallen die Kolle- 
gen aus der bisherigen „Spitzengrup- 
pe" in die Mittelgruppe herab. Dieser 
Vorgang wiederholt sich von Beurtei- 
ung zu Beurteilung. Dem „Schicksal“ 
des permanenten Herabfallenskönnen 
die Kollegen nur entgehen, wenn sie 
ihre Leistung ständig steigern. 
Unterstützt die Gewerkschaftsfüh- 
rung diese Entwicklung zu einer immer 
schärfer werdenden Ausbeutung der 
menschlichen Arbeitskraft bei gleich- 
zeitiger Lohnsenkung ganz bewußt — 
wie sich im Geschäftsbericht 1969-71 
der IG Chemie auf den Seiten 337.347 
nachlesen läßt (hier wird auf Personak- 
beurteilungssysteme als die Hilfsmittel 
„moderner _ Lohnfindungssysteme““ 
ausführlich eingegangen) — so ist bei 
den SB-Ideologen auch in diesem 
Punkt eine Phrasendrescherei anzu- 
treffen, die von keiner Sachkenntnis 
getrübt ist. Sie konstatieren lediglich 
die Lohnunterschiede zwischen den 
großen, mittleren und kleinen Betrie- 
ben, zetern über das bisherige System 
der" „doppelten Lohnanpassung‘“ 
durch überbetrieblich-zentrale Tarif- 
politik und die zweite innerbe- 
triebliche  „Lohnwelle“,  be- 
klagen die finsiere Rolle, die rechte 
SPD-Betriebsratsfürsten in den Groß- 
konzernen dabei bisher gespielt haben 
und mokieren sich über die Tatsache, 
„daß das System der doppelten 
Lohnanpassung nicht zum vorrangigen 
Ziel der Gewerkschaften, einer Um- 
verteilung der Einkommen, geführt“ 
"habe. Über den Zusammenhang zwi- 
schen der von ihnen zur Abhilfe dieses 
„Übels“ empfohlenen „betriebsnahen 
Tarifpolitik" und den betrieblichen 


Leistungsbeurteilungssystemen, die 
ausschließlich der Erhöhung 
der Anforderungen bei gleich- 


zeitiger Senkung der Löhne die- 
nen, verlieren diese pseudosozialisti-. 


schen Hohlköpfe kein Wort. 
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einer systematischen Politik der IG- 
Chemie-Führer ist, daß ale selbst von 
diesen schlechten Zuständen vorzüg- 
lich profitieren. 

Wie aber will das SB jetzt die 
sewerkschaftliche Kampfbereitschaft 
und damit die Aussichten für ein an- 
‚nähernd erfolgreiches Durchstehen 
der Kämpfe erhöhen? 

Das Zaubermittel heißt auch hier 
wieder „betriebsnahe Tarifpolitik“. 
Der Kampf, so sagt das SB, müsse 
sich für die Kollegen in den Groß- 
betrieben „lohnen‘“. Bisher „lohnt“ 
ersichoffenbar nicht, Auch an dieser 
Stelle ist die „Argumentation“ des SB 
wieder recht einleuchtend. Sie weist 
darauf hin, daß - was auch-immer 
mithilfe der überbetrieblich-zentralen 
Tarifpolitik erkämpft werde — kein 
Tariflohn den Standard der Großkon- 
zerne erreichen könne, eben weil de- 
ren innerbetrieblicher Lohnspielraum 
durch den regionalen und überregio- 
nalen Tarifkampf nicht ausgeschöpft 
werde. Das versetze die Chemiebosse 
in die Lage, „eine geschickte soziale 
Befriedungspolitik in den Großbetrie- 
ben zu verfolgen, indem sie ‚freiwillig‘ 
den Tariflöhnen einige Prozente..." 
draufpackten. „Partner“ in dieser 
zweiten innerbeirieblichen Loharun- 
de seien aber nicht die Gewerkschaf- 
ten, sondern die Betriebsräte, die sich 
tarifpolitische Funktionen aneigneten, 
den zweifelhaften Versuch unternäh. 
‚men und zum Teil auch Erfolg damit 
hätten, den „innerbetrieblichen Lohn- 
spielraum“ auszuschöpfen. Erst wenn 
dieser — so muß der Schluß des SB 
Jauten(er wird nicht ausdrücklich ge- 
zogen) - durch eine gewerkschaftliche 
Forderung an seiner Obergrenze er- 
reicht werde, bestehe die Chance, 
auch die Kollegen in den Großkon- 
zernen wieder auf die Straße zu 
bringen. 

Zweifellos ist dem SB zuzustim- 
men, wenn es die Tatsache beklagt, 
daß gegenwärtig in den Großkonzer- 
nen der chemischen Industrie nicht 
die Gewerkschaft, sondern die Be- 
triebsräte das lohnpolitische Gesche- 
hen — was die Aktionen der Werk- 
tätigen betrifft — bestimmen, ein Vor- 
‚gang, der umso schwerer wiegt, alsja 
bekannt ist, daß, das Betriebsverfas- 
ungsgesetz die Betriebsräte an die 
„vertrauensvolle „ Zusammenarbeit" 
mit den Kapitalisten und an die 
Friedenspflicht bindet, ihnen also 
keinerlei „autonome“ Kampfmittel 
zugesteht. "Es ist weiterhin richtig, 


TEN 


Anzeige 


In diesem Katalog sind unsere heraus- 


bung aufgeführt. Der Katalog bietet 
insofern auch eine gute Untersth 
zung für die Arbeit mit interemierten 
Kollegen und Freunden. 


a 
„Betriebsnahe Tarifpolitik” — 
Stärkung der Kampfkraft der 
‚Arbeiterklasse ? 


Von der Umverteilung der Ein- 
kommen und Vermögen zum Tarif- 
kampf: Er soll nach Auffassung des 
Herrn Jacobi mun endlich das bringe 
was bisher nicht erreicht worden Ist 
eine „gerechtere” Einkommens und 
Vermögensverteilung! Das SB schreibt 
„Gewerkschaften und Betriebsräte 
haben auf jegliche kämpferische Pol- 
tik verzichtet, die allein die bestehen- 
Verteilungsungerechtigkeit hätte 
verindern können.“ (8, 85) 

‚Zunächst erscheint die Argumen- 


tation des Herrn Jacobi einleuchtend. 
Ausgehend von dem niedrigen Orga- 
nisationsgrad besonders in den Groß- 
konzernen (bei 
nur ca. 34%) 
fest 


ıyer, Leverkusen 
vllt das SB zutreffend 

‚daß sich während des Streiks 
'Chemiearbeiter 1971 die Schwi- 
‚der gewerkschaftlichen Organisa- 


tion der 1G Chemie deutlich gezeigt 
habe. Gleichzeitig verschweigt das 
‚diese Schwäche auch Ergebnis 
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daß diese gegenwärtige Praxis in den 
Großkonzernen „die Betriebsräte den 
Gewerkschaften entfremdet, letztere 
zunehmend aus den betrieblichen 
‚Auseinandersetzungen verdrängt und 
dazu beiträgt, daß der Organisations 
grad zurückgeht und die Erfahrung 
solidarischer Kampfaktionen schwin- 


‚Kann das nun durch eine „betriebs- 
nahe Tarifpolitik“ und durch Führung 
lokaler, auf einen Betrieb oder Kon- 
zern beschränkter Kämpfe verhindert 
werden? 


Von der Unmöglichkeit, den- „in- 
nerbetrieblichen Lohnspielraum” zu 
ermitteln, den das SB durch wich el- 
nen lokalen Tarifkampf ausschöpfen 
möchte, war schon die Rede. Hinzu 
kommt jetzt, daß aufgrund der Er- 
fahrungen des Chemiestreiks 1971 
und des Streiks bei Texaco Im Novem- 
ber/Dezember 1971 ein „betrieb: 
her Arbeitskampf“ nicht die geringste 
Aussicht für einen wirklichen Erfolg 
bietet 

Der Grund hierfür liegt darin, dab 
‚die Kapitalisten bei einem lokalen 
Streik die Arbeiter von Betrieb zu Be 
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irieb, von Abteilung zu Abteilung 

tig machen” können, Durch Lies 
forhilfsabkommen, die aus speziellen 
Streikfonds finanziell abgedeckt wers 
‚don, ist 0s Ihnen heute jederzeit mög« 
lich, die durch einen lokalen Tarif- 
kampf verursachten Lücken der Ver- 
sorgung des Marktes ohne den nering- 
ten Schaden für das vom Streik be- 
roffene Unternehmen auszufüllen, 
Hinzu kommt, daß die weltweiten 
Verbindungen der multinationalen 
Konzerne und deren Fähigkeit, wohl- 
organisiorte _Streikbrecherkolonnen 
(meistens bestehend aus Technikern) 
binnen kürzester Zeit in die bestreik- 
ten Betriebe einzufliegen, um die Pro- 
duktion etwa einer Raffinerie selbst 
bei einem Vollstreik zu gut 80% auf- 
recht zu. erhalten, die Chemiebonse 
nahezu unverwundbar macht, wenn 
die Arbeiter im Kampf nicht die be- 
trieblichen und die nationalen Gren- 
zen sprengen. Wer sich die Mühe 
macht, auch nur damit zu beginnen, 
die Streiks des Jahres 1971 zu analy- 
sieren (eine Aufgabe, vor der sich die 
Gewerkschaftsführung aus guten Grün- 
den beharrlich drückt), dem deutet 
sich das Ergebnis an, daß Streiks z.B. 
in der Mineralölindustrie nur noch 
dann Aussicht auf Erfolg haben, wenn 
sie weltweit geführt werden. 

‚Wo aber ist die Gewerkschaft, die 
einen solchen Kampf zu organisieren. 
in der Lage ist? 

Nirgends! Wir wollen es uns hier 
schenken, auf den organisatorischen 
Zustand des Internationalen Chemie- 
arbeiter-Verbandes (ICF) einzugehen. 
Betrachten wir nur einmal unsere IG 
‚Chemie: Wenn man den Geschäftsbe- 
richt 1969-1971 liest, so wird deut- 
18 diese Gewerkschaft sich 
it langem nicht mehr darauf 


länger als ein paar Tage durchzuste- 
hen. Wer nur ca. 13% für Streikunter- 
stützung einschließlich „Treuegeld“, 
Hinterbliebenen-Hilfe und Notlaxen- 
unterstützung ausgibt, 43% seiner Aus- 
gaben oder rund 40% seines Beitrags- 
aufkommens aber für Verwaltungsko- 
sten verausgabt — davon etwa 30% 
für Personalkosten — der steckt sich — 
wie wir in dem Bericht denn auch er- 
fahren — alle möglichen Ziele, nur 
nicht mehr das der Erkämpfung wirk- 
lich besserer Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen für die Arbeiterklasse. Für 
wen eine verstaubte sozialdemokrati- 
sche Partnerschaftsideologien verbrei- 
tende Bildungsarbeit, Werbung und 
Publikationen in der Rangordnung 
der zu finanzierenden Obiekte vor der 


Notwendigkeit rangseren, ausrelchen- 
de Rücklagen in den Streikfonds ein- 
zustellen, für den ist die „betriebsna- 
he Tarifpolitik” mit ihrer zweifelhaf- 


te tatsächlich der einzige Ausweg, von 
dem er sich die Wahrung des jämmer- 
lichen Scheins einer Arbeiter-Kampf- 


echter „Demokratisierung” der Gt 
werkschaften herauf, Durch die ge- 
schilderten Verhältnisse in der chemi- 
schen Industrie ist die Gewerkschafts- 
führung Ja mit solch „handfesten Pro- 


, daß sie nach 
Auffassung des Herrn Jacobi gar nicht 
anders kann, als eine Entwicklung 
einzuleiten, die die Stellung der V‘ 
trauensleute „stärkt”. Man könnte das 
Wolkenkuckucksheim des SB mit el; 
‚nem Satz beschreiben: Von der „Aus 
schöpfung des _ Innerbetrieblichen 
Lohnspielraums"“ zur  „Umver- 
jung der Einkommen und Ver- 
mögen“ durch „betriebsnahe und 
kämpferische Tarifpolitik” und „in“ 
aergewerkschaftliche Demokratie”. 
Und wieder ist bei Herm Jacobi 
alles so einleuchtend: Die Streiks 197 1 
haben gezeigt, daß die IG Chemie Ihr 
Organisationsverhältnis verbessern 
muß, Das hat auch die Gewerkschafte- 
führung erkannt. Sie weiß, daß sie 
‚dieses Ziel nur über funktionierende 
Vertrauensleutekörper in den Betrie- 
ben erreichen kann. Sie hat daher den 
Aufbau der Vertrauensleutekörper 
weiter vorangetrieben alı es die ande- 
ren DGB-Gewerkschaften getan har 
ben. Die Vertrauensleute aber „... kön- 
‚nen ihre Aufgabe, nämlich die Stär 
kung der gewerkschaftlichen Vertre- 
tung in der betrieblichen Basis, nur em 


füllen, wenn sie entsprechend ihrer Be- 
stimmung als Repräsentanten der Ge- 
werkschaften im Betrieb mit Rechten 


ausgestattet sind, die Ihnen 
Eingriffe in die innergewerkschaftli- 
che Willensbildung gestatten. Verbes- 
‚serte Mitwirkungsrechte der gewerk- 


ten Perspektive lokaler Scheingefech- ” 
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Demokratisierung 
tik, insbesond, 

aritpoltik“ 

Da haben wir's also. Es führt kein 
anderer Weg zum gelobten Land der 
Umverteilung als der der Demokrati- 
sierung. Natürlich ist da noch viel zu. 
tun — was, das erklärt Herr Jacobi 
wortgewaltig auf Seite 87 — aber im- 
merhin: Ein bedeutender Anfang ist 
doch schon gemacht! „Als entschei- 

dende Verbesserung der Rechte der 
Vertrauensleute”, jubelt unser be- 
riebsnaher, umverteilender und de- 
mokratisierender Tarifkämpfer 
de auf dem Gewerkschaftstag 1972 
‚der 1G Chemie in $ 13 dor Satzung 
aufgenommen, daß die Tarifkom- 
missionsmitglieder in Vertrauensleu- 
teversammlungen zu wählen sind. Bis- 
lang wurden die Mitglieder von Tarif- 
‚komm isssonen von den jeweiligen Vor- 
sänden benannt. Damit haben die 
Vertrauenueute einen entscheiden- 
den Einfluß auf die Zusammensetzung 
der Tarifkommissionen gewonnen.” 

Man kann nur annehmen, daß Herr 
Jacobi dem Gewerkschaftstag der IG 
‚Chemie vom 17.23. September 1972 
in Dortmund nicht  beigewohnt, 
die Verhandlungsprotokolle nicht 
Melesen hat und offenbar auch 
die „Richtlinien für die Tarif- 

beit“, die er im übrigen recht 
ausführlich. zitiert, nicht so. genau 
kennt, sonst würde er einen solchen 
Unsinn wohl nicht zu Papier bringen. 
Es ist doch wirklich nicht mehr als ein 
Zufalistreffer, daß der Gewerkschafts- 
tag einen Antrag annahm, den die De- 
legiertenhauptversammlung Frankfurt 
gestellt hatte. Dieser verlangte wie 
schon ein anderer Antrag der Ver- 
trauensleute von Merck, Darmstadt, 
die Wahl der Tarifkommissionsmi 
glieder durch die Vertrauensleute, al- 
lerdings mit dem Züsatz: „.... 
dürfen der Bestätigung 
Verwaltungsstellenvorstan 
Pässus steht denn auch in den „Richt- 
linien für die Tarifarbeit” unter Zif- 
fer VII, Abs. 6, was SB-Jacobi geflis- 
sentlich übersicht.) 

Wie wir im ARBEITERKAMPF 
Nr. 24/Dezember 72 berichteten, soß- 
te auch dieser Antrag den „Empfeh- 
lungen” der Satzungskommision an 


Forts. Rosa Luxemburg, 
Karl Liebknecht 
all in Deutschland wurden Bü- 
108 eingerichtet, um den kriminel- 
len Abschaum der deutschen Bour- 
geoisie und des Kleinbürgertums 
„zur Verteidigung der Republik” 
gegen die revolutionäre Arbeiter- 
schaft anzuheuern. 

Als Noske in der ersten Januar- 
woche den Polizeipräsidenten Eich- 
hom (USPD) für abgesetzt erklärte, 
feagierte die revolutionäre Arbeiter: 
schaft Berlins mit einer Demonstra- 
tion von 200.000 Menschen gegen 
diese Provokation. 

Am Morgen des 10. Januar ließ 
Noske seine konterrevolutionären 
Banden zum Sturm auf das Berliner 
Atbeiterviertel Spandau, ein Zentrum 
der revolutionären Bewegung, antre- 
ten. Der Angriff wurde mit Flam- 
menwerfern, _Maschinengewehren 
und Artillerie vorgetragen; gefangene 
‚Asbeiter wurden auf der Stelle er- 
schossen. Bis zum 13, Januar waren 
die wichtigsten Widerstandszentren 
des Berliner Proletarlats „unter Kon- 
rolle” gebracht 

Am 15. Januar gelang der SPD- 
Regiorung ein „besonderer Fang” 
Rosa Luxemburg und Karl Lieb- 
knecht wurden gefaßt. Im Vi 
mit der gesamten Bourgeoisie hatten 
die $PD-Führer schon lange zum 
Mord an diesen beiden Führern der 
fevolutionären deutschen Arbeiter- 
schaft. gehetat; auf Plakaten wurde 
Öffentlich zur Ermordung der. bei- 
den aufgerufen. 

So war für die konterrevolutiond- 
en Truppen, in deren Hände Rosa 
Luxemburg und Karl Liebknecht ge- 

rieten, der Fall klar; Noch 
Verhafteten im. Eden-Hot 
Stabquartier « 

tonären Kinheiten, eintrafen, war 
ihre Krmordung beschlossene Sache 
Gegen 11 Uhr nachts wurde Karl 
‚durch einen Nebenaumgang aus dem 
Hotel gebracht. Vor dem Tor wurde 
er mit dem Gewehrkolben niederge- 
schlagen und in ein Auto geschleppt 
Er wurde in eine Seitensıraße g- 
bracht und dort erschosen. 

Einige Zeit danach würde auch 
Rosa aus dem Hotel gebracht. Sie 
wurde ebenfalls mit einem Gewehr- 


den Gewerkschaftstag zufolge abge- 
lehnt werden. Der Frankfurter Dele- 
ierte bestand jedoch auf seinem An- 
trag 

Ich möchte eindringlich davor 
warnen, unsere künftige Gi 
schaftsarbeit und alle sich daraus erge- 
benden Aktionen und Aktivitäten 
mehr und mehr mit der juristischen 
Brille zu betrachten ... Wenn wir das 
tun, änd wir nämlich schon bald keine 
Kampforganisation mehr, sondern Pa- 
agraphenreiter, die zögernd und uns- 
‚cher nach einem Strohhalm Ausschau 
halten und vor lauter Abwägen der 
techtlichen Möglichkeiten womöglich 
die Aktion vergemen.” 

Diese Warnung blieb nicht ohne 
Wirkung auf die Delegierten, Das pür- 
te der Hauptvorstand sehr wohl. Des- 
halb wollte er mit der Begründung, 
der Kollege Vitt, der den Antrag „be- 
arbeitet‘“ hatte, seinicht im Raum, die 
Abstimmung „zurückstellen" — um 
Zeit zu gewinnen. Doch die Abstim- 
mung wurde erzwungen und ergab 
‚eine Mehrheit für den Antrag. 

AlsWerner Vitt zurückgekehrt war, 
„freute” er sich: „In diesem Antrag. 
Wird nichts über die Lösung des Pro- 
blems ausgesagt, das entsteht, wenn 
der Verwaltungsstellenvorstand die 
Bestätigung des gewählten Tarifkom- 
missionsmitgliedes versagt.” 

Und so machte er sich denn auch, 
gleich an die Arbeit, diese Abstim- 
mung im Grunde wieder rickgängig zu 
machen. Er ließ die Delegierten für 
einen Antrag stimmen, in dem die so- 
genannte „Synchronisation” (Aus- 
gleich) zwischen dem Frankfurter und 
dem Antrag des Hauptvorstandes zur 
Tarifpolitik gefordert wurde. In dem 
Antrag des Hauptvorstandes heißt es: 

„Soweit bei der Aufschlüsselung 
nichts anderes festgelegt wurde, sind 
„.. die Verwaltungsstellen verantwort- 
lich und bei der personellen Auswahl 
der Kommissionsmitglieder an die 
Vorschläge der gewerkschaftlichen 
Vertrauenskörper der tarifunterwor- 
fenen Betriebe gebunden.” 

Die Verwaltungsstellen sind also 
nur an die Vorschläge gebunden 
„Soweit bei der Aufschlüsselung nichts. 
änderes festgelegt wurde...” Nach Zif- 


fer VII, Abs. 3 erfolgt „die Festlegung 
der Zahl der Kommissionsmitglieder 
und deren Aufschlüsselung durch die 
Tarifabteilung im Einvernehmen mit 


Urbeiter, Bürger! 


Schlagf Ihre Führer. fotl 
Tötet Liebknecht! 


De 


u mn ums 
kolben niedergeschlagen, in ein Auto 
gezerrt, dort weiter mißhandelt und 
schließlich erschossen. Ihre Leiche 
wurde in den Landwehrkanal gewor- 
fen, wo sie erst im Mai 1919 entdeckt 


wurde. Auf Befehl Noskes wurde 
dann die Leiche Rosas heimlich bei 
seite geschafft, um eine Unter- 


suchung unmöglich zu machen, 

Der soziaklemokratische „Vor- 
wärts” bericht einzige Zeitung 
am Morgen des 16. Jafuar von der 
Verhaftung der beiden Arbeiterfüh. 
rer, jedoch noch nicht von ihrer 
Ermordung. In den Mittagsblättern 
des Tages hieß es dann einhellig: 
„Liebknecht auf der Flucht erschos- 
sen”, „Luxemburg von der Menge 
wetötet”‘, So wollte die Bourgeolsie 
‚den Mord vertuschen, den sie selbst 
organisiert hatte, 

Die Vertuschung des Mordes ge- 
lang jedoch nicht: die KPD und un- 
abhängige fortschrittliche Intellek- 
tuelle entlarvien den Mord und ent- 
hüllten die Vorgänge. Einer der Mör- 
der, ein gewisser Runge, legte 
schließlich ein Geständnis ab, das 
das ganze Lügengebäude der Bour- 
geoisie und Ihrer SPD-Regierung zum 
insturz brachte. 

Die Konterrevolution wütete in 
‚deisen weiter: Im Februar besetzten 
konterrevolutionäre Truppen Bremen 
Bremerhaven, Cuxhaven, Wilhelms 
haven und Mülheim an der Ruhr, 

Im März 1919 bäumte sich di 
proletarische Derlin noch einmal 


den beteiligten Organisationsstellen.“ 
Damit sind wir also wieder beim 
Hauptvorstand und den Verwaltungs- 
stellen, denen Werner Vitt durch einen 
Trick. die unumschränkte Herrschaft 
zurückgehölt hat. $o wurde der einzi- 
e fortschrittliche Antrag, den der Ge- 
werkschaftstag angenommen hatte," 
durch die Hintertür wieder rückgängig, 
gemacht. 

Herrn Jacobi ficht all das nicht an. 
Zwar nimmt er zur Kenntnis, daß 
„alle Anträge, die den Vertrauens- 
ieuten  Mitentscheidungen bei 
der Genehmigung von Urabstim- 
mungen sichern sollte sowie 
Einwirkungsrechte während des 
Verlaufs einer Tarifrunde .., auf 
„Empfehlung” der Satzungskommis- 
übon vom Gewerkschaftstagrigorot sd- 
geschmettert wurden. Gleichwohl 
sicht er den großen „Emeuerungsver- 
such”! der Gewerkschaftsbewegung 
heraufziehen, in dessen Verlauf den 
Vertrauensleuten „, .. institutionell 
äbgesicherte Mitwirkungsrechte an 
Höhe und Struktur der Forderungen 
sowie an der gewerkschaftlichen Ta- 
riftaktik „..” zugestanden werden. Die 
Gewerkschaftsführung muß ja diesen 
Weg gehen. Sonst wird sie ihrer spezi- 
fischen Probleme in den Großbetrie- 
ben nicht Herr. Phantastisch: „Eine 
betriebsnahe gewerkschaftliche Tarif- 
politik hätte die Mitglieder an derHö- 
he und Struktur der Forderungen, ins- 
besondere der speziell betrieblichen, 
zu beteiligen, mit dem Ergebnis, daß 
sich die Mitglieder mit der gewerk- 
schaftlichen Politik. identifizieren 
könnten und die gewerkschaftliche 
Verhandlungs-und Kampfposition ge- 
genüber den Unternehmern gestärkt 
würde.” 

Ob sich die Mitglieder noch mit 
einer gewerkschaftlichen Politik iden- 
ifizieren können, die unausweichlich 
‚dazu führt, daß die Abwehrkämpfe 
der Arbeiter in zunehmendem Maße 
durch Lieferhäfsabkommen und wohl- 
organisierte, weltweit operierende, im 
„Konfliktfal” von den Bossen als 
Besucher” getarnte Streikbrecherko- 
lonnen systematisch unterlaufen wer- 
den, ist doch wohl sehr zu bezweifeln. 

Dennoch: das SB spricht von der 
„betriebsnahen Tariftaktik” als von 
&inem „Erneuerungsersuch”. Eskann 
sich hier aber doch wohl nur um den 
„konzentrierten“ Versuch von Ge- 


gerufen hatte, ließ Noske alle öffent- 
lichen Versammlungen und die Zei- 
tungen der KPD verbieten. 

‚Am 5. und 6. März stürmten kon- 
terrevolutionäre Truppen der „Bri- 
inde Reinhard” — die sich schon im 
Januar „ausgezeichnet”” hatte — den 
Alexander-Platz und das Polizei-Prä 
sidium, wo sich bewaffnete proleta- 
nische Kräfte verschanzt hatten, 

Am 9. März.erteilte Noske den 
Befehl, alle Arbeiter, die bewaffnet 
gefangen würden, auf der Stelle zu 
erschießen. Vor allem der Arbeiter- 
bezirk Lichterberg wurde von der 
Konterrevolution terrorisiert. Die 
Zahl der Toten bei den März- 
Kämpfen in Berlin wird von bür 
serlichen Historikern mit 1200 - 
1500 angegeben! 

Die Ermordung von Rom Lux- 
emburg und Karl Liebknecht, in 
einer Reihe mit der Abschlachtung 
hunderter  Proletarier, bleibt eine 
ständige Anklage gegen die SPD- 
Führer und eine ständige Erinne- 
ung an das wahre Gesicht dieser 
„Verteidiger der Demokratie". Die 
Ereignisse sind eine Warnung, daß 
die Bourgeoisie ihre Herrschaft nie- 
mals freiwillig und wklerstandsios 
abtreten wird, sondern nur unte 
dem Druck revolutionärer Gewalt. 
— 

„Nicht der revolutionäre In- 

ätinkt, nicht das unvergleich- 

liche Heldentum der einzelnen 

Führer des Spartakusbundes, 

der hingemordeten Gründer un- 

serer Partei, konnte den Be- 
stand einer eisernen, im Feuer 
der revolutionären Erfahrungen 
zu Stahl gehärteten Avantgarde 
ersetzen. Karl und Rosa wurden 
gerade deshalb zu Opfern der 
berbarischen soziaklemokrati- 
schen _ Konterrevokution, zu 

‚Opfern der Noske, Ebert und 

‚Scheidemann und ihrer gekauf- 

ten Meuchelmörder, weil sie 

‚noch nicht dem deutschen Pro- 

hotariat „die Waffe hatten 

schmieden können, die das 
m Siege 


Ernst Thälmann 


„lumelil 


werkschaftsführung und Kapital han- 
dein, die unumschränkte Herrschaft 
‚der Kapitalisten zu „erneuern“, also, 
zu stärken. 


Weiche Konsequenzen sind 
zu ziehen ? 


‚Nennen wir noch einmal die vier 
„Argumente", mit denen das SB die 
„beiriebsnahe Tarifpolitik” begrün- 
det 

Der „innerbetriebliche Lohnspiel- 

raum” ist auszuschöpfen, jeder Kapi- 
talist ist nach seinem „Vermögen” zur 
Brust zu nehmen, die Großen müssen 
‚semolken werden, während die Klei- 
nen zu schonen sind. Nur diese Politik 
führe zur „Umverteilung der Einkom- 
men und Vermögen”, zu mehr kämp- 
ferischer Solidarität und mehr Demo- 
kratie in den Gewerkschaften. Unsere 
Antwort: 
1) Es liegt nicht im Interesse der Ar- 
beiterklasse und ist daher auch nicht 
Aufgabe der Gewerkschaft, die klei- 
nen und mittleren Kapitalisten zu 
schonen. Die Forderungen der gewerk- 
schaftlichen Tarifpolitik haben sich 
an solchen Betrieben zu orientieren, 
die an der Spitze der Lohnskala in der 
BRD stehen. Es darf keine Unterschie- 
de mehr geben zwischen den Löhnen 
in den großen Betrieben und denen in. 
den kleinen. 

Denjenigen, die das große Geschrei 
anfangen, daß das ja bedeuten würde, 
die kleinen und mittleren Betriebe in 
die Pleite zu treiben, wäre zu antwor- 
ten, daß die Arbeiterklasse kein Inter: 
esse daran haben kann, eine Konzen- 
ration der Produktivkräfte zu verhin- 
‚dern. Umso leichter wird sie sie spd- 
ter in Besitz nehmen können. 

2) Es liegt nicht im Interesse der Ar- 
beiterklasse, Vermögen und Einkom: 
men „umzuverteilen” und „breit zu 
streuen”. Es kann ihnen nicht darum 
schen, sich dadurch an das kapitalisti- 
sche System noch weiter zu binden, 
sondern ausschließlich darum, ihre Ar- 
beits- und Lebensbedingungen zu ver- 
bessern, indem sie ihre Arbeitskraft 
sO teuer wie möglich an den Kapitali- 
sten verkaufen. 

3) „Betriebsnaher Tarifkampf” be- 
deutet nicht Stärkung, sondern Zer- 
schlagung gewerkschaftlicher Solidari- 
tät. Es st ein Alptraum der Kapitali- 
sten, sich der zu einem einheitlichen 


Aus Anlaß des Kongresses der Kon- 
förderation Iranischer Studenten 
(CISNU) in Frankfurt wurde dort am 
Mittwoch, dem 9.1. und Sonnabend, 
[dem 12.1.74, zu Demonstrationen ge- 
Igen das Scı und die Verf. 
gungsmaßnahmen der Bundesre- 
gierung gegen iranische Studen- 
ten aufgerufen. Nach Verbot wur- 


Frankfurt: 
Demonstration gegen das Schahregime zusammengeknüppelt. 
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entschlossenen Arbeiterklasse um hö- 
here Löhne und soziale Verbesserun- 
gen eines Tagen gegenüberzuschen. 
Sämtliche Lieferhilfsabkommen und 
Streikbrecherkolonnen wären wert- 
os. Die Tatsache, daß die Arbeiter- 
klasse heute noch meilenweit von 
einem derartig geschlossenen Vorge- 
hen entfernt it, darf weder Sozial 
sten noch Kommunisten davon abhal- 
ten, ständig an der Herttellung dieser 
Einheit zu arbeiten. Das aber schließt 
die Propagierung „betriebsnaher Ta- 
rilkämpfe” aus, 

4) Eine gewerkschaftliche Politik, die 
sich die Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Arbeiter und 
Angestellten zum Ziel setzt und die 
somit unvermeidlichen Kämpfe vorbe- 
feitet, kann dies nicht ohne 
tie, d. h. den rückhaltlose 
der Mitglieder auf breitester Front, in 
die Tat umsetzen. Die Mitglieder hät- 
ten zu entscheiden, wann und wie die 
hauptamtlichen, von ihren Beiträgen 
bezahlten Sekretäre und der Haupt- 
vorstand einen Streik zu organisieren 
und zu führen hätten. Dies und nichts. 
anderes wäre die Erneuerung der Ge- 
werkschaftsbewegung. Gegenwärtig 
aber findet das genaue Gegenteil statt: 
Der Hauptvorstand entscheidet, wann 
und wofür die Mitglieder zu kämpfen 
haben. Im „betriebsnahen Tarif- 
kampf“ — der perfektionierten „Na- 
delstichtaktik” - wird das noch mehr 
der Fall sein. 

Wenn man hört, was Bezirksleiter 
wie Eduard Kolitsch (Westberlin), 
‚ohne nennenswerten Widerspruch zu 
provozieren, auf dem Gewerkschafts- 
tag 1972 zum Thema „innergewerk- 
schaftliche Demokratie” sagen kön- 
nen („Es muß eine Sperre, eine Kon- 
trollinstanz geben, die in derLage ist, 
Fehlentscheidungen an der Basis ... 
zu korrigieren”), dann kann man doch 
nur den Schluß ziehen, daß die IG 
‚Chemieführung nicht dem Ausbau der 
innergewerkschaftlichen Demokratie 
zuneigt, sondern kräftig dabei ist, zu 
Überlegen, wie sie die Basis jeder 
Selbsttätigkeit berauben kann. 

Hiereinen entschlossenen Abwehr- 
‚kampf zu führen, wird die Aufgabe 
aller bewußten Gewerkschafter sein. 


Texaco-Sympathisanten-Gruppe 
KB/Gruppe Hamburg 
(Chemiebereich) 


den beide Demonstrationen von der 
Polizei brutal zusammengeknüppelt, 
wobei es zahlreiche Verletzte gab. 

Ein ausführlicher Bericht wird dazu 
im nächsten ARBEITERKAMPF er- 


- scheinen. Nachstehend drucken wir. 


eine Preseerklärung der iranischen 
CISNU ab, die noch vor den Demon- 
strationen veröffentlicht wurde: 
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‚Arbeiterkampf Nr. 38/Jan. 74 


Die DRD unterstützt den räuberischen 
Isrselischen Imperialismus propagan- 
distisch und materlell, wo immer es 
Ihr möglich ist. 
(vielen Jahren Binder In ler ca 
ütsch-israelische Jugendaus- 
tausch statt. Mit wenig Aufwand wird 
schr viel politischer Profit gemacht — 
bei der Gewinnung der Jugend für den 
Zionismus ist diese Institution sicher 
am wirksamsten. 
Iljährlich fahren rund 5,000 Ju- 
gendliche aus der BRD im Rah- 
men des deutsch-israelischen Jugend- 
‚austausches nach Israel. Sie kommen 
aus kirchlichen Jugendorganisationen, 
aus der Gewerkschaftsjugend, aus Ju- 
gendringen, cs sind Volkshochschul- 
gruppen, Schülergruppen u. a, 
Initiator ist das Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit; 
dieser Austausch wird vom Ministeri- 
um mit rund 2 Mio. DM gefördeı 
In den allgemeinen Richtlinien zu 
den _ Jugendaustauschprogrammen 
steht über den Sinn und Zweck dieser 
Maßnahmen: „Der Bundesjugendplan 
gewährt Hilfen zum gegenseitigen Ken- 
nenlernen und besseren Verständnis 
der Jugend aus europäischen und aus- 
sereuropäischen Ländern...“ Ziel des 
deutsch-israelischen _Jugendaustau- 
sches ist es aber offenbar, die Jugend- 
lichen zum Kennenlernen und zum 
besseren Verständnis imperialistischer 
Politik am Beispiel Israels zu bringen. 


Nur wer politisch „astrein” ist, 
‚darf fahren 


Um zu gewährleisten, daß die Ju, 
‚gendlichen aus Israel mit einem besse- 
ren Verständnis für imperlalistische 
Politik zurückkommen, findet unter 
den Reisewilligen eine politische Aus- 
lese statt. Die Bestimmungen dieses 
Austauschprogramms sind so angelegt, 
daß letztendlich nur politisch zuver- 
lüssige, also schon pro:israelisch einge- 
stellte Jugendliche die Reise antreten. 

In den Bestimmungen steht: „Die 
"Teilnehmer an internationalen Begeg- 
‚nungen in Israel sollen mindestens 
21 Jahre alt sein „.. Sie müssen durch 
Kurse und Seminare über die Ge- 
schichte des jüdischen Volkes, die Ent- 
stehung des Staates Israel und seine 
Probleme in der heutigen Welt vorbe- 
reitet und sorgfältig ausgewählt sein .. 
Für alle Begegnungen in Israel muß 
das Einverständnis der Botschaft des 


der Einimpfung des Schuldkomplexes 
gegenüber den Juden (‚die Verbrechen 
‚des deutschen Volkes an den Juden”), 
so daß bei Antritt der Reise schon je- 
der mit einem so schlechten Gewissen 
ausgerüstet ist, daß jede Kritik an der 
wie der Gipfel der Un- 


An Israel : 
Schulung durch Zionisten 


Die durchschnittliche  Israclreise 
sieht so aus: Zwei bis sechs Wochen 
‚Aufenthalt, Besichtigung historischer 
Stätten, Besichtigung von Gedenk- 
stätten für die Opfer des Nazi-Terrors. 
gegen die Juden, längerer Arbeits- 
aufenthalt in einem Kibbuz. Während 
der ganzen Reise werden Vorträge und 
Seminare über Israel abgehal 
Schwerpunkte sind dabei die 
gung der Juden durch dit Nazis und 
der „Konflikt” mit den arabischen 
Nachbarstaaten. Dieser letzte Punkı 
wird fast immer von einem Offizier 
der israelischen Armee abgehandelt; 
die wirtschaftlichen und arbeitspoli 
schen Probleme werden von einem 
Mann der Histraduth (der zionist 
schen Einheitsgewerkschaft) darge- 
stellt, 

Der Erfolg dieser Schülung durch 
zionistische Spezialisten spiegelt sich 
in den Reiseberichten wieder, Eine 
Berliner Reisegruppe schrieb nach 
einer „Erläuterung der arabsichen 
Kriogspropaganda” über das Problem 
der palästinensischen Flüchtlinge: 
u u, Obwohl Akypten genug Raum 
ind Möglichkeiten für eine Eingliede- 
rung in seinen Staat hat, lehnen sie 
Jede Verantwortung ab. Sie halten sie 
(die palästinensischen Flüchtlinge) 
in einem ‚Musterkäfig‘, der der Welt 
zeigen soll, Israel sei daran Schuld, 
‚daß sie dort in solchem Elend sind. 
Eine widersinnige und unmenschliche 
Situation. Israel hat dagegen 1. B. 
‚nach dem Krieg ein paar hunderttau- 
‚send Juden, die mit nichts aus den 
erablschen Nachbarländern nach dem 
Krieg hereinströmten, in seinen klei- 
‚nen neuen Staat aufgenommen ... Der 
israelische Staat strebt ein gutes Ver- 
hältnis zu den Arabern an und sorgt 
dafür, daß sich diese Minoricdt in ihr 
Gesellschaftsleben ohne Schwierig- 
keiten eingliedert", 

Selbst die völlige Militarisierung 
Israels wird als selbstverständlichste 
Sache der Welt hingestellt: „Er gibt 
‚für Israel keine Sicherheitsgarantien, 
und da den 2,5 Mio. Israelis 40 Mi 
‚Araber als Feinde gegenüberstehen, 


ergibt sich die Notwendigkeit, alle Jun- 
‚gen Leute im Alter von 18 bis 20 Jah- 
ren zum Militärdienst zu rufen ... Wir 
haben uns sagen lassen, daß man keine 
Probleme mit verwahrloster Jugend 
har. 'Die Jugend ist nationalbewußt 
und kann sich wegen der dauernden 
Konfiktsttuation Ausschweifungen 
kaum erlauben.” 

Mit dem Bewußtsein vom kleinen 
gebeutelten jüdischen Volk, daß sich 
‚noch immer seiner Haut wehren muß, 
kommen fast alle Jugendlichen aus‘ 
Israel zurück, Dieses Bild deckt sich 
völlig mit der Propaganda, mit der die 
BRD-Imperialisten den Zionismus hier 


Die Jugendlichen, die nach Irael 
fahren, sind so ausgewählt, daß sie 
ihre „Erfahrungen” im Schnecball- 
system an andere Jugendliche weiter-/ 
geben können — meistens sind es] 
Funktionäre der oberen und mittleren 
Ebene in den bürgerlichen Jugendver-| 
bänden, Wenn die dann über ihre Is- 
raelreise erzählen, wirkt das auf die 
anderen Jugendlichen in der Organisa-| 
tion viel plastischer und glaubhafter, 
als es der bürgerlichen Presse je gelin-| 
gen kann. 


Nach dem Nahostkrieg: 
BRD-Jugendliche an der israeli- 
schen Heimatfront - Israel wirbt 
um Söldner in Jugendverbänden 
Nach dem letzten Nahostkrieg 


bahnt sich in den Austauschbeziehun- 
‚gen eine neue Entwicklung an. So or- 


a 


‚anisierte der Siegener Kreitjugend- 
Ting vor kurzem Arbeitseinsitze Ju- 
gendlicher in Israel, 

In dem Aufruf dazu heißt es: „Der 
Kreisjugendring Siegen führt im Rah- 
‚men einer Aufdauhälfe für Israel einen 
dreiwöchigen Arbeitseinsatz für larael 
in der Zeit vom 22.12.73 bis 12.1.74 
im Kreis Emek-Hefer in Israel durch, 
Wir suchen Leute, die daran interes- 
siert sind, in Familien in Israel bei der 
Ernte zu helfen, da fast alle Männer 
beim Militär sind .... Die Kosten für 
‚den Flug übernimmt das Land Nord- 
rhein-Westfalen (1)." 


Inzwischen bemühen sich auch zio- 
nistische Organisationen direkt um 
Jugendliche aus der BRD. In letzter 
Zeit bekamen verschiedene Jugendor- 
‚ganisationen von einem „Jewish Com- 


1. Wieder Krieg in Nahost (AK 34) 
Wie entstand Israel 

2. Was ist Ziomismus 

3. Was ist Zionismus 


1. Teil (AK 
2. Teil (AK 


munity Center” in Tal Aytv Aufrufe, 
zugeschickt, die die Jugendlichen auf 
fordern, als Söldner in der Israelischen 
Armee zu dienen, „Bist mich Du bes 
reit, Im Rahmen einer weltweiten 
Hilfsbewegung Deinen Beitrag für Is- 
nel und für die Freiheit zu leisten? 
Die israelischen Streitkräfte und rück- 
wärtigen Dienste bieten auch Dir einen. 
‚gebührenden Platz!" heißt es in dem. 
Aufruf, 

Die Zonisten könnten getrost noch 
frecher worden, der Unterstützung 
‚durch die BRD-Imperialisten können 
sie sicher sein, 

Um die zionistische Ideologie noch 
besser in der Jugend verankern zu kön- 
nen, hat man sich im Ministerium 
schon neue Sachen einfallen lassen: 


‚den Zionismus noch besser in der Ju- 
‚gend verankern zu können, und der 
‚Austausch von werktätigen Jugendf 
‚chen, um damit auch die bisher von 
‚den Austauschprogrammen fast aus 
geschlossene Arbeiterjugend besser be- 
einflussen zu können. 
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4. Olympischer Frieden und palästinensischer Krieg (AK 22) 
5. Kritik am Palästins-Artikel im ARBEITERKAMPF Nr. 22 (AK 23) 


6. Terror-Urteile in Israel (AK 28) 


7. Wo sind die „Mörder-Zentralen”? (AK 28) 

8. „Friedenskanzler auf Geschäftsreise” (AK 30) 

9. Zionismus: Immer neue Verbrechen (AK 32) 

10. Die Massenarbeit ist immer die Basis (AK 28) 

11. Zionismus in’der BRD (AK 35) 

12. DGB: Kampagnen für den Zionismus (AK 36) 

13. Zur arabischen Bourgeoisie: mit dem Volk gegen das Volk (AK 37) 


14. Studentendemonstration. 


‚Ägypten (AK 25) 


15. Der palästinensische Widerstand nach dem Waffenstillstand in 


Nahost (AK 36) 


16. „Palästinensischer Staat”? (AK 36) 
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für die griechischen Faschisten 1 


Kapitalstische Energiepolitik 
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Das Contrun schickt ungehend sämtliche Einzeiheit 
und Unterlagen, 


Jugend« und Schulpolitik 

Deutsch-israelischer Jugendaustausch! So wer 2 
‚den Jugendliche für den Zionlsmus gewon- 

‚nen 


Dex Steg wird unser sein! 


